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Bayerischer Landtag 

2. Legislaturperiode 
Tag·ung 1951/52 

Beilage 2567 

Der Bayerische 
Ministerpräsident 

An den 

München, den 17. April 1952 

Herrn Präsidenten 
cles Bayerischen Lanclt~gs 
München 

B.etr.eff: 
Entwurf 'eiwes Ge1setze1s üher d!Le Orgaruiis-at-ion 
der Po'lizei in B·ay.ern (Po1li.ze:iorga0ni:sations­
g·.e1setz) 

· Auf Grund Beschlusses des Ministerrats vom 
8. April 1952 übermittle ich in der Anlage den oben­
bezeichneten Gesetzentwurf der Staatsregierung 
mit der Bitte um weitere verfassungsmäßige Be­
handlung. 

Der Entwurf wurde gleiclizeitig dem Baye­
rischen Senat zur gutachtlichen Stellungnahme ge­
mäJ.l Art. 40 der Verfassung zugeleitet. Der Senat 
'Wlude gebeten; sein Gutachten möglichst so recht­
zeitig zu erstellen, daß es bei der Beratung des 
Entwurfs im Landtag noch berücksichtigt ·werden 
kann. 

I. V. 
(gez.) Dr. Wilhelm Hoegner, 

Stellvertreter des Ministerpräsidenten 
und Staatsminister des Innern 

* 

Entwurf eines Gesetzes 
iiber die Organisation der Polizei in Bayern 

(Polizeiorganisationsgesetz) 

1. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 

1 

(1) Träger der Polizei sind der Staat und die 
Gemeinden nach Maßgabe der Bestimmung·en dieses 
Gesetzes. 

(2) Die Dienststellen und Dienstkräfte der 
Polizei des Staates und der Gemeinden sind zu 
gegenseitiger Amtshilfe verpflichtet. 

Art. 2 

(1) Aufgaben des Staates, deren Wahrnehmung 
der Polizei nach Maßgabe der Gesetze obliegt, sind 
insbesondere: 

1. die Verhütung und polizeiliche Verfolgung 
mit. Strafe bedrohter Handlungen, die Ver­
hütung jedoch nur, soweit die Strafdrohung 
nicht auf Ortsrecht beruht; 

2. die Verhütung und polizeiliche Verfolgung 
von Handlungen, die auf Grund Verfassungs­
rechts verboten sind; 

3. die Durchführung der polizeilichen Maß­
nahmen ün Rahmen des Luftschutzes; 

4. die Durchführung der polizeilichen Maß­
nahmen im_ Rahmen des Schubwesens; 

5. die polizeiliche Regelung und die über­
. wachung des überörtlichen Verkehrs auf den 
Binnengew·ässern; 

6. die Überwachung und der polizeiliche Schutz 
der Landesgrenzen; 

7. die Überwachung des Personenverkehrs auf 
Flughäfen. 

(2) Die Verhütung ortsrechtlich mit Strafe 
bedrohter Handlungen ist Angeleg·enheit des eige­
nen Wirkungskreises der Gemeinden. Für Gemein­
den mit eigener Polizei sind die Aufgaben gemäß 
Abs. 1 Ziffer 1 bis 3 Angelegenheiten des über­
tragenen Wirkungskreises. 

(3) Die Landräte, die Regierungspräsidenten, 
deren Stellvertreter sowie der Staatsminister des 
Innern können unbeschadet anderweitiger gesetz­
.licher Vorschriften, insbesondere der Strafprozeß­
ordnung, der staatlichen Polizei für die Durch­
führung der in Abs. 1 bezeichneten Aufgaben 
Weisungen erteilen. 

(4) Für die Verhütung und polizeiliche Ver~ 
folgung von Handlungen, die auf Grund Ver­
fassungsrechts verboten sind, gelten die gesetzlichen 
Vorscluiften über die Verhiihing und polizeiliche 
Verfolgung mil Strafe bedrohter Handlungen sinn­
ge1n~iO.. 

Art. 3 

(1) Als Dienstkräfte des ständigen polizeilichen 
Vollzugsdienstes (Einzeldienstes) dürfen nur Be­
amte und nach Maßgabe der Ausfö.hrnngsvorschrif­
ten Beamtenanwärter verwendet werden. 



Als Dienstkräfte des Einzeldienstes sind in der 
Regel Beamte oder Beamtenanwärter der Bereit­
schaftspolizei einzustellen, die ihre Ausbildung in 
der Bereitschaftspolizei ordnungsgemäß beendet 
haben und zur Verwendung im Einzeldienst geeig­
net sind. Andere Bew.erber dürfen grundsätzlich 
nur eingestellt werden, wenn geeignete Beamte 
oder Beamtenanwärter der Bereitschaftspolizei nicht 
vorhanden sind. 

(3) Dienstkräfte der Polizei können innerhalb 
des Bereichs ihres Dienstherrn von einem Polizei­
verband oder -von einem Dienstzweig der Polizei 
zu einem anderen abgeordnet oder versetzt werden. 
Ebenso kann ihre Venvendung in einer anderen 
Dienstart sowohl innerhalb des gleichen Polizei­
verbandes oder Dienstzweiges als auch bei Abord­
nung oder Versetzung zu einein anderen Polizei­
verband oder Dienstzweig e.ngeordnet werden. 

Art. 4 

(1) Dienstkräfte der Polizei dürfen sich un­
beschadet der Ausübung des aktiven Wahlrechts 
politisch nicht betätigen. 

(2) Die bloße Mitgliedschaft bei einer politischen 
Partei gilt nicht als politische Betätigung im Sinne 
des Abs .. 1. 

Art. 5 

Die beamtenrechtlichen Verhältnisse der Be­
amten der Polizei bestimmen sich, soweit dieses 
Gesetz nichts anderes vorschreibt, nach dem für die 
Beamten des Staates und der Gemeinden allgemein 
geltenden Recht. 

Art. 6 

Polizeibeamte im Probedienst sind in den Ruhe­
stand zu versetzen, wenn sie infolge Krankheit, 
Verwundung oder sonstiger Schädigung, die sie sich 
ohne Vorsatz oder grobe Fahrlässig·keit bei Aus­
übung oder aus Veranlassung des Dienstes zu­
gezogen haben, dienstunfähig geworden sind. Für 
die Beurteilung der Dienstunfähigkeit gilt Art. 93 
Abs. 1 des Bayerischen Beamtengesetzes ent­
sprechend. 

Art. 7 

(1) Beamtenanwärter der Polizei können jeder­
zeit entlassen werden. Bei Dienstvergehen können 
sie nach vorheriger Anhörung durch eine .schrift­
liche, mit Gründen versehene Verfügung des Dienst­
vorgesetzten mit Warnung, Verweis oder Geldbuße 
bis zur Höhe "eines Monatsbetrages des Unterhalts­
zuschusses bestraft werden. Im übrigen gelten neben 
den Bestimmungen dieses Gesetzes die beamten­
rechtlichen Vorschriften iiber oberste Dienstbehör­
dei1, Dienstvorgesetzte, Diensteid, Streikverbot, 
Nebentätigkeit, Annahme von Belohnungen· oder 
Geschenken, Wohnort und Wohnung, Dienstver­
gehen, Haftung und Versetzung sinngemäß. 

(2) Beamtenanwärter der Bereitschaftspolizei 
erhalten freie Heilfürsorge; das Nähere wird durch 
Verordnung bestimmt. 

(3) Werden Beamtenanwärter der Polizei durch 
ei11en Dienstunfall verletzt, so gelten die Bestim-

mungen des Bayerischen Beamtengesetzes über das 
Heilverfahren (Art. 124 und 125 des Bayerischen 
Beamtengesetzes) und über den Unfallsachschaden­
ersatz (Art. 134 des Bayerischen Beamtengesetzes) 
entsprechend. Ferner ist Art. 135 des Bayerischen 
Beamtengesetzes sinngemäß anzuwenden, auch dann, 
wenn der Beamtenanwärter nicht entlassen ist, je­
doch mit der Maßgabe, daß bei Beamtenanwärtern 
ohne Dienstbezüge der Bemessung der ruhegehalt­
:fähigen Dienstbezüge die Diäten zu Grunde zu 
legen sind, die der Beamtenanwärter bei der Er­
nennung zum außerplanmäßigen Beamten zuerst zu 
erhalten hätte. · 

(4) Die Besoldung der Beamtenanwärter der 
Bereitschaftspolizei und des Einzeldienstes wird 
durch besonderes Gesetz geregelt. 

Art. 8 

(1) Zur fachlichen Ausbildung der Polizeidienst­
kräfte in allen Aufgaben des staatlichen und ge­
meindlichen Polizeidienstes sind Schulen einzu­
richten. Auf die demokratische und staatsbürger­
liche Erziehung· und Fortbildung, der Beamten und 
Beamtenanwärter der Polizei ist auch außerhalb 
der Schulen durch besondere Einrichtungen Vor­
sorge zu treffen. 

(2) Die staatlich'en Polizeischulen unterstehen 
unmittelbar dem Staatsministerium des Innern. 

(3) Die Gemeinden sind befugt, eigene Polizei­
schulen zu errichten und zu unterhalten; diese 
unterstehen der Aufsicht des Staatsministeriums des 
Innern. 

II. Gemeindepolizei 

Art. 9 

(1) Jede Gemeinde hat das Recht und die Pflicht, 
zur Wahrnehmung des ständigen polizeilichen Voll-

, zugsdienstes (Einzeldienstes) innerhalb des Ge­
meindegebiets eine eigene Polizei zu errichten. Die 
Gemeindepolizei muß die Dienstkräfte, Einrichtun­
gen und Sachmittel umfassen, die für eine wirk~ 
same Handhabung der im Gemeindebezirk erfah­
rungsgemäH anfallenden polizeilichen Aufgaben 
notwendig sind. 

(2) Erscheint in einer kreisangehörigen Ge­
meinde die Unterhaltung einer eigenen Polizei im 
Hinblick auf die Leistungsfähigkeit der Gemeinde 
nicht dauernd gesichert, so kairn die Gemeinde beim 
Staatsministerium des Innern beantragen, daß die 
der Gemeindepolizei obliegenden Aufgaben durch 
die Landpolizei wahrgenommen werden. Wird die 
mangelnde Leistungsfähigkeit der Gemeinde hin­
reichend dargetan, so hat das Staatsministerium des 
Innern dem Antrag stattzugeben. 

Art. 10 

(1) Wird in einer Gemeinde eine eigene Polizei 
neu eingerichtet, so kann das Staatsministerium des 
Innern verlangen, daß Landpolizeibeamte, deren 
Zahl die für die Gemeinde bestilmnte notwendige 
Polizeistärke nicht i.ibersteigen darf, in die Polizei 
der Gemeinde übernommen werden. Hierbei soll 



nur die Übernahme solcher Landpolizeibeamter 
verlangt werden, die vor Errichtung der Gemeinde­
polizei im Gemeindegebiet Dienst geleistet haben. 

(2) Wird gemäH Art. 9 Abs. 2 die Polizei einer 
Gemeinde aufgelöst, so kann die Gemeinde ver­
lang;en, daß Beamte der Gemeindepolizei, deren 
Zahl die f'i.ir die Gemeinde bestimmte notwendige 
Polizeistärke nicht: übersteigen darf, in die Polizei 
des Staai:es iihernommen werden. 

Art. .11 

(1) Die nach Art. .10 zu übernehmenden Be-
. amten sind verpflidttet, der Berufung als Beamte 
des neuen Dienstherrn Folge zu leisten; andernfalls 
sdteiden sie aus dem Beamtenverhältnis aus. Die 
oberste Dienstbehörde entscheidet, ob die Voraus­
setzungen des Ausscheidens gegeben sind und be­
stimmt gegebenenfalls den Tag. des Aussdteidens 
aus dem Beamtenverhältnis. 

(2) Die übernomrnenen Beamten sollen in einer 
Dienststellung verwendet werden, die ihrer bis­
herigen Dienststellung nach Inhalt und Bedeutung 
gle·ichkommt. Ist die Übernahme in eine gleichzu­
bewertende Dienststellung nicht möglich, weil eine 
solche nicht verfügbar ist . odei· ·weil dienstlidte 
Gründe eine andere Verwendung erfordern, so sind 
die übernommenen Beamten verpflichtet, in anderer 
Verwendung Dienst zu tun. Ihre bisherig·e laufbahn­
mäHige und besoldungsrechtliche Einstufung bleibt 
gewahrt. 

(3) Soweit im Falle des Art. to Abs. 2 die er­
forderlichen Planstellen bei der staatlichen Polizei 
nicht vorhanden oder nicht verfügbar sind, können 
übernommene Beamte auf Lebenszeit binnen drei 
Monaten nach der Übernahme gemäß den allgemei­
nen beamtenrechtlichen Bestimmungen in den 
Wartestand versetzt werden; die übrigen Beamten 
kö~nen entlassen ''Terden. 

Art. 12 

Im Falle der Auflösung von Gemeinden mit 
eigener Polizei oclel' der Umgemeindung von Ge­
h.ietsteilen solcher Gemeinden ist die hierfür zu­
ständige Behörde befugt, die Übernahme von Be­
amten der Gemeindepolizei entsprechend den 
Grundsätzen des Art. 1.0 Abs. 2 und des Art. 11 zu 
regeln. Ist die zuständige Behörde nicht das Staats­
ministerinm des Innern, so ist zuvor dessen Zustim­
mung zu der g·eplanten Regelung einzuholen. 

Art. t3 

(J) Tn jeder Gemeinde mit. eigener Polizei ist 
durch den Gemeinderat ein leitender Polizeibeamter 
zn bestellen. Der leitende Polizeibeamte muß den 
Jiir seine Diensts!cllung in den Laufbalrnvmscluif­
ten geforderten fachlichen Vorarissetznngen ge­
nügen, insbesondere die erforderlichen Prüfungen 
bestanden haben. Er führt die für seine Stelle vor­
gesehene Amtsbezeichnung. 

(2) Vor der endgültigen Berufm~g des leitenden 
Polizeibeamten und seines Stellvertreters ist der 
Regierung Gelegenheit ~ur Stellungnahme zu geben .. 
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(3) Dem leitenden Polizeibeamten obliegt ins­
besondere die Beaufsichtigung und Wahrung der 
vorschriftsmäfügen, einheitlichen und wirksamen 
Handhabung des Dienstbetriebs der Gemeinde­
polizei. Zu Dienstaufgaben, die außerhalb seines 
fachlichen Bereichs liegen, darf der leitende Polizei­
beamte nicht herangezogen werden. Er darf nicht 
ehrenamtliches Mitglied des Gemeinderats sein. 

Art. 14 

(J) Die zuständigen Staatsbehörden können. 
Gemeinden mit eigener Polizei für den polizeilichen 
Vollzug von gemeindlichen Verwaltungsaufgaben 
des übertrngenen Wirkungskreises Weisungen er­
teilen. Das gleiche gilt, unbeschadet anderweitiger 
gesetzlicher Vorschriften, insbesondere der Straf­
prozeßordnung, für die Durchführung der in Art. 2 
Abs. 2 als Angelegenheiten des übertragenen \Vir­
kungskreises bezeiclmeten Aufgaben. 

(2) Die Weisungen sind an den Gemeinderat 
zu richten. 

(3) Zuständige Staatsbehörden im Sinne von 
Abs. 1 sind die Landratsämter gegenüber den kreis­
angehörigen Gemeinden, die Regierungen gegen­
über den kreisfreien Gemeinden ihrer Amts­
bereiche; ferner als Oberaufsichtsbehörden die 
Regierungen gegenüber den kreisangehörigen Ge­
meinden ihrer Amtsbereiche und das Staatsmini­
sterium des Innern gegenüber allen Gemeinden. 

Art. 15 

(1) Die Gemeindepolizei hat die der Polizei 
obliegenden Aufgaben nach Maßgabe der Gesetze 
wahrzunehmen, insbesondere die in Art. 2 Abs. 2 
genannten Aufgaben durch:1mführen. Ferner hat sie 
den Gemeinderat laufend über den Sicherheits­
zustand, vor allem über erhebliche Verstöße gegen 
die Rechtsordnung, zu unterrichten, soweit nicllt 
dadurch die Strafverfolgung erschwert oder ver­
hindert wird. 

(2) lm Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben hat 
die Gemeindepolizei nach Maßgabe der ihr all­
gemein oder für den Einzelfall vom Gemeinderat 
erteilten Aufträge die für die Wahrnehmung der 
öffentlichen Verwaltungsaufgaben der Gemeinde 
notwendigen Ermittlungen vorzunehmen, den Voll­
zug von Verwaltungsakten der Gemeinde zu über­
wachen sowie die Vollstreckung solcher Verwal­
tungsakte oder die Ersatzvornahme durchzuführen. 

(3) Die Gemeindepolizei hat ferner innerhalb 
des Gerneindegebiets im Rahmen ihrer gesetzlichen 
Aufgaben nach Maßgabe der hierfür den Gemein­
den von den zuständigen Staatsbehörden allgemein 
oder für den Einzelfall erteilten Weisungen den 
Vollzug von Verwaltungsakten anderer Behörden 
zu überwachen sowie die Vollstreckung solcher Ver­
·waHnn·gsakte oder die Ersatzvornahme durchzu­
führen. Art. t4 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. 

(4). Der Gemeindepolizei obliegt auch die Vor­
führung von Untersuchungs- und Strafgefangenen 
vor Gericht sowie die Unterstützung des Gerichts­
vorsitzenden bei der Aufrechterhaltung der Ord­
nung in der Sitzung, soweit hierfür Dienstkräfte 
der Justizvenvaltung nicht oder nicht in ausreichen­
dem Maß zur Verfügung stehen. 
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Art. 16 

Wird eine auf Grund der Art. 14 oder 15 Abs. 3 
erteilte \Veisung nicht vollzogen, so kann die zu­
ständige Staatsbehörde (Art. 14 Abs. 3) den Vollzug 
durch Dienstkräfte der Landpolizei auf Kosten der 
Gemeinde anordnen. Der Gemeinderat und auf dem 
Dienstweg das Staatsministerium des Innern sind 
von den getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu 
unterrichten. 

Art. 17 

Außerhalb des Gemeindegebiets darf die Ge­
meindepolizei Amtshandlungen nur auf G'runcl be­
sonderer gesetzlicher Ermächtigung vornehmen. 
§ 167 des Gerichtsverfassungsgesetzes gilt ent­
sprechend. 

Art. 18 

(1) Die zuständige Staatsbehörde (Art. 14 Abs. 3) 
kann gegen den leitenden Polizeibeamten sowie 
gegen sonstige Beamte einer Gemeindepolizei die 
Einleitung eines Dienststrafverfahrens beantragen 
oder, falls sie zuständige Einleitungsbehörde ist, es 
selbst einleiten, wenn der begründete Verdacht 
eines Dienstvergehens innerhalb des Aufgaben­
bereichs besteht, der dem staatlichen Weisungsrecht 
unterliegt. 

(2) Unter der gleichen Voraussetzung kann die 
zuständige Staatsbehörde (Art. 14 Abs. 3), auch 
wenn sie nicht Einleitungsbehörde ist, die sofortige 
Enthebung des Beamten vom Dienst anordnen. In 
diesem Fall ist die Einleitung des Dienststraf ver­
fahrens unverzüglich zu beantragen. Die Ein­
leitungsbehörde entscheidet über den Fortbestand 
der Dienstenthebung. 

(3) Maßnahmen nach Abs. 1 und 2 sind erst zu­
lässig, wenn der Gemeinderat nicht innerhalb einer 
von der zuständigen Staatsbehörde (Art. 14 Abs. 3) 
gesetzten Frist von sich aus entsprechende Maß­
nahmen getroffen hat. 

Art. 19 

Erscheint ein Beamter einer Gemeindepolizei 
nach Auffassung des Gemeinderats für den Polizei­
dienst nicht mehr geeignet, ohne daß ein Rechts­
grund für die Beendigung des Beamtenverhältnisses 
gegeben ist, so ist er in einem anderen Zweig der 
Gemeindeverwaltung in einer Stelle zu verwenden, 
die seiner Vorbildung und seiner bisherigen Lauf­
bahn entspricht. Auf seinen ·wunsch soll ihm Ge­
legenheit gegeben werden, seine Vorbildung für 
seine neue Verwendung zu ergänzen, soweit der 
Dienstbetrieb der Gemeindeverwaltung es gestattet. 

Art. 20 

Machen Gemeinden von ihrem Recht nach Art. 9 
Abs. 1 Gebrauch, so ist die Bereitstellung der er­
forderlichen Dienstkräfte, Einrichtungen und Sach­
mittel Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises 
der Gemeinden. 

Art. 21 

Reichen die Polizeidienstkräfte einer Gemeinde 
im Einzelfall nicht aus, so kann der Gemeinderat 

die znsifü1digc Siaaisbchörde (ArL 14 Abs. 3) e1'­
:rnche11, Dienstkräfte der Landpolizei zur Amlshilfe 
zu entsenden. Diese Dienstkräfte unterstehen für 
die Dauer der Entsendung dem Gemeinderat, wenn 
die zusfändige Staatsbehörde nichts anderes be­
stimmt. 

Art. 22 

(1) Ist die Polizei einer Gemeinde nicht in der 
Lage oder nicht bereit, die ihr gesetzlich obliegen­
den Pflichten zu erfüllen, so kann das Staatsmini­
sterium des Innern vorübergehend die Entsendung 
von staatliche1; Polizei anordnen. Die entsandten 
Dienstkräfte unterstehen für die Dauer der Maß­
nahme den Weisungen der Rechtsaufsichtsbehörde. 

(2) Trifft die Gemeinde ein Verschulden,. so 
fallen ihr notwendige Sonderkosten, die durch die 
Entsendung von staatlicher Polizei nach Abs. 1 ent­
stehen, zur Last. 

Art. 23 

Die Vorschriften über den Einsatz und ·die son­
stige Verwendung der Bereitschaftspolizei sowie 
über den Einsatz der Polizei im Falle eines öffent­
lichen Notstandes bleiben unberührt. 

III. Staatliche Polizei 

1. Landpolizei 

Art. 24 

Die Wahrnehmung des ständigen polizeilichen 
Vollzugsdienstes (Einzeldienstes) in Gemeinden 
ohne eigene Polizei sowie in gemeindefreien Ge­
bieten ist Aufgabe der Bayerischen Landpolizei. 
Ihr obliegt auch die Durchführung der polizeilichen 
Maßnahmen im Rahmen des Schubwesens und in 
Gemeinden ohne eigene Polizei die Vorführung von 
Untersuchungs- und Straf gefangenen vor Gericht 
sowie die Unterstützung des Gerichtsvorsitzenden 
bei der Aufrechterhaltung der Ordnung in der 
Sitzung soweit hierfür Dienstkräfte der Justiz­
verwaltung nicht oder nicht in ausreichendem Maß. 
zur Verfügung stehen. 

Art. 25 

Dienstkräfte der .. Landpolizei, die im Einzel­
dienst verwendet werden, sind, innerhalb des ge­
samten Zuständigkeitsbereichs der Landpolizei zu 
Amtshandlungen befugt, leisten ihren Dienst jedoch 
in der Regel nur innerhalb des Dienstbereichs, dem 
sie zugeteiH sind. 

Art. 26 

U) ln Gemeinden mit eigener Polizei ist die 
Landpolizei, außer in Fällen der Art. 16, 21 und 22, 
zu Amtshandlungen nur befugt, 

· i. wenn die Eigenart einer Dienstverrichtung 
ihre Vornahme oder Fortsetzung an mehre­
ren Orten durch die gleichen Diensi:kräft:e 
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erfordert (z.B. Begleitdiensle, Gefangenen­
beförderung)., 

2. auf Grund besonderer g·esetzlicher Ermäch­
tigung. 

(2) Die Vorschriften iiber den Einsatz der 
Polizei im Fall eines öffentlichen Notstandes bleiben 
unberührt. 

Art. 27 

(1) Dienststellen der Bayerischen Landpolizei 
sind die Landpolizeistationen, die Landpolizei­
inspektionen, die Landpolizeidirektionen und das 
Präsidium der Bayerischen Landpolizei. 

(2) Landpolizeistationen sind für den Bereich 
bestimmter Gemeinden und gemeindefreier Gebiete 
in der Regel in Gemeinden ohne eigene Polizei ein­
zurichten. 

(3) Landpolizeiinspektionen sind für den Be­
reich eines ,jeden Landkreises am Sitz des Land­
ratsamtes einzurichten. 

(4) Landpolizeidirektionen sind fiir ,jeden Re­
gierungsbezirk am Sitz der Regierung einzurichten. 

(5) Das Präsidium der Bayerischen Landpolizei 
ist eine dem Staatsministerium. des Innern unmittel­
bar nachg·eordnete Dienststelle mit dem Sitz in 
München. 

Art. 28 

(1) Den Landpolizeidirektionen können motori­
sierte Verkehrsstreifengruppen und Wasserschutz­
polizeigruppen angegliedert oder unterstellt werden. 

(2) Auf gahe der Verkehrsstreifengruppen ist 
die überwaclnrng des Verkehrs zu Lande außerhalb 
des Gebiets von Gemeinden mit eigener Polizei. 
Dem Leiter der Verkehrsstreifengruppe können 
clurcli die Landpolizeidirektion bestimmte Aufgaben 
ihres Geschäftsbereiclis übertragen werden. 

(3) Aufgabe der Wasserschutzpolizeigruppen ist 
die Überwachung des überörtlichen Verkehrs auf 
den Binnengewässern einschliefllicli der Räfen. 

Art. 29 

(1) Die Beaufsichtigung und Wahrung der vor­
schriftsmäfügen, einheitlichen und wirksamen Hand­
habung des Dienstbetriebs der Landpolizei und die 
Er ledignug der hierzu notwendigen Verwaltungs­
geschäfte ist Aufgabe des Präsidiums der Land-
p~rei • 

(2) Die gleichen Aufgaben haben die Land­
polizeidirektionen und die Landpolizeiinspektionen 
für ihre Dienstbereiche„ ' 

Art. ·30 

· Die Stärke der Landpolizei, ihre Gliederung 
und örtliche Verteilung bestimmt im Rahmen des 
Staatshaushaltsplans das Staatsministerium des 
Innern. 

Art. 31 

(1) Die Landpolizei hat die der Poliz'ei ob­
liegenden Aufgaben nach Maßgabe der Gesetze 
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wahrzunehmen, insbesondere die in Art. 2 Abs. 1 
Ziffer 1 bis 5 gena:o.nten Aufg·aben durchzuführen. 
Ferner hat sie die Behörden der allgemeinen inne­
ren Verwaltung laufend über den Sicherheits­
zustand, vor allem. über erhebliche Verstöße gegen 
die RechtsQrdnung, zu unterrichten. 

(2) Im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben hat 
die Landpolizei innerhalb ihres jeweiligen Dienst­
bereichs nach Maßgabe der ihr allgemein oder für 
den Einzelfall von den zuständigen staatlichen Be­
hörden erteilten Weisungen die für die Wahr­
nehmung öffentlicher Verwaltungsaufgaben not­
wendigen Ermittlungen vorzunehmen, den Vollzug 
,von Verwaltungsakten zu überwachen sowie deren 
Vollstreckung oder die Ersa tzvornahm.e clurchzuc 
führen. 

(3) Zuständige staatliche Behörden im Sinne 
von Abs. 2 sind die Landratsämter, die Regierungen 
und das Staatsministerium des Innern. 

(4) Weisungen gemäß Abs. 2 sind zu richten 
1. von den Landratsämtern an die Land-

polizeiinspektionen, 
2. von den Regierungen an die Land­
\ polizeiclirektionen, 
3. ·om Staatsministerium des Innern an 

L. i.s Präsidium der Landpolizei. 

In dringend~\ .. Fällen können die Weisungen vom 
Staatsministeriam des Innern an alle Dienststellen 
der Landpolizei, von den Regierungen und Land­
ratsämtern an alle Dienststellen der Landpolizei 
ger!chtet werden, deren Dienstbereich sich nicht 
über den Dienstbereich der anweisenden Behörde 
hinaus erstreckt. Die innerhalb des Dienstbereichs 
der anweisenden Behörde leitende Landpolizei­
dienststelle ist zu benaclirichtigen. 

Art. 32 

(1) In Gemeinden ohne eigene Polizei hat die 
Landpolizei im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben 
die für die Wahrnehmung der öffentlichen Ver­
waltungsaufgaben der Gemeinde ·notwendigen Er­
mittlungen gemäß den Ersuchen des Gemeinderats 
vorzunehmen. Die Überwachung des Vollzugs von 
Verwaltungsakten der Gemeinde sowie die Voll­
streclrnng solcher Verwaltungsakte und die Durch­
führung der Ersatzvornahme ist im Rahmen der 
gesetzlichen Aufgaben der Landpolizei ebenfalls 
gemäß den allgemein oder für den Einzelfall er­
gehenden Erslichen des Gemeinderats auszuführen. 

(2) Allgemeine Ersuchen des Gemeinderats nach 
Abs. 1 Satz 2 sind über die zuständige Staatsbehörde 
(Art. 14 Abs. 3) an die örtlich zuständige Land­
polizeiinspektion, alle übrigen Ersuchen nach Abs. 1 
an die örtlich zuständige Landpolizeistation zu 
richten. 

(3) Den nach Abs. 1 ergehenden Ersuchen ist 
zu entsprechen. Kann dies aus zwingenden Gründen 
niclit sofort geschehen, so ist das zur Ausführung 
der Ersuclien Erforderliclie unverzüglich zu veran­
lassen und der Gemeinderat über den Grund der 
Verzögerung zu unterrichten. 
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Art. 33 

Organisation . und Ztiständigkeit der Wasser­
schutzpolizei auf dem Main bestimmen sich nach 
dem Staatsvertrag zwischen den Ländern Bayern, 
Württemberg-Baden und Hessen über die Wasser­
schutzpolizei auf dem Rh<;!in, dem Main und dem 
Neckar vom 12. Oktober 1950 (GVBL 1951 S. 87). 

2. G r e n z p o 1 i z e i 

Art. 34 

Die Überwachung und der polizeiliche Schutz 
der Landesgrenzen, insbesondere die Überwachung 
des. Grenzverkehrs und der Vollzüg der Ausliefe­
rung und Übernahme von Personen sowie die 
Überwachung des Personenverkehrs auf Flughäfen 
sind, unbeschadet der gesetzlichen Zuständigkeit 
anderer Behörden und Dienststellen, Aufgaben der 
Bayerischen Grenzpolizei. 

Art. 35 

(1) Dienstkräfte der Grenzpolizei, die im Ein­
zeldienst verwendet werden, sind befugt, entlang 
der gesamten Landesgrenze in einem Gebietsstrei­
fen von 30 km Tiefe (Grenzbereich) sowie inner­
halb der Flughafenbereiche Amtshandlungen im 
Rahmen ihrer Aufgaben nach Art. 34 vorzunehmen, 
auch soweit diese Bereiche zum Gebiet von Gemein­
den mit eigener Polizei gehören. Sie leisten ihren 
Dienst jedoch in der .Regel nur innerhalb des 
Dienstbereichs, dem sie zugeteilt sind. 

(2) Außerhalb des Grenz- oder Flughafen­
bereichs ist die Grenzpolizei zu Amtshandlungen 
nur befugt, 
1. wenn zur Durchführung einer polizeilichen Auf­

gabe im Rahmen des Art. 34 Amtshandlungen 
außerhalb des Grenz- oder Flughafenbereichs 
notwendig werden, 

2. auf Grund besonderer gesetzlicher Ermächtigung. 

(3) Die Vorschriften über den Einsatz der Poli­
zei im Fall eines öffentlichen Notstandes bleiben 
unberührt. 

Art. 36 

Im Grenzbereich können der Grenzpolizei durch 
das Staatsministerium des Innern auch die Auf­
gaben der Landpolizei übertragen werden. Die 
Art. 24 bis 26, 31 und 32 gelten entsprechend, 
Art. 32 Abs. 2 mit der Maßgabe, daß allgemeine 
Ersuchen des Gemeinderats nach Art. 32 Abs. 1 
Satz 2 über die zuständige Staatsbehörde (Art. 14 
Abs. 3) an die örtlich zuständige Grenzpolizei­
inspektion zu richten sind. 

Art. 37 

Die Grenzpolizei ist zur Zusammenarbeit mit 
den Behörden der allgemeinen inneren Verwaltung 
sowie mit anderen, im Grenzbereich tätigen Polizei­
dienstkräften und mit der Zollverwaltung ver­
pflichtet. 

Art. 38 

(1) Dienststellen der Bayerischen Grenzpolizei 
sind die Grenzpolizeistationen, die Grenzpolizei­
inspektionen, die Grenzpolizeikommissariate und 
dµs Präsidiuni <;ler Bayerischen Grenzpolizei. 

(2) Grenzpolizeistationen sind in der Regel in 
Gemeinden des Grenzbereichs einzurichten. 

(3) Mehrere Grenzpolizeistationen unterstehen 
einer GrenzpolizeiinspektiOil. 

(4) Mehrere Grenzpolizeiinspektionen unter­
stehen einem Grenzpolizeikommissariat. 

(5) Das Präsidium der Bayerischen Grenzpolizei 
ist eine dem Staatsministerium des Innern unmittel­
bar nachgeordnete Dienststelle init dem Sitz in 
München. 

Art. 39 

Dem Präsidium der Grenzpolizei können bei 
Bedarf 'Flughafenpolizeigruppen zur Überwachung 
des Personenverkehrs auf Flughäfen unmittelbar 
m1terstcllt werden. 

Art. 40 

(1) Die Beaufsichtigung und Wahrung der vor­
schriftsmäßigen, einheitlichen irnd wirksamen Hand­
habung des Dienstbetüebs der Grenzpolizei und 
die Erledigung der hierzu notwendigen Verwal­
tungsgeschäfte ist Aufgabe des Präsidiums der 
Grenzpolizei. 

(2) Die gleichen Aufgaben haben die Grenz­
polizeikonnnissariate und die Grenzpolizeiinspek­
tionen für ihre Dienstbereiche. 

Art .. 41 

Die Stärke der Grenzpolizei, ihre Gliederung 
und örtliche Verteilung bestimmt im Rahmen des 
Staatshanshaltsplans das Staatsministerium des 
Innern. 

3. B e r e i t s c h a f t s p o 1 i z e i 

Art. 42 

(1) Die Bayerische Bereitschaftspolizei ist ein 
besonderer staatlicher Polizeiverband. 

(2) Aufgabe der Bereitschaftspolizei ist die 
Unterstützung der Dienstkräfte des ständigen poli­
zeilichen Vollzugsdienstes, wenn die Erfülhing der 
ihnen gesetzlich obliegenden Aufgaben den Einsatz 
geschlossener Polizeieinheiten notwendig macht. . 

(3) Die Bereitschaftspolizei kann ferner zum 
Schutz der obersten Staatsorgane, ihrer Behörden 
und Dienststellen sowie zum Schutz lebenswichtiger 
Einrichtungen, Anlagen lind Betriebe verwendet 
werden, wenn und solange hierfür ein Bedürfnis · 
besteht. 

(4) Militärischen Zwecken dient die Bereit­
schaftspolizei nicht. 

Art. 43 

Die Stärke· der Bereitschaftspolizei, ihre Glie­
derung, örtliche Verteilung und Unterbringung. be­
stimmt im Rahmen des Staatshaushaltsplans das 
Staatsministerium des Innern. 

Art. 44 

Die Bereitschaftspolizei darf nur auf Weisung 
des Staatsministers des Innern eingesetzt oder sonst 
verwendet werden. 
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Art. 45 

(1) Die Leitung· der Bereitschaftspolizei obliegt 
dem Landesamt für die Bayerische Bereitschafts­
polizei. 

(2) Das Landesamt für die Bayerische Bereit­
schaftspolizei ist eine dem Staatsministerium des 
.Innern unmittelbar nachgeordnete Dienststelle mit 
dem Sitz in München. · 

(3) Der Leiier cles Landesamts für die Baye­
rische Bereitschaftspolizei ist zugleich Kommandeur 
der Ba ycrisch en Berei tschaf lspolizei. 

Art. 46 

(1) Die Verwendung der Bereitschaftspolizei 
außerhalb Bayerns regelt .sich grundsätzlich nach 
Art. 91 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland. 

(2) Zur Abwehr einer Bedrohung der ver­
fassung·smäfüg·en Ordnung· können durch den Staats­
minister des Innern auf Ersuchen der Bundesregie­
rung Einheiten der Bereitschaftspolizei in Orte des. 
Bundesgebiets auflerhalb Bayerns abgeordnet und 
fi.ir die Dauer der Abordnung· den 'Weisungen der 
Bundesregierung unterstellt werden. 

Art. 47 

(1) Zur Ausbildung im Einzeldienst können 
Beamte und Beamtenanwärter der Bereitschafts­
polizei vorübergehend zur Landpolizei, zur Grenz­
polizei oder mit Zustimmung des Gemeinderats 
zur Polizei einer Gemeinde abgeordnet werden. 
Für die Dauer der Abordnung haben sie die Befug­
nisse der Dienstkräfte des ständigen polizeilichen 
Vollzugsdienstes des Polizeiträgers und des .Poli­
zeiverbandes, zu dem sie abgeordnet sind; und 
unterstehen den gleichen Vorgesetzten. 

(2) Die Verantwortlichkeit bei Am tspflichtver­
letzungen von Beamten und Beamtenanwärtern der 
Bereitschaftspolizei t.rifft auch für die' Dauer der 
Abordnung zur Polizei einer Gemeincle gemäfl 
Abs. 1 den Staat, es sei denn, dafl die zu Schaden­
ersatz verpflichtende MaO.nahme auf ausdrückliche 
Anordnung des Gemeinderats odel' eines Vor­
ges~tzten vorgenommen worden ist, der der Polizei 
der Gemeinde angehört. 

4. L a n d e s k r i m i n a 1 a 111 t 

Art. 48 

(1) Für Bayern wird ein staatliches Landes­
kriminalamt errichtet. 

(2) Das Bayerische Landeskriminalamt ist eine 
dem Staatsministerium des Innern unmittelbar 
nachgeordnete Dienststelle mit dem Sitz in München. 

Art. 49 

Beim Landeskriminalamt werden eine Abtei­
hmg für Verbrechenskunde und eine Ermittlungs­
abteihmg gebildet. 
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Art. 50 

(1) Aufgabe der Abteilung für Verbrechens­
kunde ist es, 
1. alle für die Verh iitung und polizeiliche Ver fol­

gung mit Strafe bedr·ohter Handlungen bedeut­
samen Nachrichten und Unterlagen zu sammeln 
und auszuwerten, 

2. die Polizeidienststellen des Staates und der 
Gemeinden iiber den Stand der Kriminalität 
laufend zu unterrichten und über wirksame und 
zweckmäfüge Maßnahmen zur Verhühmg und 
polizeilichen Verfolgung mit Strafe bedrohter 
Handlungen zu beraten, 

;~. Einrichtungen für kriminaltechnische und er­
kennungsdienstliche Untersuchungen und For­
sclnmgen zu unterhalten, 

4. auf Ersuchen einer Polizeidienststelle des Staates 
· oder der Gemeinden, eines Gerichts oder einer 

Staatsanwaltschaft kriminaltechnische und er­
kennungsdienstliche Untersuchungen durchzu­
führen und Gutachten zu erstatten, 

5. eine Polizeistatistik zu führen. 

(2) Das Staatsministerium des Innern kann das 
Landeskriminalamt als ausschliefllich zuständig für 
die Erstattung amtlicher kriminaltechnischer Gut­
achten erklären, wenn hierfür eine oder mehrere 
der Voraussetzungen gegeben erscheinen„ unter 
denen die Ermittlungsabteilung des Landeskriminal­
amts im, Einzelfall zur polizeilichen Verfolgung 
eines Verbrechens oder Vergehens tätig werden 
kann, oder wenn auf Grund anderer Rechtsvor­
schriften die Einrichtung einer zentralen kriminal­
technischen Gutachter- oder Prüfstelle erforderlich 
ist. 

(3) Kriminalteclmische Gutachten können mit 
Zustimmung des Staatsministeriums des Innern für 
juristische Personen oder Privatpersonen gegen 
Entgelt erstattet werden. 

Art. 51 

Der Ermittlungsabteilung obliegt die polizei­
liche Verfolgung des ungesetzlichen Rauschgift­
handels, der Münzverbrechen und -vergehen, des 
Mädche11handels so\vie der Verbrechen und Ver­
gehen geg·en das Spreng·stoffgesetz. 

Art. 52 
Die Ermittlungsabteilung wird ferner im Ein­

zelfall tätig, 
L wenn das Landeskriminalamt von einer Polizei­

dienststelle des Staates oder der Gemeinden, 
einem Gericht oder einer Staatsa1nvaltschaft um 
polizeiliche Verfolgung eines Verbrechens oder 
Vergehens ersucht wird, das nach Auffassung der 
ersuchenden Stelle wegen seiner besonderen 
Gefährlichkeit für die Allgemeinheit, ·wegen der 
räumlichen Ausdehnung der durch die Straftal 
herbeigeführten Bedrohung oder Schädigung der 
Bevölkerung oder wegen der besonderen Um­
stände der Begehung von Clen örtlichen Polizei­
dienststellen nicht wirksam bearbeitet werden 
kann; 

2. ·wenn clas Staatsmini~terium des Innern es aus 
schwe'rwiegenden Gründen anordnet. 
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Art. 53 

Zur Durchführung der ihm nach Art. 50 Abs. 1 
Ziffer 1, 4 und 5 und Abs. 2 sowie Art. 51 und 
Art. 52 obliegenden .Aufgaben kann sich das Landes­
kriminalamt mit Ersuchen an die Polizeidienst­
stellen des Staates und der Gemeinden wenden. 
Diese sind verpflichtet, solchen Ersuchen im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit zu entsprechen. Für Ersuchen 
an Polizeidienststellen von Gemeinden gelten 
Art. 14 Abs. 2 und Art. 16 entsprechend. 

Art. 54 

(1) Das Landeskriminalamt kann in Fällen des 
Art. 51 die polizeiliche Verfolgung einzelner Straf­
taten oder die Vornahme einzelner Maßnahmen den 
örtlich zuständigen Polizeidienststellen übertragen. 

(2) In Fällen des Art. 52 kann das Landes­
kriminalamt die Vornahme einzelner Maßnahmen 
den örtlich zuständigen Polizeidienststellen über­
tragen. 

(3) Hält das Landeskriminalamt in Fällen des 
Art. 52 seine Mitwirkung nicht oder nicht niehr für 
erforderlich, so kann es die polizeiliche Verfolgung 
der Straftaten im Einvernehmen mit der Behörde 
oder Dienststelle, die sein Eingreifen veranlaßt hat, 
den örtlich zuständigen Polizeidienststellen über­
tragen. Ist das Landeskriminalamt auf Anordnung 
des Staatsministeriums des Innern tätig geworden, 
so bedarf die Übertragung der Zustimmung des 
Ministeriums. 

Art. 55 

Die .Aufgaben der Ermittlungsabteilung sind 
grundsätzlich in enger Zusannnenarbeit mit den 
übrigen Polizeidienststellen des Staates und der 
Gemeinden wahrzunehmen. Insbesondere soll vor 
dem Einschreiten im Einzelfall die örtliche Polizei­
dienststelle von den voraussichtlich erforderlichen 
Maßnahmen verständigt werden. Kann dies nicht 
geschehen, weil Gefahr im Verzug ist oder der Er­
mittlungszweck gefährdet würde, so ist die örtliche 
Polizeidienststelle unverzüglich zu unterrichten, so­
bald der Hinderungsgrund nicht mehr besteht. 

Art. 56 

(1) Für Dienstkräfte der Ermittlungsabteilung, 
die im Einzeldienst verwendet werden, gilt Art. 3 
Abs. 1. 

(2) Die Polizeidienststellen des Staates und der 
Gemeinden haben den in Abs. 1 bezeichneten 
Dienstkräften des Landeskriminalamtes auf Er­
suchen persönliche und sächliche Hilfe zu gewähren. 

Art. 57 

(1) Das Landeskriminalamt ist zugleich zentrale 
Dienststelle der Kriminalpolizei im Sinne des § 3 
Abs. 1 des Gesetzes über die Einrichtung eines 
Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) 
vom 8. März 1951 (BGBL I S. 165). 

(2) Zuständige Landesbehörde im Sinne des 
§ 4 Abs. 2 Buchstabe a des in Abs. 1 genannten 
Bundesgesetzes ist das Staatsministerium des 
Innern. 

IV. Einsatz der Polizei im Falle eines 
öffentlichen Notstandes 

Art. 58 

(1) Im Fall eines öffentlichen Notstandes kann 
der Staatsminister des Innern alle verfügbaren 
Polizeidienstkräfte des Staates und der Gemeinden 
zur Hilfeleistung einsetzen. 

(2) Ein öffentlicher Notstand im Sinne des Abs.1 
ist gegeben, wenn die örtlich zuständigen Polizei­
dienstkräfte nicht in der Lage oder nicht bereit 
sind, die ihnen gesetzlich obliegenden Auf gaben zu 
zu erfüllen. 

Art. 59 

(1) Die auf Grund des Art. 58 zur Hilfeleistung 
eingesetzten Polizeidienstkräfte unterstehen dem 
leitenden örtlichen Polizeibeamten als Leiter des 
Notstandseinsatzes. 

(2) Ist der leitende örtliche Polizeibeamte nicht 
in der Lage oder nicht bereit, die Leitung des Not­
standseinsatzes zu übernehmen, so bestimmt der 
Staatsminister des Innern einen Polizeibeamten als 
Leiter des Notstandseinsatzes. Diesem unterstehen 
für die Dauer des Einsatzes die auf Grund des 
Art. 54 Abs. 1 zur Hilfeleistung eingesetzten und 
die örtlichen Polizeidienstkräfte. 

Art. 60 

Die Staatsregierung hat den Landtag von allen 
getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu verstän­
digen. Die Maßnahmen sind auf Verlangen des 
Landtags ganz oder teilweise aufzuheben. 

V. Beschaffungsamt für Polizeiausrüstung 

Art. 61 

Für Bayern besteht ein staatliches Beschaffungs­
amt für Polizeiausrüstung. 

Art. 62 

Das Bayerische Beschaffungsamt für Polizei­
ausrüstung ist eine dem Staatsministerium des 
Innern unmittelbar nachgeordnete Dienststelle mit 
dem Sitz in München. 

Art. 63 

.Aufgabe des Beschaffungsamtes ist 'die einheit­
liche Beschaffung der gesamten Ausrüstung, Be­
waffnung und Bekleidung für die Polizei des 
Staates und der Gemeinden. 

VI. ühe1·gangs- und Schlußhestimnmngen 

Art. 64 

Werden bei Inkrafttreten dieses Gesetzes in 
kreisangehörigen Gemeinden die Aufgaben, die der 
Gemeindepolizei obliegen, von der Landpolizei 
wahrgenom.m~n, so hat es dabei sein Bewenden, 
wenn der Gemeinderat nicht die Errichtung einer 
eigenen Polizei beschließt und die Unterhaltung 
der Gemeindepolizei im Hinblick auf die Leistungs­
fähigkeit der Gemeinde dauernd gesichert erscheint. 
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1 Art. 65 

ln gemeindefreien Gebieten, die allseitig vom 
Gebiet einer Gemeinde - mit eigener Po.lizei um­
schlossen sind sowie in bewohnten gemeindefreien 
Gebieten, die unmittelbar an das Gebiet eine1· 
Gemeinde mit eigener Polizei angrenzen und sied­
! ungsmäfüg mit dieser Gemeinde eine Einheit bil­
den, wird der ständige polizeiliche Vollzugsdienst 
von der Gemei nclepolizci wahrgenommen. 

Art. 66 

Im Rahtnen des Staatshaushaltsplans können ein­
zelne Aufgaben der dem Staatsminislcriurn des In ne.rn 
unmittelbar nachgeordneten Dienststellen der staat­
lichen Polizei sowie des Beschaffungsamtes für Poli­
zeiausrüstung einer dieser Dienststellen übertragen 
werden. 

Art. 67 

Polizeivollzugsbeamte im Probedienst, die vor 
lnkrafttrei.en dieses Gesetzes infolge Krankheit, 
Venvundung oder sonstiger Schädigung, die sie 
sich ohne Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit bei 
Ausiibung oder aus Ver an lassu ng des Dienstes zu­
gezogen haben, dienstunfähig geworden und wegen 
dieser Dienstunfähigkeit entlassen .·worden sind, 
gelten als im Zeitpunkt der Entlassung in den 
Ruhestand versetzt. Sind Beamte im Probedienst 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes aus dem gleichen 
Gnrnd in den Ruhestand versetzt ·worden, so hat 
es dabei sein Bewenden. Fi.ir die Beurteilung der 
Dienstunfähigkeit gilt Art. 93 Abs. 1 des Baye­
rischen Beamtengesetzes entsprechend. 

Art. 68 

(1) Sind nach dem 8. Mai 1945 Polizeidienst­
kräfte des Staates, die sich am 31. Dezember 1951 
noch im Dienst befunden haben, in einer Tätigkeit 
verwendet worden, die den Merkmalen des Art. T 
des Bayerischen Beamtengesetzes entspricht, ohne 
daß das Beamtenverhältnis durch Aushändigung 
einer formgerechten Urkunde begründet wurde, so 
gelten sie als Beamte, wenn die Ernennung nach 
geltendem Beamtenrecht zulässig gewesen wäre 
und wenn sich aus einer bis zum Ablauf des 3L De­
zember 1951 ergangenen schriftlichen Erklärung der 
zuständigen Ernennungsbehörde, insbesondere durch 
Verwendung einer der Laufbahngestaltung ent­
sprechenden Amtsbezeichnung, zw·eifelsfrei die Ab­
sicht cler Begriindung eines Beamtenverhältnisses 
ergibt: Ernennungsvorbehalte gelten als nicht vor­
handen. 

(2) Beamte im Sinne des Abs. 1 gelten als 
Beamte auf Lebenszeit, wenn sich aus der in Abs. 1 
bezeichneten schriftlichen Erklärung der zuständigen 
Ernennungshehörde znglei eh zweifelsfrei ergibt, clafl 
der Beamte in das Beamte1werhällnis auf Lebens­
zeit berufen werden sollte. 

(3) Die Absätze l und 2 gelten entsprechend 
för Dienstkr~ifle, deren Dienstverhältnis vor Tn­
kraftreten dieses Gesetzes durch Tod, Versetzung 
in den Ruhestand oder gemäß Art. 67 beendet 
worden ist. 
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Art. 69 

Ist in den Fällen des Art. 68 durch eine bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 195J ergangene schrift­
liche Erklärung· der zuständigen Ernennung·sbehörde 
zweifelsfrei ein Tag bestimmt, an dem das Beamten­
verhältnis hegri.indet werden sollte, so gilt es mit 
diesem Tage, sonst mit dem Zeitpunkt des Ergehens 
der Ed::.länrng nacb Ad. 68 Abs. 1, frühestens jedoch 
mit dem Tag des Dienstantrii:ts als begründet. 
vVa l' die Ernennung nach geltendem Beamtenrecht 
ersi: in einem späteren Zeitpunkt zu lässig, so gilt 
das Beamtenve1'hiiltnis mit dem Tag als begrii.ndet, 
nu dem die Voraussetzungen für die Ernennung 
fri.i h estens gegeben waren. 

Art. 70 

In den Fällen der Art. 68 und 69 ist von der 
. zuständigen Ernennnngsbehörde eine Bescheinigung 

auszustellen, in der der Tag festgestellt wird, mit 
dem das Beamtenverhältnis als begründet gilt. 

Art. 7.1 

Bei -Beamlenernennungen im Bereich der süiat­
lichen P<izei, die in der Zeit vom 8. Mai 1945 bis 
zrnu Abla\3 des 31. Dezember 1951 unter Vorbehalt 
vollzog·en ~' „rclen sind, entfällt der Vorbehalt, es 
sei denn, dah. clas Beamtenverhältnis bis zum Ab­
lauf des 31. Lezember 1951 aus einem anderen 
Grund als durch Tod, Versetzung in den Ruhestand 
oder gemäH Art. 67 beendet worden ist. 

Art. 72 

Soweit in RechtsvorschriHen die Bezeichnung 
,,Landesgrenzpolizei" verwendet ist, tritt an ihre 
Stelle die Bezeichnung „Grenzpolizei". Die bisheri­
gen Bezeichnungen der Dienststellen der Land­
polizei und der Landesgrenzpolizei werden ersetzt 
durch die entsprechenden Bezeichnungen nach die­
sem Gesetz. 

Art. 73 
Die Dienstkräfte und Einrichtungen des Zen­

tralamts für Kriminalidentifiziernng und Polizei­
statistik des Landes Bayern gehen auf das Baye­
rische Landeskriminalamt i.iber. 

Art. 74 

. (J) Das Staatsministerium des Tnnem erläf!t, 
erforderlichenfalls im Einvernehmen mit dem Staats­
ministerium der Finanzen. die zur Ausfüh qmg 
dieses Gesetzes erforderlichen Vorschriften, ins­
besondere i.iber Einstellung, Ausbildung und Lauf­
bahnen der Polizeidienstkräfte des Staates und der 
Gemeinden. . 

(2) Das Staatsminislerium des Innern kann 
ferner Vorschriften über Ausrüstung, Bewaffnung, 
Bekleidung und gemeinsamen Einsatz der Polizei 
des Staates und der Gemeinden erlassen. 

(3) Die Dienstvorschriften fi.ir die Polize( des 
Staates \Verden vom Staaisminislerinm des Innern, 
fLir die Polizei der Gemeinden von diesen erlassen. 
Dienshorschriften für die Polizei der Gemeimlen 
bedürfen der Zusümmung des Slaatsministeriums 
des Innern. 
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(4) Soweit sich Vorschriften nach Abs. 1 bis 3 
auf Polizeidienstkräfte und Polizeieinrichtungen 
von Gemeinden beziehen, ist auf die besonderen 
Voraussetzungen und Erfordernisse des Polizei­
dienstes in Gemeinden Rücksicht zu nehmen. 

Art. 75 

Aufgehoben werden 
1. die Verordnung Nr. 72 des StaatS1ministeriums 

des Innern über die Bildung einer Bayerischen 
Landesgrenzpolizei vom 15. Noveinber 1945 
(GVBL 1946 S. 217); 

2. die Ausführungsbestimmungen zur Verordnung 
des Staatsministeriums des Innern über die 
Bildung einer Bayerischen Landesgrenzpolizei 
vom 15. November 1945 (GVBl. 1946 S. 217 mit 
Berichtigung S. 308); 

3. das Gesetz über dre Bereitschaftspolizei vom 
31. Mai 1951 (GVBL S. 85); 

4. die Verordnungen Nr. 59 und 76 über die Er­
richtung eines Landeserkennungsamtes in Bayern 
vom 11. Mai 1946 (GVBL S. 190 und 220);" 

5. das Gesetz über die Verwendung der . Polizei 
im Falle eines öffentlichen Notstandes vom 
24. November 1950 (GVBL S. 240); 

6. die Verordnung ·Nr. 89 über die Errichtung 
eines „Landesbescliaffungsamtes für Polizeiaus­
rüstung" vom 1. Mai 1946 (GVBL S. 296). 

Art. 76, 

Dieses Gesetz tritt am .. 

* 

Begründung 

rn Kraft. 

A. A 11 g e m e i n e s 

I. Gründe für den Erlaß des Gesetzes 

Nach dem Zusammenbruch 1945 wurden durch 
Anordnung der Besatzungsmacht sämtliche bis dahin 
vorhandenen Polizeiorganisationen des Reiches und 
des Landes aufgelöst. Im Anschluß daran wurden 
neue Polizeiverbände geschaffen, deren Aufbau wie 
auch die Begrenzung ihrer Aufgaben zunächst aus­
schliefilich auf Besatzungsrecht beruhten. Dieser Zu­
stand besteht im wesentlichen noch heute. Von den 
bayerischen Polizeiverbänden und -einrichtungen 
haben lediglich die Bayerische Landesgrenzpolizei, 
die Bayerische Bereitschaftspolizei, das Landes­
erkennungsamt (jetzt .Zentralamt für Kriminalideiiti­
fizierung und Polizeistatistik des Landes Bayern) 
und das Landesbeschaffungsamt für Polizeians­
rüstung landesrechtliche Or ganisationsgrundlag·en. 
Organisationsrechtlicher Natur ist ferner das Gesetz 
über die Verwendung der Polizei im Falle eines 
öffentlichen Notstandes. Im übrigen bildet die 
formelle Rechtsgrundlage für die Organisation der 
bayerischen Polizeiverbände - insbesondere der 
Landpolizei von Bayern und der Gemeindepolizeien 
- sowie für ihre Verwendung weithin noch der 
Titel 9 - „öffentliches Sicherheitswesen" - der Vor­
scluiften der amerikanischen Militärreg·ierung. Nach­
dem der Zeitpunkt der allgemeinen Aufhebung 

besatzung·srecl1tlicher Vorschriften näher rückt, ist 
es unerläfilich, rlie Organisation der Polizei in 
Bayern und die allg·emeinen Voraussetzungen für die 
Verwendung der Polizei-durch Landesrecht rn regeln. 

Eine zusammenfassende gesetzliche Neuordnung 
der Polizeiorganisation ist weiter notwendig, um den 
Aufbau der Polizeiverbände und -einrichtungen zu 
vereinheitlichen und ihre verschiedenen Aufgaben 
aufeinander abzustimmen. Der bisherige, weitgehend 
von Vorschriften und Anordnungen der Besatzungs­
macht beeinfluflte Zustand hat vielfach Unklarheiten 
und Überschneidungen der Zuständigkeit m.it sicl1 
gebracl1t. Auch sind teilweise Organisationsformen 
entstanden, die sich in den Aufbau der staatlichen 
und gemeindlichen Verwaltung, deren ~llgemeines 
Vollzugsorgan die Polizei neben ihren Aufgabet1 im 
Bereich der Strafrechtspflege vor allem zu sein hat, 
nicht einfügen. " 

Die bayerische Verfassung hat in Art. 99 eine 
Hauptaufgabe der Polizei hervorgehoben, nämlich 
den Schutz der Verfassung und des geistigen und 
leiblichen Wohls der Einwohner gegen Angriffe von 
innen. Sie hat femei.· in Art. 83 Abs. 1 die örtliche 
Polizei als eine Aufgabe des eig·enen Wirkungs­
kreises der Gemeinden bezeichnet. Auch diese ver­
fassung·srechtlichen Vorschriften sind durcl1 eine ent­
sprechende Gesetzgebung auszuführen. 

II. Gesetzgebungszuständigkeit 

Das Polizei- und Polizeiorganisationsrecht ist 
auch nach Inkrafttreten des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland gemäß dessen Art. 30 
und 70 unbestritten Angelegenheit der Landesges1~tz­
ge):>ung. Das GG. erklärt in Art. 73 Ziffer 10 ledig­
lich die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder 
in der Kriminalpolizei, die Eimichtung eines Bunrles­
kriminalpolizeiamtes und die intemationale Ver­
brechensbekämpfung zum Gegenstand der nus­
schliefüichen Gesetzg·ebung des Bundes. Im übrigen 
gehört die Regelung des Polizeiwesens weder zur 
ausschliefilichen nocl1 zur konkurrierenden oder zur 
Rahmengesetzgebungszuständigkeit des Bundes. Nach 
Art. 77 Abs. 1 der bayerischen Verfassung haben die 
Organisation der allgemeinen Staatsverwaltung, die 
Regelung· der Zuständigkeiten und die Art der Be­
stellung der staatliclien Organe durch Gesetz zu 
erfolgen. 

UI. Grundgedanken des Entwurfs 

Der vorliegende Gesefaentwurf geht von folgen­
den grundsätzliclien Erwägungen aus: 
1. Im Zuge der fortschreitenden selbständigen 

Neuordnung des Staatsaufbaues der Bundes­
länder ist die Ablösung des Besatzungsrechtes 
durcl1 innerdeutsclies Recht notwendig; sie mufi 
im gleichen Mafi voransclueiten, in dem die 
Besatzungsmäcl1te auf ihre vorbehaltenen, die 
deutsche Gesetzgebung beschränkenden oder aus­
schliefilichen Befugnisse verzichten. 

. 2. Regelungen des Besatzungsrechts, die fortschritt­
licher oder klarer ersclieinen als früheres deut­
sches Recht, sollten in geeigneter Form übernom­
men werden. So wird der vorliegende Entwurf 
die organisations- und zuständigkeitsrech tliche 
Trennung von Verwaltungsaufgaben, justizähn­
lichen Aufg·aben und Aufgaben des polizeilicl1en 
Vollzugs beibehalten. Es ist weder sachlich noch 
sprachlich beabsichtigt, den Erlaß von Rechtsvor­
schriften irgendwelcher Art, von Erlaubnissen 
und Genehmigungen oder von Strafverfügungen 
wieder in das polizeiliche Tätigkeitsgebiet einzu­
beziehen, dem sie insbesondere durch Tit. 9 -
235 und 430 entzogen worden sind. „Polizeibehör-



den" früherer Art, in denen rechtsschöpfende; 
rechtsbegründende und rechtsg·estaltende Befug­
nisse mit Befugnissen des polizeilichen Vollzugs 
vermischt waren, wie etwa die staatlichen Poli­
zeipräsidien bzw. -direktionen in München, Nürn­
berg-Fürth, Augsbmg, Regensburg, Würzburg 
und Hof, wird es nach dem Entwurf nicht mehr 
geben. · 

3 .. D.e1· Bestimmung de.s Art. 83 Abs. 1 d<;)r baye­
rischen Verfassung war im vorliegenden Entwurf 
insofern Rechnung zu tragen, als sie die „qrtliche 
Polizei" dem eigenen Wirkungskreis der Gemein­
den zuweist. Der Entwurf enthält die gTund­
legenden Bestimmungen hierüber in den Art. ·9 
und 20 sowie 15 Abs. 1 und 2. Zug·leich war der 
wirksame und gleichmäfüge polizeiliche Vollzug 
von Aufgaben, die nicht als Angelegenheiten der 
örtlichen Gemeinschaft (Art. 28 Abs. 2 Satz 1 
GG) und damit als eigene Angelegenheiten der 
Gemeinden (Ad. 11 Abs. 2 Satz 2 B.Verf.) an­
g·esehen werden können und die im Interesse des 
Schutzes der Gesamtbevölkerung einheitlicher 
Ausführung bedürfen, durch die Einräumung 
eines entsprechenden staatlichen Weisungsrechts 
zu ·gewährleisten. Als Grundlage hierfür kenn­
zeichnet Art. 2 Abs. 1 des Entwurfs bestimmte; 
von der Polizei wahrzunehmende Aufgaben als 
solche des Staates, und Art. 2 Abs. 2 einen Teil 
dieser Aufgaben als solche der Gemeinden, die 
sie entweder im eigenen oder im übertragenen 
Wirkungskreis zu erfüllen haben (vgl. Art. 11 
Abs. 3 B.Verf., der jedoch nicht unmittelbar an­
gewendet wird, da die Gemeinden die in Art. 2 
Abs. 2 genannten Aufgaben mindestens seif 1945 
bereits auszuführen hatten). 

Die Befug·nis des Gesetzgebers; sta_atliche und 
gemeindliche Aufgaben unter Beachtung der für 
ihre Zuweisung zum einen oder anderen Bereich 
verfassungsrechtlich festgelegten Merkmale gegen­
einander abzugrenzen, ergibt sich wiederum aus 
Art. 11 Abs. 2 Satz 2 B.Verf., wonach das Recht 
auf Selbstverwaltung der Gemeinden durch ·aen 
„Rahmen der Gesetze" begrenzt wird. Der Baye­
rische Verfassungsgerichtshof hat in seiner Ent­
scheidung vom 21. Dezember 1951 Nr. Vf. 104 -
IV - 50 hierzu ausgeführt, daß der Staat vön 
Art. 83 der Verfassung her nicht gehindert sein 
kann, bestimmte polizeiliche Aufgaben selbst und 
durch eigene Organe - also nicht erst im \Vcge 
der Staatsaufsicht nach Art. 83 Abs. 4 der Ver­
fassung - zu erfüllen und daß. es nicht Sinn der 
V edassungsbestimmung des Art. 83 sein kann, 
den Staat an der Erfüllung unabweisbarer Pflich­
ten zu hirtdern. 

Die W eisung-sbefugnisse staatlicher Behörden, 
die der Enwurf gegenüber Gemeinden vorsieht, 
die Träger eigener Polizei sind, ergeben sich vor 
allem aus den Art. 14 Abs. 1 und 15 Abs. 3. Die 
aufsichtlichen Befugnisse des Staates in polizei­
lichen Angelegenheiten (vgl. Art. 16 und 22 d. 
Entw.), entsprechen den Grundsätzen des all­
gemeinen Gemeindererhts. Infolge der Eigenart 
des polizeilichen Aufgabengebiets sind jedoch 
zum Teil Sonderbestimmungen für den Bereich 
des übertragenen Wirkungskreises erforderlich 
(vg'l. Art.· 18 und die geg·enüber den Art. 113. und 
114 GemO. 1952 enger gefaßten Art. 16 und 22). 

4. Nach dem Entwurf stehen der Staat und die 
Gemeinden als Träger der Polizei grundsätzlich 
selbständig und gleichberechtigt nebeneinander. 
Der polizeiliche Dienst und die Art und Weise 
seiner Ausführung werden jedoch durch ·die 
gleichen allgemeinen Sicherheitserfordernisse und 
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.. die: gleichen Red1tsreg·eln bestimmt, unabhä:ngig 
'davon, wer· Träger der Polizei ist. Der Entwurf 
hatte diesen Gedanken zugrunde zu leg·en, wenn 
auch kein" Anlaß bestand, ihn als Rechtssatz zu 
formulieren. Die Ausführung des Gedankens 
dienen vor allem die Vorschriften über die 
gemeinsame Ausbildung der Polizei (vgl. Art. 3 
Abs. 2) und der Versetzbarkeit der Polizeidienst­
kräfte im Bereich ihres Diensthenn (Art. 3 Abs. 3) 
·sowie die für das Staatsministerium des Innern 

. vorgesehen.e.n . Ermächtigungen zu grundsätzlich 
einheitliche.r, Regelung der· Dienstverhältnisse 
aller Polizeiang·ehörigen. 

5. Der Charakter der Polizei als eines Hilfs- unl:l 
Vollzugsorgans der Behörden der Strafrechts­
.Pflege einerseits und der Behörden der allg·emei­
nen inneren Verwaltung - einschliefüich der Ge­
meinden - andererseits, der durch die Entwick­
lung des deutschen und vor allem des bayerischen 
Polizeiorganisationsrechts vorgezeichnet ist, wird 

. im vorliegenden Entwurf betont und gefestigt 
(vgl. insbesondere die Art. 15 und 31 d. · Entw.). 
Eine notwenclig·e Folgerung hieraus ist die gegen" 
über dem bisherigen Rechtszustand erheblich 
stärkere Bindung der Polizei an die Weisung·en 
der zuständigeµ Verwaltungsbehörden. Der Ent­
wurf führt hier zugleich in einer dem Gesamt­
gefüge . der bayerischen Verwaltung en tspl"echen­
den Form den Beschluß des Bayerischen Landtag·s 
vom 2. Juli 1948 (Landtagsbeilage Nr. 1569) aus, 
in dem die Staatsregierung ersucht wurde, „so­
bald die Möglichkeit dazu gegeben ist, geeignete 
Schritte zu ·unternehmen, die zum Ziele haben, 
die Landpolizei weisungsmäfüg dem Innenmini­
sterium, in den Regierungsbezirken den Regie­
rungspräside11ten, in den Kreisen den Landräten 
zu unterstellen. Die Stadtpolizei soll auch weiter­
hin den Oberbürgermeistern unterstehen". 

6. Die .reibungslose Zusa=enarbeit .der Polizei des 
Staates und der Gemeinden sowie der einzelnen 
Polizeiverbände ist eine der wichtigsten Bedin­
gungen für den Erfolg· ihrer Tätigkeit. Sie setzt 
eine möglichst klare und lückenlose gegenseitige 
Abgrenzung der Aufgaben und Befugnisse der 

· einzelii.en Polizeiverbände und -einrichtungen 
voraus, auf die in allen Teilen des Entwurfs 
gt1HH() Sorgfalt zu verwenden war. Damit wird 
zug1e1c11 ctem vertassung·srechtlichen Erfordernis 
der gesetzlichen Zl~ständigkeitenregelung (Art. Tl 
Abs. 1 Satz 1 B. Verf. entsprochen. 

7. Die gegenwärtige Rechtslage macht es notwendig, 
einige fühlbare Lücken des materiellen Polizei­
rechts und des Polizeibeamtenrechts im vorliegen­
den Entwurf zu schließen. Die entsprechenden 
Bestimmungen waren jedoch schon aus systema­
tischen Gründen auf das UnerläRliche zu be­
scln'änken. Die wichtigste materiellrechtliche 
Regelung findet sich in Art. 2 Abs: 4; beamten­
rechtliche Vorschriften grundsätzlicher Art sind 
vor allem in dei1 Art. 3 bis 7 sowie in den 
Sondervorschriften der Art.' 10 bis 12 sowie für 
die staatliche Polizei in. den Übergangsvorschrif­
ten der Art. 67 bis 71 des Entwurfs en~halten. 

B. D e r G e s e t z e n t w u r f i m e i n z e 1 n e n 

Teil I: Allge_meine Bestimmungen 

Zu. Art. i: 
Art. 1 Abs. 1 bestimmt, daR der Staat und die Ge­

meinden Träger der Polizei in Bayern sir1cl. Dies ent­
spricht dem Recl1tszustand, der sich in 'Bayern seit alters 
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entwickelt hat und der auch in Art. 83 Abs. 1 der Ver­
fassung von 1946 festgelegt ist. Der Ausdruck „Polizei" 
ist im Rahmen des Entwurfs, wie sich aus dessen Gesamt­
anlage ergibt, lediglich im institutionellen Sinn zu ver­
stehen, also als Inbegriff der Dienstkräfte, Einrichtungen 
und Sachmittel (vgl. Art. 20 d. Entw.), die der Erfüllung 
der polizeilichen Aufgaben dienen. 

Abs. 2 legt grundsätzlich die gegenseitige Amtshilfe­
verpflichtung der Polizei fest und klärt damit die 
Zweifel, die sich hinsichtlich der Polizei aus Art. 35 GG. 
ergeben können, da der Behördencharakter der Polizei­
dienststellen zumindest zweifelhaft erscheint. 

Ziu Art. 2: 

Art. 2 enthält keine abschließende Umschreibung 
oder Aufzählung der Aufgaben der Polizei, die dem in 
Vorbereitung· befindlichen allgemeinen Gesetz üb~r Auf­
gaben und Befugnisse der Polizei vorbehalten bleiben 
muß. Er bezeichnet vielmehr in Abs. 1 lediglich be­
stimmte, von der Polizei wahrzunehmende Aufgaben als 
solche, die ihrem Wesen nach staatlich sind. Für alle 
anderen polizeilichen Aufgaben, die sich sowohl aus den 
weiteren Bestimmungep des vorliegenden Gesetzentwurfs 
(z.B. Art. 15 und 31) als auch aus anderen Bundes- oder 
Landesgesetzen ergeben, wird die Frage, ob sie örtlicher 
oder überörtlicher Natur und von den Gemeinden mit . 
eigener Polizei im eigenen oder übertragenen Wirkungs­
kreis wahrzunehmen sind, hier nicht entschieden. Nähere 
P<gelung hierüber werden das erwähnte allgemeine 
I ulizeigesetz und insbesondere die Bestimmungen über 
die Polizeikosten zu treffen haben. 

Die in Abs. 1 genannten Aufgaben werden als staat­
liche bezeichnet, weil sie nach überörtlichen Gesichts­
punkten wahrzunehmen sind. 

So ist der Strafanspruch ein ausschliefüich staatlicher 
Anspruch. Auch die Strafgerichtsbarkeit ist staatliche 
Gerichtsbarkeit. Die Aufgaben der Polizei im Rahmen 
der StrafprozeI!ordnung (§§ 161, 163 StPO.) stehen in 
unlösbarem Zusammenhang mit der Gerichtsbarkeit, die 
allein Sache des Staates ist. Dementsprechend hat auch 
die StPO. das Weisungsrecht der Staatsanwaltschaft 
gegenüber allen Polzeidienstkräften, insbesondere den 
Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft, vorgesehen, ohne 
Rücksicht darauf, wer der Träger des Polizeiverbandes 
ist, dem diese Dienstkräfte angehören. Alle Aufgaben 
der Polizei in diesem Bereich sind daher ihrem Wesen 
nach staatliche Aufgaben. 

Demgegenüber kann die Frage, ob die B c de u tun g 
einer Straftat über den örtlichen Bereich (örtliche, Ge­
meinschaft) hinausreicht, nicht entscheidend sein. Zu­
mindest die Sühne und die damit verbundene General­
prävention dient stets den Belangen der Gesamtbevölke-· 
rung. Es ist ferner angesichts der Entwicklung des Ver­
kehrs- und des Nachrichtenwesens nicht mehr möglich, 
bestimmte Straftaten oder Gruppen von solchen als aus­
schließlich von örtlicher Bedeutung anzusehen. Vielfach 
ergehen sich auch bei Fällen, die anfänglich nur von 
örtlidier Bedeutung scheinen, im Verlauf der polizei­
lichen Ermittlungen Umstände oder Gesichtspunkte, die 
die wirksame Weiterbehandlung durch örtliche Polizei­
kräfte ausschließen. Es ist ferner zu beachten, dafl die 
Verfolgung strafparer Handlungen au.sschliefllich nach 
einheitlichen überörtlichen staatlichen Normen (z. B. 
Strafprozeß.orclnung, Wirtschaftsstrafgesetz, Abgaben­
ordnung) zu geschehen hat, die jedem bestimmenden 
Einfluß. durch die Gemeinden auch dann entzogen sind, 
wenn die Strafbarkeit selbst auf Ortsrecht beruht. Dar­
aus ergibt sich zwingend die Notwendigkeit, die polizei­
liche Verfolgung aller strafbarer Handlungen, einschließ­
lich der gegen Ortsrecht verstoßenden, einheitlich zu 
handhaben. Dies kann aber in vollem Umfang nur 
gewährleistet werden, wenn auch die Gemeinden als 

Träger der Polizei insoweit an staatliche Weisungen 
gebunden sind. 

Die polizeiliche Verhütung mit Strafe bedrohter 
Handlungen steht mit der Verfolgung von Straftaten in 
e11gstem Zusammenhang', weil die notwendigen Maß­
nahmen in beiden Fällen von den gleichen Dienstkräften 
ausgeführt werden müssen und die g·leiche Vorbildung 
und Erfahrung erfordern. Es wäre deshaih sinn- und 
zweckwidrig, für präventivpolizeiliche Maßnahmen im 
Bereich der Strafred1 tspflege das Weisungsrecht der 
staatlichen Behörden auszuschließen, soweit diese MaI!­
nahmen von gemeindeeigener Polizei zu treffen sind. Es 
war daher auch diese Aufg·abe grundsätzlich als eine 
staatliche zu kennzeichnen. Die Entscheidung des Baye­
rischen Verfassungsgerichthofs vom 21. Dezember 1951, 
auf die bereits oben unter A III 3 Bezug g·enommen 
wurde, hat zu den polizeilichen Aufgaben, deren Er­
füllung durch den Staat und mit staatlichen Org·anen 
als zuHissig aügeschen werden muß, die Sicherung des 
Staates selbst, aber auch - neben den Aufgaben nad1 
§§ .161, 163 StPO. - die Verhütung strafbarer Handlungen 
gerechnet, wenn dies als überörtliche Aufgabe anzu­
sprecl1en ist. 

Als örtliche Aufgabe wird die Verhütung· straf­
barer Handlungen nur angesprochen werden können, 
wenn die Strafbarkeit unmittelbar auf Ortsrecht beruht 
Sie geht zwar auch dann in jedem Fall aüf staatliche 
Normen zurück, weil gemeindliche Strafvorschriften stets 
nur auf Grund ausdrücklicher g·esetzlicher Ermächtigung 
ergehen und den durch staatliche Normen vorgeschriebe­
nen Strafrahmen nicht überschreiten dürfen, doch ist es 
in die eigene Verantwortlichkeit der Gemeinde gestellt, 
ob sie die vom Geo.etzgeber zugelassene Strafdrohnng 
für ihr Gebiet anwendbar machen will. Die Gemeinde 
wird daher auch die Verantwortung für die Verhutnng 
ortsrechtlicl1 sirafbarer Handlungen allein zu trag·en 
haben. 

Bei den übrigen in Art. 2 Abs. 1 aufgezählten Auf­
g·aben ergibt sich die Notwendig·keit ihrer Ausführung 
nach überörtlichen Gesichtspunkten und damit ihre 
Übertragung an staatliche Polizeidienstkräfte ohne 
weiteres aus ihrer Natur". Das gilt auch für die an sich 
ortsgebundene Überwachung des Personenverkehts auf 
Flughäfen, der eine Unterart des Grenzvei•kehrs dar­
stellt und bei dem insbesondere die PaI!kontrollvorschrif­
ten zu beachten sind. 

fn Abs. 2 sind die wichtigsten der in Abs. 1 genann­
Jen Aufgaben, die an allen Orten des Landes gleich­
mäfüg wahrzunehmen sind und die sich nicht von vorn­
herein örtlicher Ausführung entziehen - wie etwa das 
.Schubweseu -, für Gemeinden mit eig·ener Polizei als 
Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises bezeichnet. 
Das ist - wie schon oben unter A III 3 hervorgehoben -
g·egenüber dem bisherigen Rechtszustand keine Zu­
weisung neuer Aufgaben für diese Gemeinden. Es ist 
daher auch unter Beachtung von Art. 83 Abs. 3 B. Verf. 
und Art. 8 Abs. 4 GemO. 19:52 keine Ändernng des im 
Rahmen des Finanzausgleichs bereits bestehenden 
Systems der staatlichen Beteiligung an den Kosten der 
Gemeindepolizei durd1 die Polizeikostenzuschi.isse er­
forderlich (vg·l. Art. 12 F AG. und § 8 d. 1. DVO. zum 
F'AG.). Da die Gemeinden hier Aufg·aben wahrnehmen, 
die ihrem Wesen nach als überörtlich angesehen werden 
miissen, unterliegen sie, vorbehaltlich der Einschränkung 
in Abs. 1 Ziffer 1, als Träger der Polizei insoweit staat­
lichen Weisungen (vgl. Art. 14 Abs. 1 und 53). Die Bereit­
stellung der zur Durchführung auch der übertragenen 
Aufgaben notwendigen Dienstkräfte, Einrichtungen t\nd 
Sachmittel ist Angeleg·enheit des eigenen Wirkungs­
kreises der Gemeinden (Art. 20), wenn diese von ihrem 
Recht nach Art. 9 Abs. 1 des Entwurfs, eine eigene 
Polizei einzurichten, Gebrauch machen. 



Die Verhütung ortsrechtlich mit Strafe bedrohter 
Handlungen wird in Abs. 2 - entsprechend den Aus­
führungen in der Begründung zu· Abs. 1 - als An­
gelegenheit des eigenen Wirkungskreises der Gemein-
den erkHirt. · 

Zu Abs. 3: Für die polizeiliche Verfolg·ung - nicht 
auch füt' die Verhütung - mit Strafe bedrohter Hand­
lungen können die Staatsanwaltschaften auf Grnnd der 
Vorschriften der StPO. sowie des § 152 Abs. 1 GVG. 
Weisungen erteilen. Unbeschadet dieser und anderer 
bestehender oder künftiger Sondervorschrifteu ist es 
erforder lieh, dafl die Leiter der sfoa tlichen Behörden 
der allg·emeinen inneren Verwaltung, die für die Auf­
rechterhaltung der verfassung·smäfligen Ordnung und 
des rechtlich geordneten Zusammenlebens in erster Linie 
verantwortlich sind, den Dienstkräften cl er s t a a t -
l ich e n Polizei für die Durchführung der in Abs. 1 
bezeichneten staatlichen Aufgaben vVeisung·ei1 erteilen 
können, um die Einheitlichkeit und Wirksamkeit des 
polizeilichen Handelns zu erreichen und siCherzustellen. 
Dies ist besonders für die Verhütung mit Strafe bedroh~ 
ter oder verfassung·srechtlich verbotener Handlungen 
notwendig'. Die Regelung des Weisungsrechts im ein­
zelnen kann durch Verwaltungsvorschrift geschehen; 
lediglich für den wichtigen Sonderfall der Weisungen 
an die Landpolizei enthält Art. 31 Abs. 4 eine gesetz­
liche Vorschrift. - Soweit die in Abs. 1 genannten Auf­
gaben irnch Abs. 2 einer Gemeindepolizei übertragen 
sind, enthält Art. 14 Abs. 1 die entsprechepde VorsChrift. 

Abs. 4 bringt eine Bestimmung von großer Trag­
weite, die. niCht organisations-, sondern materiellredit­
liCher Art ist. Das Grundgesetz enthält in Art. 9 Abs. 2 
ein verfassungsrechtliches Verbot bestimmter Vereinigun­
gen, ohne daR Zuwiderhandlungen gegen dieses Verbot 
unter Strafe gestellt sind. Auch durch das StrafreChts­
iinderungsgesetz vom 30. August 1951 (BGBl. I S. ?39) 
ist für Art. 9 Abs. 2 GG. keine lückenlose Strafsanktion 
geschaffen worden. Gleichwohl wurde und wird von der 
Polizei mit Recht erwcu·tet, daH sie gegen derartige Ver­
einigungen die Maßnahmen ergreift, die notwendig sind, 
um das verfassungsrechtliche Verbot wirksam zu maChen. 
Da sich die .Polizei in Bayern jedoch hierfür niCht auf 
die StPO. und das AGzStPO. stützen kann und auCh 
andere ReChtsgrundlagen für ihr Eingreifen bisher nicht 
vorhanden oder zumindest zweifelhaft sind, ist es not~ 
wendig, durch eine Bestimmung wie den vorgesehenen 
Abs. 3 die Rechtsgrundlage zur Erfüllung dieser polizei­
lichen Aufgabe zu schaffen. Es lag nahe, auf Art. 102 
AGzStPO. zurückzugreifen. Eine entsprechende Anwen­
dung der Vorschriften der StPO. verbietet sich, weil der 
Gesetzgeber von einer Strafsanktion für die Verbots­
norm des Art. 9 Abs. 2 GG. abgesehen hat. 

Zu Art. 3: 

Die Dienstkräfte der Polizei waren, zumindest so­
weit &ie im ständigen Vollzugsdienst verwendet wurden, 
stets Beamte (vgl. für die Gemeinden Art. 79 Abs. 2 
Salz 1 GemO. 1927 und § 30 Abs. 2 der Angleichungsver­
ordnung zur DGO. von 1935). Der Staat als Träger der 
Polizei hat auch nach 1945 allgemein an diesem Grundsatz 
festgehalten. Demgegenüber haJJen angesichts der bisher 
ungeklärten Rechtslage Gemeinde1i mit eigener Polizei 
vielfach Polizeidienstkräfte auch des ständigen Vollzugs­
dienstes im Angestelltenverhältnis besChäftigt. Hieraus 
haben sich Unzuträglichkeiten ergeben. Die Eigenart des 
Polizeidienstes verlangt eine besonders enge Bindung 
des Bediensteten an den Dienstherrn, die durch das nach 
bürgerlich-rechtlichen Grundsätzen bestimmte Angestell­
tenverhältnis nicht erreicht werden kann. Vielmehr ist 
hier das öffentliCh-rechtlid1e Dienst- und TreueYerhältnis~ 
das durch die Übernahme als Beamter begründet wird, 
das einzige, das der Besonderheit des Polizeidienstes 
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g"erecli.t wird und darüber 'hinaus auch dem in Art. 33 
Abs. 4 GG. niedergelegten Grundsatz entspricht. Dies 
gilt niCht nur für die persönliChe Einstellung des Be­
mnten zu seinem Dienstherrn, sondern auch im Hinblick 
auf den er höhten SChutz, den der Beamte hinsichtlich 
der Sicherheit seiner persönlichen Lebensstellung und 
seiner Versorgung geniefü und auf deu die Angehörigen 
der Polizei, deren Dienst eine erhöhte Gefährdung mit 
sith bringt, berechtigten Ansprnch haben. Andererseits 
gewährleistet nur das Beamtenverhältnis die notwendige 
EinsatzbereitsChaft der Polizei (z.B. Streikverbot, Dienst­
strafrecht). In begrenzten Sonderfällen wird auch die 
Verwendung von Beamtenanwärtern zuzulassen sein 
(z.B. Art. 3 Abs. 2 und Art. 47 d. Entw. sowie etwaige 
Sonderlaufbahnen des Kriminaldienstes). 

Nachdem durcl1 den vorliegenden Entwmf auch die 
Gemeindepolizei klare organisationsreChtliche Grund­
lagen erhält, bestehen künftig die Bedenken niCht mehr, 
die bisher die Gemeinden veranlaflt haben, einen Teil 
ihrer Polizeidienstkräfte im Angestelltenverhältnis zu 
belassen. Es wird möglich und zulässig sein, in den 
Ausführungsvorschriften eine Frist zu bestimmen, bis 
zu deren Ablauf der dem Art. 3 Abs. 1 entsprechende 
Zustand hergestellt sein muR; damit können Härten ffü 
die Gemeinden Yermieden werden. 

Abs. 2 bestimmt im Anschluß an das frühere baye­
rische Recht, daß die Polizeiverbände des ständigen Voll­
zugsdienstes ihren NachwuChs in der Regel aus der 
Bereitschaftspolizei erhalten. Dadurch wird siChergestellt, 
dafl die staatliChe wie die gemeindliChe Polizei einen 
gleichmäfüg und g1·ündliCh ausgebildeten NachwuChs er­
hält. Hierin kommt einer der Grundgedanken des vor­
liegenden Gesetzentwurfs zum Ausdruck. Abs. 2 Satz 2 
ist notwendig, bis voll ausgebildete Angehörige der 
BereitsChaftspolizei in genügender Anzahl zur Verfügung 
stehen, um etwaige Lücken ausfüllen zu können. 

Abs. 3 ist nicht beschränkt auf Dienstkräfte des 
Einzeldienstes und kann sieh. daher - anders als Abs. 1 
und 2 - auf Angestellte und Arbeiter erstrecken; wenn 
auch der Wortlaut auf die häufigeren Fälle der beamten­
reChtliChen „Abordnung" oder „Versetzung" abgestellt 
ist. Die Bestimmung will .eine möglichst vielseitige Ver­
wendung der Polizeidienstkräfte gewährleisten. Sie 
bietet zum anderen die ReChtsgrundlage für eine Ver­
setzung, die für die Polizeibeamten bereits in Art. 56 
Ziffer 5 und Art. 64 BBG. gegeben ist. An eine Ver­
setzung von Beamten oder Beamtenanwärtern des 
Einzeldienstes zur BereitsChaftspolizei ist im allgemeinen 
nicht gedaCht. Es erscheint jedoch zweckmäßig, die reCht­
liche Möglichkeit dazu nicht auszusChlieflen, da sie in 
Sonderfällen - z. B. zur Verwendung als Lehrer - in 
BetraCht kommen könnte. 

Ein Wechsel des Dienstherrn ist nach Abs. 3 nicht 
mögliCh; er ist schon im Hinblick auf die Eigenart des 
Beamtenverhältnisses unerwünsCht. Die Versetzung von 
der staatlichen zur gemeindliChen Polizei oder um­
gekehrt ist vielmehr nur für die Ausnahmefälle der 
Art. 10 bis 12 vorgesehen. Dabei bleibt für den ein­
zelnen Beamteu die MögliChkeit unberührt, naCh den 
VorsChriften des allgemeinen Beamtenrechts die Beendi­
gung des Beamtenverhältnisses :(IU beantragen und es 
gegebenenfalls bei einem anderen Dienstherrn neu zu 
hegrtiJ1den. 

„P o 1 i z e i verband" im Sinne dieses Entwurfs 
bedeutet eine selbständig organisierte Einheit mit beson­
c;Ieren Aufgaben, z.B. Landpolizei, Grenzpolizei, Bereit­
schaftspolizei. VersChiedene Polizeiverbände in diesem 
Sinne gibt es nach dem Entwurf nur bei der staatlichen 
Polizei, während die Gemeindepolizei in jeder Gemeinde 
als ein einheitliCher Polizeiverband anzusehen ist. 

Innerhalb eines Polizeiverbandes können mehrere 
„D i e n s t z w e i g e" bestehen, z. B. Kriminalpolizei, 
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Verkehrsüberwachung, Stafionsdienst bei der Land~ 
polizei, Kriminaldienst neben dem allgemeinen Revier­
dieIJ.st bei größeren Gemeindepolizeien. 

Unter „D i e n s t a r t" im Sinne des Entwurfs sind 
der Vollzugs-, der Verwaltungs- und der· technische 
Dienst zu verstehen. Verschiedene Dienstarten sind 
innerhalb jedes Polizeiverbandes, bei größeren Polizei­
verbänden auch innerhalb der einzelnen Dienstzweige 
möglich. · 

Zu Art. 4: 

Art. 4 bezieht sich, ebenso wie Art. 3 Abs. 3, nicht 
nur auf Beamte und Beamtenanwärter, sondern auf 
Polizeidienstkräfte jeder Art. Er entspricht der bereits 
in Art. 7 des Gesetzes ·über die Bereitschaftspolizei vom 
31. Mai 1951 (GVBl. S. 85) enthaltenen Regelung, die 
nunmehr auf alle Dienstkräfte der staatlichen 1md 
gemeindlichen Polizei ausgedehnt wird. Die Feststellung, 
daH die bloße Mitgliedschaft bei einer politischen Partei 
nicht als politisclie Betätigung im Sinue dieser Regelung 
gilt, war beim Gesetz über die Bereitschaftspolizei nur 
in der Begründung enthalten. Sie wird jetzt als wich­
tigste Auslegungsregel in den Entwurf selbst auf­
genommen. 

Art. 4 Abs. 1 sichert den Dienstkräften der Polizei 
ausdrücklich das aktive Wahlrecht als eines der vor­
nehmsten staatsbürgerlichen .Rechte (Art. 11 Abs. 2, 12 
Abs. 1, 13 Abs. 1 und 14 Abs. 1 Satz 1 B. Verf„ Art. 20 
Abs. 2, 38 Abs. 2 GG.). Zugleich wird jede andere poli­
tische Betätigung untersagt. Durch den Zusammenhang 
mit Abs. 2 ergibt sich, dafl unter das Verbot des Abs. 1 
nur ein aktives, nach außen wirkendes Verhalten fällt. 

Diese Beschränkung der politischen Rechte ist un­
erläßlich, um den überparteilichen Charakter und da­
init die Zuverlässigkeit der Polizei auch beim Einsatz 
aus politi'sch bedingten Anlässen nach Möglichkeit zu 
sichern. Politische Bindungen können sich in diesem Fall 
auf die Dienstbereitschaft der Polizeidienstkräfte nach­
teilig auswirken. Soweit durch diese Bestimmung Grund­
rechte der Dienstkräfte der Polizei eingeschränkt wer­
den, erscheint dies auch im Hinblick auf Art. 98 Safa 2 
B. V erf .. nicht nur zulässig, sondern geboten, weil der 
Schutz der Verfassung und .der Einwohner des Staates 
zwingend erfordert, daß die Polizei als eine der wich­
tigsten, zu diesem Schutz geschaffenen Einrichtungen 
aus den erwähnten Gründen. parteipolitischen Einflüssen 
entzogen wird. An die Zuverlässigkeit der Dienstkräfte 
der Polizei müssen höchste Anforderungen gestel'lt wer­
den. Es war deshalb notwendig, hier eine von den all­
g·emeinen Vorschriften des ·Bayerischen Beamtengesetzes 
(Art. 22 und 23), die .neben der Vorschrift des Art. 4 
anwendbar bleiben, abweichende strengere Bestimm1in­
gen zu treffen. 

Soweit sich Art. 4 Abs. 1 auf Polizeidienstkräfte 
erstreckt, die nicht Beamte oder Beamtenanwärter sind, 
ergeben sich auch aus Art. 110 Abs. 1 Satz 2 B. Verf. 
keine Bedenken, da die Beschränkun·g der freien 
Meinungsäußerung nicht durch Arbeits- oder Angestell­
tenverträge, sondern durch das Gesetz selbst vor­
genommen wird und die Voraussetzungen des Art. 98 
Satz 2 B. Verf„ wie bereits au&g·eführt, insoweit als ge­
geben angesehen werden niüssen. 

Es ist nicht der Sinn des" Art. 4, unverzichtbare 
Grundrechte einzuschränken. Vielmehr vetzichtet jeder 
Angehörige der .Polizei durch seinen in jedem Fall frei­
willig·en Eintritt in ein Arbeits- oder Angestelltenver, 
hältnis zur Polizei, insbesondere aber durch seinen Ein­
tritt in das Dienstverhältnis als Beamtenanwärter oder 
Beamter, auf einen Teil seiner bürgerlichen Freiheiten, 
soweit die Besonderheiten dieses Dienstverhältnisses es 
erfordern (Anstaltsrecht). Da Art. 4 nur die im Rahmen 
des Anstaltsrechts notwendigen Einschränkungen vor-

sieht, bedarf es hier ebensowenig einer Benennung der 
eingeschränkten Grundrechte gemäß Art. 19 GG. wie im 
aHgemeinen Beamtenrecht (vgl. die Neufassung des 
Deutschen Beamtengesetzes vom 30. Juni 1950, BGBI. 
S. 2?9 ff.; ferner v. Mangoldt, Kommentar zum Bonner 
Grundgesetz, Anmerkang ? zu Art. 5; Anschütz, Die 
Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August 1919, 
12. Auflage, B.erlin 1930, Anmerkung 3 und 4 zu Art.118) 

Hervorzuheben ist noch, daß die Vereinigungsfrei­
heit grundsätzlich nicht eingeschränkt wird, wie sich 
aus Art. 4 Abs. 2 ergibt, und daß Art. 13? Abs. 1 GG. 
ausdrücklich gestattet, die Wählbarkeit von Beamten 
und Angestellten des öffentlichen Dienstes auch in den 
Ländern gesetzlich zu beschränken. Darüber hinaus steht 
es jedem Angehörigen der Polizei - auch jedem ihrer 
Beamten, soweit er sich nicht freiwillig auf eine be­
stimmte Zeit verpflichtet hat - grundsätzlich frei, jeder­
zeit das Dienstverhältnis von sich aus zu beenden und 
damit wieder in den Genuß auch der vollen politischen 
Rechte zu kommen. 

. Art. 4 trägt auch den einschlägigen Vorschriften des 
Besatzungsrechts Rechnung, wie sie zuletzt in den Brief­
lichen Anweisungen der Alliierten· Hohen Kommission 
vom 14. November 1950 über die Organisation, Kontrolle 
und Verwaltung der Polizei der Länder niedergelegt 
sind. Nach Ziff. 5 dieser Anweisungen sollen landes­
rechtliche Vorschriften jede politische Betätigung der 
Polizei, mit Ausnahme der Ausübung des aktiven Wahl­
rechts, untersagen, um die Zuverlässigkeit sicherzu­
stellen. 

Zu Art. 5: 

Art. 5 entspricht Art. 9 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes 
über die Bereitschaftspolizei. - Weitere Ausnahmen 
von dem für die Beamten allg·emein geltenden Recht vor­
zusehen, als es in den einschlägigen Bestimmungen des 
Entwurfs geschehen ist, erschien im Rahmen eines 
Organisationsgesetzes weder erforderlich noch angezeigt 
(vgl. oben A III ?). 

Zu Art. 6: 

Art. 6 setzt für die Polizeibeamten im Probedienst 
die Reg·elung wieder in Kraft, die bereits in § 12 Ziffer 2 
der Ersten Verordnung zur Sicherung der Währung und 
der öffentlichen Finanzen vom 1?. August 1948 (GVBl. 
S. 161; · vgl. auch § ?6 DBG. in der Bundesfassung -
BGBI. 1950 S. 2?9 -; das eine entsprechende Bestimmung 
für Beamte auf Widerruf enthält) vorgesehen war. Diese 
Verordnung ist durch Entscheidung des B. Verfassungs­
gerichtshofs (GVBI. 19?0 S. 9?) für nichtig erklärt wor­
den, jedoch. nur aus formalen und nicht aus materiellen 
Gründen, so daH der Gesetzgeber an der Wiederein­
führung einer der Bestimmungen der nichtigen Ver­
ordnung durch förmliches Gesetz nicht gehindert ist. 
Die Wiedereinführung dieser Vorschrift ist gerade für 
die bei Ausübung ihres Dienstes besonders gefährdeten 
Polizeibeamten ein vordringliches und unabweisbares 
Gebot der Billigkeit. - Für die bereits früher ein­
getretenen Fälle ·bringt Art. 67 des Entwurfs die not­
wendige Rechtsangleichung. 

Zu Art.?: 

Diese Bestimmung ist gegenüber Art. 9 Abs. 1 Satz 2 
des Gesetzes über die· Bereitschaftspolizei erweitert 
worden. Der Typus des „Beamtenanwärters" ist bisher 
beamtenrechtlich sowohl als Einrichtung wie hinsichtlich 
seiner Rechte und Pflichten nicht festgelegt. Da jedoch 
die Klärung der Rechtsverhältnisse dieser öffentlichen 
Bediensteten im Bereich der Polizei dringlich und un­
aufschiebbar ist, muß ihre Rechtsstellung wenigstens in 
den Grundzügen festgelegt werden. 



Der Entwurf regelt in .Abs. ·1 die ·Entlassung· der 
B'eamtenanwärter und ihre ·Bestrafung bei Dienstver­
gehen. Er bestimmt darüber hinaus, welche Vorschriften 
des allgemeinen Beamtenrechts sinng·emäß für die Be­
amtenanwärter der Polizei gelten sollen. 

Abs. 2 sieht für die Beamtenanwärter der Bereit­
schaftspolizei die . freie Heilfürsorg·e vor. Das ist not­
wendig im Hinblick auf die Kasemierung dieser An­
wärter, ihren entsprechend geringer bemessenen Unter­
haltszuschuß und die Tatsache, daß sie nicht sozial ver­
sicherung·spflich ti g sind. 

Abs. 3 regelt .für alle Beamtenanwärter der Polizei 
- nicht nur die der Bereitschaftspolizei - die Ver­
sorgung bei Dienstunfällen. 

Während die zur Ausführung der beamtenrechtlichen 
Bestimmungen des Entwurfs erforderlichen Vorschriften 
allgemein im Verordnungswege erlassen 'verden können, 
erscheint es notwendig, die Besoldung der Beamten­
anwärter der Bereitschaftspolizei und des ständigen Voll­
zugsdienstes möglichst übereinstimmend 'mit der Praxis 
der anderen Bundesländer durch Gesetz zu regeln 
(s .. AlJs. 4). Dies ist schon deshalb erforderlich, um die 
Mitwirkung der gesetzgebenden Körperschaft sicherzu­
stellen. Entsprechende Vorarbeiten wurden aufgenom­
men. - Die Besoldung der Polizeibeamten richtet sich 
nac11 dem allg·emeinen Beamtenrecht. 

Zu Art. 8: 

Diese Bestimmung schafft die Rechtsgrnndlage für 
das Polizeischulwesen. Sie geht, wie der Gesamtent­
wurf, von der Einheitlichkeit der polizeilichen Aus­
bildung aus. 

Die Gemeinden können sich der staatlichen Schulen 
für die Ausbildung ihrer Polizeidienstkräfte bedienen. 
Das wird besonders hinsichtlich der für die staatliche 
und gemeindliche Polizei gemeinsamen Grundausbildung 
zweckmäßig sein - soweit diese nicht schon durch die 
Bereitschaftspolizei einheitlich vermittelt wird (vgl. 
Art. 3 Abs. 2) -, um die Gemeinden nicht mit den hohen 
Aufwendungen für umfassende Schuleinrichtungen zu 
belasten. Bei der Ausbildung aller Polizeibeamten ist 
auch auf die besonderen Anforderungen des Polizei­
dienstes in Gemeinden Rücksicht zu nehmen (vgl. Art. ?4 
Abs. 4). Daneben bleibt es gemäß Abs. 3 den Gemeinden 
unbenommen, eigene Schulen zu errichten und zu unter­
halten. Solche Schulen, die z. B. in München und Nüm­
berg bereits bestehen, werden vornehmlich zu einer 
etwaigen Sonderausbildung für den Dienst in der 
Gemeindepolizei und zur Fortbildung der Gemeinde­
polizeibeamten empfehlenswert sein. Die Aufsicht über 
gemeindliche Polizeischulen führt das Staatsministerium 
des Innern, wie es auch in Art. 6 des Gesetzes Nr. 1) 
vom 21. Dezember 1945 (GVBl. 1946, S. 13?) für die 
Bayer. Verwaltungsschule vorgesehen ist, die bei der 
Ausbildung· und cJen Prüfungen an den bestehenden 
g·emeindlichen Polizeischulen mitwirkt. Die Aufsicht ist 
notwendig, um Art und Ziel der Ausbildung, Prüfungen 
u. ä. mit dem staatlichen Polizeischulwesen abzustim­
men.. Sie wir_d sich auf die Einhaltung der einschlägigen 
Vorschriften zu beschränken haben. 

Art. 8 Ahs. 1 Satz 2 und 3 entsprechen den Wün­
schen des Landtags, die bereits bei Erlaß des Bereit­
schaftspolizeigesetzes geäußert und berücksichtigt wor­
den sind. Die in Satz 3 erwähnten „besonderen Ein­
richt1mgen" brauchen nicht ständig zu sein, es ist auch 
an Vortragsreihen u. ä. zu denken. 

Die staatlichen Polizeischulen werden nach Abs. 2 
unmittelbar dem Staatsministerium des Innern ·unter­
stellt, dem - wie ausgeführt - auch die Aufsicht über 
die g·emeindlichen Polizeischulen obliegen soll. Diese 
Maßnahme erscheint für die einheitliche Handhabung 
des Ausbildungswesens unerläHlich. 
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Teil II: Gemeindepolizei 

Der Entwurf hring·t in den Artikeln 9 bis 23 die 
lanclesrechtliche Regelung der Gemeindepolizei, deren 
Einrichtungen und Aufgaben bisher nur auf Bestim­
mungen des Besatzungsrechts, insbesondere Titel 9 der 
Vorschriften der amerikanischen Militärregie.rtmg 
öffentliches Sicherheitswesen - Ziffern 200, 210, 211, 
235, 305, 306, 400 und 411 beruhen. 

Grundlage d~r Regelung ist Art. 83 Abs. 1 der baye-
. rischen Verfassung, der die „örtliche Polizei" als Auf­

gabe des eigenen Wirkungskreises der Gemeinden fest­
gelegt hat. Indessen kann der Begriff „örtliche Polizei" .• 
soweit er nach Art. 83 Abs. 1 zum eigenen Wirkungs­
kreis der Gemeinden gerechnet werden muß, nur soweit 
ausgedehnt werden, als es sich dabei um Angelegen­
heiten der örtlichen Gemeinschaft handelt. Die Z'urechen­
barkeit zu dem Kreise der „Aufgaben der örtlichen 
Gemeinschaft" ist das allgemeine Kennzeichen für die 
Aufgaben des eigenen gemeindlichen Wirkungskreises. 

Bereits in Art. 2 Abs. 2 wurde eine Reihe von 
polizei~ichen Aufgaben genannt, die sowohl nach ihrem 
Wesen wie nach ihrer Bedeutung und gesetzlichen Rege­
lung als m:sprünglich sta_atliche Aufgaben angesehen 
werden müssen und deshalb von der gemeindlichen 
Polizei im übertragenen Wirkung·skreis wahrzunehmen 
sind. Bei den vielschichtigen polizeilichen Aufgaben ist 
eine für die Bevölkerung wie für den Exekutivbeamten 
von vornherein klare Unterscheidung zwischen solchen 
des eigenen und des übertragenen Wirkungskreises 
geboten und zweckmäßig; hierzu wird auf die Aus­
führirngen oben unter A III 3 und die Begründung zu 
Art. 2 Abs. 1 und 2 sowie die dort zitierte Entscheidüng 
des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs Bezug genommen. 

Die Einrichtung einer Polizei als Institution hat der 
Entwurf in einer dem Grundsatz des Art. 83 Abs. 1 
B. Verf. entsprechenden Fortbildung . der Regelungen 
de1· Art. 38 Abs. 1 · der GemO. von 1869 und 51 Abs. 4 
der GemO. von 192? (g'leichlautend § 24 Abs. 4 der An­
gleichungsverordnung zur DGO. von 1935) als ein Recht 
der Gemeinden und darüber hinaus als deren Pflicht 
angesehen, die nur dann vom Staat zu übernehmen ist, 
wenn die geringe Leistungsfähigkeit einer Gemeinde die 
Errichtung und dauernde Unterhaltung einer eigenen 
Polizei nicht zuläßt. 

Zu Art. 9: 

In Abs. 1 wird das Recht jeder Gemeinde auf Er­
richtung einer eigenen Polizei festgeleg·t, die im Ge­
meindegebiet grundsätzlich allein zuständig· ist. Zugleich 
wird dieses Recht als eine Pflicht der Gemeinden gekenn­
zeichnet, da es im Interesse der Sicherheit des Staates 
und der Staatseinwohner keinen Zweifel darüber geben 
darf, wem im Einzelfall die Verpflichtung zur Unter­
haltung· der für die allgemeine Sicherheit notwendigen 
Einrichtungen obliegt. Das Gesetz hat dabei auch den 
Umfang dieser Verpflichtung zu umschreiben; nicht nur 
die Einrichtung einer Polizei als solche, sondern auch 
die institutionellen Voraussetzungen für ihre wirksamt 
HandhaJmng müssen geregelt sein. 

Eine wirksame Handhabung des Polizeidienstes ei:­

fordert selbst in kleinsten Gemeinden eine bestimmte 
Mindestzahl persönlicher und sächlicher Mittel. Der 
Entwurf muH daher der unterschiedlichen Leistungskraft 
der Gemeinden Rechnung tragen. Hierbei war zu 
berücksichtigen, claH de.r Staat, da es sich bei der Ein­
l'ichtung einer Gemeindepolizei g·emäß Art. 38 Abs. 1 
B. Verf. um eine AufgaJJe des eigenen Wil'kungskreises 
handelt, nach dem Grundsatz des Art. 83 Abs. 3 B. Verf. 
(Art. 8 Abs. 1 GemO. 1952) zur Beteiligung an den 
Kosten der Gemeindepolizei nur in einem Umfang fül' 
veryJfüchtet gehalten werden kaim, der sich nach den der 
Ge:ri1einclepolizei zur Ausführung übertragenen staat-
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liehen Aufgaben der Polizei bemißt. Die Verpflichtung 
zur Einrichtung einer eigenen Polizei kann daher für 
leistungsschwache Gemeinden zu einer untragbaren 
finanziellen und personellen Belastung führen. Dies wird 
vor allen Dingen bei den zahlreichen kleineren nnd 
kleinsten Gemeinden regelmäßig der Fall sein. 

Es konnte nicht der sonst im Kommunalrecht vor­
gesehene Weg gewählt werden, die Unterhaltung der 
Gemeindepolizei für leistungsschwache Gemeinden den 
Landkreisen, Bezirksverbänden oder gemeindlichen 
Zweckverbänden zu überlassen. Vielmehr muf!, wenn 
die Gemeinde selbst nicht ohne Gefährdung ihrer an­
deren Aufgaben in der Lage ist, eine ausreichende 
Polizeiorganisation zu unterhalten, der Staat als Träger · · 
dm umfangreichen in Art. 2 Abs. 1 gekennzeichneten 
polizeilichen Aufgaben die Bereitstellung der notwen­
digen polizeilichen Dienstkräfte und Einrichtungen über­
nehmen. Dies ist für die einheitliche und wirksame Aus­
führung der polizeilichen Aufgaben und des Polizei­
dienstes unerläf!lich, die zwangsläufig gefährdet wird, 
wenn eine Vielzahl verschiedenartiger kommunaler 
Körperschaften mit der Wahrnehmung weitgehend staat­
licher Aufgaben betraut wird, für deren Erfüllung bei 
ihnen - mit Ausnahme der gröf!eren Gemeinden - die 
notwendigen Voraussetzungen nicht hinreichend vor­
handen sind. 

Art. 9 Abs. 2 hat daher allgemein die Möglichkeit 
vorgesehen, leistungsschwache Gemeinden - soweit sie 
kreisangehörig·e Gemeinden sind - von der Verpflich­
tung nach Abs. 1 zu befreien und die Landpolizei zur 
Verfügung zu stellen, wenn die Unterhaltung einer 
eigenen Polizei im Hinblick auf die Leistungsfähigkeit 
der Gemeinde nicht dauernd gesichert erscheint. 

Dabei ist zu beachten, daf! „Leistungsfähigkeit" im 
Sinne des Abs. 2 nicht etwa nur als wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit aufzufassen ist; sie umfaflt .vielmehr 
alle Voraussetzungen, die vorhanden sein müssen, wenn 
die wirksame Handhabung der Polizei in dem durch 
Abs. 1 Satz 2 bindend vorgeschriebenen Umfang als 
gesichert angesehen werden soll. 

Da die Unterhaltung der eigenen Polizei ein R1)cht 
und grundsätzlich auch eine Pflicht jeder Gemeinde ist, 
bedarf die Übernahme der Aufg·aben durch die staat­
liche Polizei des Antrags der Gemeinde. Die Übertragung 
der Aufgaben eines Polizeiträgers auf einen anderen 
(Gemeinde - Staat) muf! darüber hinaus im gegen­
seitigen Einvernehmen der Beteiligten vorgenommen 
werden, weil es sich hier stets um wichtige und gröf!ere 
organisatorische Maflnahmeu handelt, die von erheb­
licher Bedeutung für die beiderseitige Haushaltsgebarung 
sind und u. U. auch beamtenrechtliche Auswirkungen 
haben. Bei einem Wechsel des Polizeiträgers sind ferner 
die notwendigen organisatorischen Maf!nahmen unter 
Beachtung der Verhältnisse im gesamten Staatsgebiet zu 
treffen. Der Antrag ist daher auf dem ordnungsgemäHen 
Weg über die Aufsichtsbehörden an das Staatsmini­
sterium des Innern zu richten. Abs. 2 Satz 2 verpflichtet 
das Innenministerium, dem Antrag stattzugeben, wenn 
die mangelnde Leistungsfähigkeit der Gemeinde als er­
wiesen anzusehen ist. 

In engem Zusammenhang mit Art. 9 steht Art. 64 
des Entwurfes, der dem Zustand Rechnung trägt, wie er 
sich auf Grund der Bestimmungen des Titels 9 seit 1946 
entwickelt hat. In allen kreisfreien und einer An:.:ahl 
kreisangehöriger Gemeinden Bayerns besteht gegen­
wärtig eine gemeindeeigene Polizei. Für diejenigen 
kreisangehörigen Gemeinden, in denen sie bisher nicht 
eingerichtet ist, begründet Art. 64 die Vermutung der 
mangelnden Leistungsfähigkeit. Solche Gemeinden müs­
sen daher, wenn sie auf Grund des vorliegenden Gesetzes 
eine eigene Polizei errichten wollen, hierüber beschließen, 
woLei die zwingende Vors<,:hrift des Art. 9 Abs. 1 Satz 2 

zu beachten ist, deren Einhaltung von der Rechtsauf­
sichtsbehörde im Rahmen der Pflichtenaufsicht geprüft 
werden kann. 

Zu Art. 10 und 11: 

Die Vorschriften der Art. 10 und 11 knüpfen sich an 
den Übergang von Aufgaben einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft auf eine andere. Da die beiderseits beteilig­
ten Körperschaften Dienstherren im Sinne des Beamten­
rechts sind und Polizeidienstkräfte gemäf! Art. 3 Abs. i 
in der Regel im Beamtenverhältnis beschäftigt werden 
und da ferner der Wegfall von Aufgaben des Dienst­
herrn~ zu deren Besorgung bestimmte Beamte vor­
gesehen waren, keinen Rechtsgrund für die Beendigung 
des Dienstverhältnisses dieser Beamten bildet, muß für 
diesen Fall eine Übergangsregelung geschaffen werden, 
die als foß.erste Möglichkeit den Wechsel des Dienst­
herrn vorsieht. Eine zwing·ende Vorschrift dieser Art 
enthält Kap. V des Gesetzes zur Änderung von Vor­
schriften auf dem Gebiete des allgemeinen Beq.mten-, 
der Besoldung·s- und des Versorg·ungsrechts vom 30. Juni 
1933 (RGBI. I S. 433), daf! jetzt in der nach § 2 Buchst. c 
des Gesetzes zur vorläufigen Regelung der Rechtsver­
hältnisse der im Dienst des Bundes stehenden Per­
sonen vom 17. Mai 1950 (BGBI. S. 207) geltenden Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Januar 1951 (BGBI. I. 
S.' 87, 97) neu veröffentlicht worden ist. 

Es besteht kein Zweifel, daf! der unfreiwillige Wech­
sel des Dienstherrn eine Maf!nahme ist, die an sich den 
Grundsätzen des Beamtenrechts widerspricht. Gleichwohl 
muf! es für zulässig erachtet werden, eine solche Rege­
lung durch ausdrücldiche gesetzliche Vorscluift vorzu­
sehen. Sie soll jedocl1 nur die letzte Handhabe bieten, 
wenn die Beamten, deren bisherige Aufgaben weggefal­
len sind. nicht anderweitig verwendet werden können. Ist 
dies auf keine Weise mög·iich und ist der Beamte nicht 
mit dem Wechsel des Dienstherrn einverstanden und 
macht er auch von der ihm stets freistehenden Möglich­
keit, das Beamtenverhältnis von sich aus zu beenden, 
keinen Gebrauch, so muf! der Wechsel des Dienstherrn 
durch Gesetz gestattet und der Beamte verpflicl1tet wer­
den, der Berufung durcl1 den neuen Dienstherrn Folge 
zu leisten. Dabei ist durch die Fassung von Art. 10 Abs. 1 
und 2 gewährleistet, daf! die übernommenen Beamten 
auch heim neuen Dienstherrn im Polizeidienst verbleiben. 
Die in Art. 11 Abs. 2 erwähnte „andere Verwendung" 
kann sich daher nur auf eine Abweichung in der Dienst­
stellung beziehen. Eine Verwendung der übernommenen 
Beamten auf!erhalb der Polizei ermöglicht sie nicht, wie 
sich auch aus Art. 11. Abs. 3 ergibt, der im übrigen eine 
bereits in § 23 Abs. 3 des ohen erwähnten Gesetzes vom 
30. Juni 1933 / 24. Januar 1951 enthaltene notwendige Über­
gangsregelung darstellt. Die Wahrung der persönlichen 
Hechtsstellung der übernommenen Beamten wird durch 
Art. 11 Abs. 2 Satz 3 gesichert. 

Die übernahmeverpfliclitung für 
0

den neuen Dienst­
henn ist durch die Eigenart des zugrundeliegenden 
Hechtsvorganges bedingt und deshalb für den Staat 
wie für die Gemeinden gleichermaßen vorzusehen. Die 
beteiligten Körperschaften stehen sich hier als grund­
sätzlich gleichberechtigte Träg·er von Rechten und Pflich­
ten gegenüber. Das Selbstverwaltungsrecl1t der Gemein­
den wird clureh diese Regelung nicl1t berührt. 

Zugunsten der Gemeinden ist in Art. 10 Abs. 1 
Satz 1 bestimmt, daf! seitens des Staates nur die Über­
nahme von Beamten der Landpolizei als des de,r Ge­
meindepolizei aufgabenmäfüg nächstverwandten Polizei­
verbandes vedangt werden kann. ALs. 1 Satz 2 soll die 
Gemeinden, wenn der Staat eine Übernahme überhaupt 
verlangt, nach Möglichkeit davor sichern, irgendwelche, 
mit den örtliclrnn Verhältnissen nicht vertratite Beamte 
übernehmen zu müssen, · 
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1 Die Rechtsgrundlagen für die Festsetzung der in 
Art. 10 genannten „notwendigen Polizeistärke" finden 
sich in Art. 12 des Finanzausgleichsgesetzes in der 
F'os.5ung vom 25. Oktober 1951 (GVBL S. 207) und in 
§ 8 der 1. Durchfiihrungsverordnung zu diesem Gesetz 
vom gleichen Tage (GVBI. S, 210). 

Ztt Ar,t. 12: 

über die Auflösung von Gemeinden, wozu auch die 
Eingemeindung in eine andere Gemeinde rechnet, und 
die Umgemeindung vo11 Gebietsteilen enthält die GemO. 
1952 in den Art. 11 bis 13 nähere Regelungen. Ins­
besondere sieht Art. 13 Abs. 1 GemO. vor, daß die zu­
ständige Behörde die mit der Änderung zusammenhän-
1-('enden Rechts- und Verwaltungsfragen zu regeln hat. 
Art. j 2 des vorliegenden Entwurfs geht von die;;en 
Vorschriften der Gemeindeordnung aus und verpflichtet 
lediglich die für die Verfügung del' Bestandsänderung 
zuständig·en Behöl'den, die Grundsätze der Art. 10 und 11 
des Entwurfes zu beachten, soweit die Änderung 
Gemeinden mit eigener Polizei betrifft. - Art. 12 Satz 2 
weist die Regierungen und Landratsämter an, gegebenen­
falls die vorgeschriebene Zustimmung einzuholen. 

Zu Art. 13: 

Nach früherem bayerischem Re.cht waren bestimmte 
Befugnisse zum Erlaß von Rechtsvorschriften („Polizei­
vorschriften") und zur Erteilung von Erlaubnissen oder 
Genehmigungen, die grundsätzlich zur Zuständigkeit tler 
Administrativbehörden gehören, Polizeidienststellen über­
tragen worden, die dadurch zu „Polizeibehörden" mit 
gemischten Administrativ- und Exekuti1,befugnissen 
wurden. Dies galt vor allem für die Polizeipräsidien 
bzw. -direkfümen in München, Nürnberg-Fürth, A ugs­
burg, Würzburg, Regensburg und Hof, die staatliche 
Polizeidienststellen, zugleich aber in einem durch Rechts­
verordnung· genau abgegrenzten Rahmen für das Gebiet 
der Städte. ihres Sitzes Ortspolizei- und Bezirksver­
waltungsbehörden also Administrativbehörden. -
ware11. Die Möglichkeit, Dienststellen der Polizeiexeku­
tive Aclministrativbefugnisse zur selbständigen Wahr­
nehmung· ztt übertragen, ist durch Besatzungsrecht 
beseitigt worden (vgl. o. A III 2, S. 3) und wird durch 
den vorliegenden Entwurf grundsätzlich nicht wieder­
hergestellt. Die Neuerrichtung staatlicher Polizeipräsidien 
oder -direktionen früherer Art würde dem Grundsatz 
des Art. 9 d. Entw., die Errichtung ähnlicher Gemeinde­
behörden mit g·emischter Zuständigkeit zumindest formal 
den Grundsätzen der Art. 30, 32, 37 und 39 der GemO. 
1952 sowie dem Wunsch maßg·ebender kommunaler 
Spitzenverbände widersprechen, die organisatorische 
Trennung der früher sog·enannten „Verwaltungspolizei" 
von der Polizei im eigentlichen Sinn beizubehalten, weil 
sie der „Entpolizeilichung',' des öffentlichen Lebens und 
damit der Demokratisierung der Verwaltung diene (vgl. 
Abschnitt II der Leitsätze des Deutschen Städtetags für 
die Neuordnung der Polizei i. d. F. vom 15. Mai 1951 
Nr. B 309). 

Der vorliegende Entwurf ändert also an dem :;;eit 
1945 ·in Bayern bestehenden Zustand nichts, daß Rechts­
vorschriften und rechtsbegrünclende oder rechtsver­
ändernde Verwaltungsakte grundsätzlich nur von den 
zuständigen Administrativbehörden des Staates oder der 
Gemeinden, nicht aber ''on den Polizeiverbänden, ihren 
Dienststellen und Beamten erlassen werden können. 
Auch die leitenden Polizeibeamten aller Polizeiverbände 
haben daher n nr die ili. Art. 13 Abs. 3 Satz 1 um­
schriebene allgemeine Aufgabe (vergl. für die Land­
polizei Art. 29, für die Grenzpolizei Art. 40). Sie sind 
für die einwandfreie Führung des Dienstbetriebes der 
Polizei ihrem Dienstherrn verantwortlich. Diese Ver­
antwortung bedingt, daß der, dem sie übertragen wird, 
mit allen Einzelheiten des polizeilichen Dienstes hin-
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reichend vertraut ist Sie kann daher bei der Gemeinde­
polizei nicht dem Gemeinderat als Kollegium nnd in der 
Regel auch nicht dem Bürgermeister übertragen wer­
den. Der leitende Polizeibeamte einer Gemeinde unter­
steht wie jeder andere Gemeindebeamte der Diensi­
aufsicht des ersten Bürg·ermeisters gern. Art. 37 Abs. 3 
GemO. 1952. 

Abs. 2 ist gerechtfertigt durch die weitgehende 
überiragung staatlicher Aufgaben an die Gemeinde­
polizei. Die Stellungnahme ist den Regierung·en über­
irag·en, die in den hier zu prüfenden sachlichen und 
personellen Fragen hinreichenden überblick und Er­
fahrungen besitzen. Auf eine weitergehende Mitwirkung 
des Siaaies bei der Bestellung der leitenden Bearnfon 
der Gemeindepolizei ist im Gegensatz zu den bestehen­
den oder geplanten Reg·elungei1 anderer Bundesländer 
bewußt verzichtet worden, d<t - wie es in Art. 20 aus­
g·esprochen ist - die Bereitstellung der erforderlichen 
Dienstkräfte zun; eigenen Wirkungskreis der Gemein­
den g·ehört. Die Gemeinden trogen damit auch allein die 
Veranhvortung· für die Eignung der von ihnen ein­
gestellten Beamten. Die Belange des Staates im Hin­
blick auf die Durchführung der übertragenen Pofo:ei­
aufgaben werden durch die Art. 16, 18 und 22 des Ent-
wurfs gewahrt. . 

Auf die Bedeutung· von Abs. 3 Satz 1 wurde be.reits 
hingewiesen. Darüber hinaus dieiit Abs. 3 Satz 2 der 
notweucligen Sicherung der ~tellung der leitenden Poli­
zeibeamten. Dur€h Satz 3 soll die unerläflliche sachliche 
und persönliche Unabhängigkeit des leitenden Polizei­
beamten von Bindung·en an Parteien oder Wähler­
gruppen sichergestellt werden (vgl. auch Art. 4 Abs. 1 
und die Begründung hierzu). 

Zu Art. 14: 

Diese Bestimmung regelt das generelle Weisungs­
recht der zuständigen Staatsbehörden für den polizei-
1.ichen Vollzug von gemeindlichen Verwaltungsaufgaben 
des übertragenen Wirkungskreise8 Lmd für sonstige 
übertrag·ene Polizeiaufgaben g·emäfl Art. 2 Abs. 2. Sie 
wird ergänzt durch Art. 15 Abs. 3, der das Weisungs­
recht für die polizeiliche Behandlung von Verwaltungs­
akten anderer Behörden als der Gemeinde regelt. 

Entsprechend der Gemeindeverfassung sind die 
Weisungen an den Gemeinderat zu richten. Die Befug­
nisse des ersten Bürgermeisters gemäf! Art. 37 GemO. 
1952 bleiben unberührt. 

Zuständige Staatsbehörden (vgl. Art. 8 Abs. 2 GernO. 
1952) sind :nur die Landratsämter, Regierungen und das 
Staatsministerium des Innern. Bei den Weisungen gemäll 
Art. 14 handelt es sich der Sache nach um fachaufsicht­
liche Befugnisse entprechencl Art. 115 GemO. 1952. Die 
Weisung·sbefugnis wurde jedoch hier - entsprechend 
dem bisherigen bayerischen Recht - auf den Kreis der 
Behörden der allgemeinen inneren Verwaltung auch 
für die Fälle beschränkt, in denen es sich um den poii­
zeilichen Vollzng von Verwaltungsaufgaben a,udercr 
Ressorts handelt. Zweck dieser Regelung ist, die not­
wendig·e Einheitlichkeit des Vollzugs zu sichern. Die 
bestehenden fachaufsich tlichen Befug·nisse anderer Be­
hörden in ullen Angelegenheiten, die nicht den polizei­
lichen Vollzug betreffen, bleiben unberi.ihd. 

Zu Art. 15': 

Art. 15 bringt eine Zusammenfassung der Aufgaben 
der Gemeindepolizei, die dem gegenwärtigen Stand des 
Verwaltungsrechts und den Erfordernissen des Rechts­
uncl Verfassungsstaates Rechnung trägt, zugleich aber 
vermeidet, eine allgemeine Umschreibung· der polizei­
lichen Aufgaben vorwegzunehmen, die - wie bereits in 
der Begründung zu Art. 2 ausgeführt - dem in Vor­
bereitung befindlichen Gesetz über die allgemeinen Auf-
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gaben und Befugnisse der Polizei vorbehalten bleiben 
muf!. 

Auch Art. 15 enthält also nur einen Ausschnitt aus 
dem umfassenden Aufgabengebiet der Polizei und zwar 
den, der notwendig ist, einmal um zu klären, zu welchen 
Aufgaben die Gemeindepolizei von ihrem Dienstherrn 
-- der Gemeinde - herangezog·en werden kann, zum 
anderen zur Abgrenzung der Zuständigkeit der Ge­
meindepolizei gegenüber der staatlichen Polizei. 

Hierbei war davon auszugehen, daf! die Aufgaben 
der Polizei sich nicht auf den Bereich der früher so­
genannten „Sicherheitspolizei" beschränken können, zu 
dem im wesentlichen die Verhütung und Verfolgung 
strafbarer Handlungen und die Durchsetzung solcher 
Verwaltungsakte gehören, die der Aufrechterhaltu'.ng der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung „unmittelbar" dienen 
(vergl. Tiiel 9-235). Zumindest für kleinere Gemein­
den mußte die Möglichkeit erhalten bleiben, die Polizei 
allgemein auch als Hilfsorgan für die Durchführung der 
der Gemeinde obliegenden Verwaltungsaufgaben heran­
nziehen. Die entsprechende Vorschrift enthält Absatz 2. 
:·:e sollte aber nicht so weit ausgedehnt werden, daß 
dje Polizei schlechthin für jeden Hilfsdienst zur Ver-
1 iigung· steht. Die Vollzugsbeamtenschaft der Gemeinden 
hnt nachdrücklich betont, daf! die Polizeibeamten nicht 
\, :eder zum „Gemeindebüttel" oder „Gemeindediener" 
L iiherer Zeit gemacht werden dürften. Diese Forderung 
c1scheint einmal insofern berechtigt, als vermieden wer­
(/;_•n muf!, die Polizeidienstkräfte zu Tätigkeiten heran­
Z•!ziehen, die mit den gesetzlichen Aufgaben der Polizei 
iu keinem Zusammenhang stehen und deren ordnungs­
gemäf!e Wahrnehmung behindern; zum anderen erfor­
dert die wirksame Ausführung der polizeilichen Auf­
gaben, daf! das Ansehen der Polizei in der Öffentlichkeit 
gewahrt bleibt und nicht durch die Heranziehung zu 
m1terg~ordneten Dienstleistungen außerhalb des polizei­
lichen Aufgabenbereichs beeinträchtigt wird. Der :Ent­
wurf trägt diesen Erwägungen Rechnung durch die Ein­
schränkung „im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben" 
in den Art. 15 Abs. 2 und 3 31 Abs. 2 sowie 32 Abs. 1. 
Dabei sind unter „gesetzlichen Aufgaben" alle Aufgaben 
zu verstehen, die der Polizei durch Rechtsvorschrift 
zugewiesen sind. Sie ergeben sich gegenwärtig in Bayern 
noch aus zahlreichen verstreuten bundes- und landes­
rechtlichen Einzelvorschriften. Eine allgemeine Um­
schreibung dieser Aufgaben wird -- wie mehrfach er­
wähnt - der in Vorbereitung befindliche Gesetzentwurf 
über die allgemeinen Aufgaben und Befugnisse der 
Polizei zu enthalten haben. 

Bei der Fassung des Art. 15 Abs. 2 ist ferner zu 
beachten, daß der Entwurf die hier genannten Aufgaben 
der Polizei nur nach Maßgabe entsprechender Weisungen 
und Aufträge des Gemeinderats - gemäß Art. 37 GemO. 
1952 auch des ersten Bürgermeisters - überträgt. Die 
Entscheidung darüber, inwieweit die Polizei in diesem 
Rahmen herangezogen wird, hat damit in vollem Um­
fang der Gemeinderat; er kann nach seinem pflicht­
gemäßen Ermessen auch andere Dienstkräfte und Ein­
richtungen als die Polizei mit der Wahrnehmung der 
Aufgaben aus Art. 15 Abs. 2 betrauen. 

Das gilt nicht für die in Abs. 1 genannten Aufgaben 
aus dem Bereich der früher so bezeichneten „Sicher­
heitspolizei", die das Gesetz selbst der Gemeindepolizei 
zuweist, sowie für andere Aufgaben, die der Polizei 
durch Rechtsvorschrift ausdrücklich zugewiesen sind. 

Zu bemerken ist ferner, daß die Abs. 2 und 3 der 
Polizei nicht etwa neuerdings „verwaltungspolizeiliche" 
Zuständigkeiten - Befugnisse zum Erlaf! rechtsbegrün­
dender oder rechtsverändernder Verwaltungsakte -
übertragen (vgl. d. Begr. zu Art. 13); sie wird vielmehr 
nur mit der allgemeinen Vollzugshilfe für die Ver.­
waltungshehörden betraut, die sie neben ihren Aufgaben 

im Bereich der Strafrechtspflege wahrzunehmen hat, wie 
dies auch früher der Fall war. 

Den gleid1en Grundsätzen folgt die Regelung in 
Abs. 3 hinsichtlich der polizeilichen Behandlung von 
Verwaltungsakten anderer Behörden als des Gemeinde­
rats, soweit sie im Gebiet einer Gemeinde mit eigener 
Polizei notwendig wird. t 

Hervorzuheben ist, daf! die Bestimmungen in Abs. 2 
und 3 die Polizei nicht unmittelbar verpflichten, alle zur 
Durchsetzung der Verwaltungsakte etwa notwendig 
werdenden Maßnahmen (z. B. die Räumung einer 
Wohnung und den hierzu notwendigen Möbeltransport) 
mit eigenen Dienstkräften und Mitteln durchzuführen. 
In der Regel wird die Polizei geeignete Helfer heran­
ziehen. Sie trägt aber die Verantwortung für clje Art 
und Weise der Durchführung der ihr erteilten W eisun­
gen und Aufträge und muf! nötigenfalls den Vollzug 
auch mit eigenen Kräften und Mitteln bewerkstelligen, 
wenn und soweit es nicht auf andere Weise geschehen 
kann. 

Abs. 4 regelt den Vorführungsdienst bei den Straf­
gerichten und die Unterstützung des Gerichtsvorsitzen­
den bei I-Iai1dhabung der sog. „Sitzungspolizei" (Art. 176 
bis 183 GVG.) entsprechend der bisherigen Praxis. 

Zu Art. 16: 

Die Vorschriften der Art. 16 und 22 beruhen auf den 
allgemeinen Grundsätzen für die HanclhaJrnng der staat­
lichen Aufsicht über die Gemeinden. Für die Wahr­
nehmung der. polizeilichen Aufgaben ist eine Sonder­
regelung nötig, weil es sich hier in der überwiegenden" 
Zahl der Fälle um besonders eilige und unaufschiebbare 
Maf!nahmen handelt. Ähnliche Bestimmungen enthält 
bereits die Dienstvorschrift für die Landpolizei von Bayern, 
die von dem vor Inkrafttreten der bayerischen Verfassung 
auf Grund des Art. III der Proklamation Nr. 2 der ameri­
kanischen Militärregierung zur Gesetzgebung zustän­
digen Ministerpräsidenten und von der Militärregierung 
genehmigt ist. 

Die überbürdung der Kosten auf die Gemeinde 
rechtfertigt sich dadurch, daf! die Maßnahme nach Art. 16 
eine Pflichtverletzung der Gemeinde voraussetzt. 

Zu Art. 1?: 

Die örtliche Zuständigkeit von Personen, die zur 
Vornahme von Amtshandlungen befugt sind, bedarf 
nach rechtsstaatlichen Grundsätzen genauer Regelung 
(vg·l. Urt. d. VGH. v. 29. April 1948, Amtl. Sammlung 
n. F. Bel. 1 S. 74, 75). 

_Die örtliche Znständigkeit der Gemeindepolizei als 
einer Einrichtung der Gemeinde ist grundsätzlich 
auf das Gemeindegebiet beschränkt. Ihre Zuständigkeit 
zur Vornahme von Amtshandlungen außerhalb des 
Gemeindegebiefs kann im Hinblick auf die Natur der 
Gemeindepolizei als Organ einer Gebietskörperschaft 
nur für Fälle gerechtfertigt werden, in denen die Ge­
meindepolizei Aufgaben des übertragenen Wirkungs­
kreises wahrnimmt und wobei sofortiges Eingreifen 
unerläf!lich ist, wie z. B. bei der Nacheile (§ 167 GVG.), 
auch soweit sie innerhalb des bayerischen Staatsgebiets 
erforderlich ist, wofür § 167 GVG. für entsprechend an­
wendbar erklärt wird. 

Eine Ausnahmeregelung von vorübergehender Be­
deutung enthält Art. 65. 

Zu Art. 18: 

Für die Notwendigkeit dieser Regelung wird auf die 
Erläuterung zu Art. 13 Abs. 2 vetwiesen. 

- Zuständige Einleitungsbehörde für Dienststrafver­
fahren gegen Polizeibeamte der Gemeinden sind bis zum 
etwai,gen Erlaß einer Ausführungsbestimmung zu § 112 



Abs. 1 der Dienststrafordnung vom 29. April 1948 (GVBL 
S. 67) die Behörden, die der Minister des Innern gemäß 
§ 30 Abs. 1 Buchst. c der DStO. im Einzelfall bestimmt. 

Die Befugnisse der staatlichen Behörden nach Art. 18 
sind beschränkt auf Verfehlungen innerhalb des über­
tragenen Aufgabenbereichs der Gemeindepolizei, berüh­
ren also das gemeindliche Selbstverwaltungsrecht nicht. 

Abs. 2 bringt eine Ergänzung zu § 79 der Dienststraf­
ordnung, der eine entsprechende Befugnis nur für die 

. Einleitungsbehörde vorsieht. Diese Ergänzung ist im 
Hinblick auf die Eigenart der polizeilichen Aufgaben 
und die unbedingte Gewährleistung ihrer wirksamen 
Durchführung notwendig. 

Abs. 3 begrenzt die Befugnisse der zuständigen 
Staatsbehörde entsprechend den allgemeinen Grund­
sätzen für die Staatsaufsicht über Gemeinden (vgl. 
Art. 113 GemO. 1952). 

Die Länge der Frist hat die zuständige Staatsbehörde 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu bestiIDIDen. Es liegt in 
der Natur der Sache, da!l die notwendigen Entscheidun­
gen gegebenenfalls sehr rasch getroffen werden müssen. 

Zu Art. 19: 
Die Erfahrung hat gezeigt, daß im Polizeidienst in 

erhöhtem Maß die Gefahr besteht, daß Beamte für den 
Außendienst unverwendbar werden, weil ihre körper­
liche Spannkraft nachläflt oder Bindungen zur Bevölke­
rung entstehen, die einer wirksamen Handhabung des 
Dienstes nachteilig sein können. Art. 19 ist bemüht, die­
sen Fällen durch die Eröffnung der Möglichkeit einer 
anderweitigen Verwendung des Polizeibeamten Rechnung 
zu tragen, soweit dies ohne Wechsel des Dienstherrn 
möglich ist. 

Zu Art. 20: 
Auf Art. 20 wurde bereits in der Begründung zu 

Art. 2 Abs. 2 hingewiesen. Er entspricht dem früheren 
bayerischen Recht sowie dem Grundsatz des· Art. 83 
Abs. 1 B. Verf. (vgl. o. die Vorbemerkung zu Teil II: 
Gemeindepolizei). 

Zu Art. 21: 

Art. 21 regelt die Amtshilfe zwischen Gemeinde­
polizei und Landpolizei. Die Amtshilfe der hier vor­
gesehenen Art kommt, wie sich aus Art. 9 Abs. 1 Satz 2 
ergibt, nur für Fälle einer vorübergehenden und 
außergewöhnlichen Belastung der Gemeindepolizei in 
Betracht. Der Entwurf sieht davon ab, für die Amts­
hilfetätigkeit der Landpolizei im Rahmen dieser Bestim­
mung· den Gemeinden besondere Kosten aufzuerlegen, 
doch bleibt gesetzliche Regelung vorbehalten. 

Zu Art. 22: 

Wie bereits in der Begründung zu Ar·t. 16 erwähnt, 
beruht auch diese Vorschrift auf den Erfordernissen 
einer wirksamen Handhabung der Rechts- und Pflichten­
aufsicht auf dem Gebiet der polizeilichen Aufgaben. 

In ihrer Bedeutung entspricht die Maßnahme des 
Art. 22 etwa der Ermächtigung der Rechtsaufsichts­
behörde, in bestimmten Fällen an Stelle der Gemeinde 
zu handeln (Art. 114 Abs. 2 GemO.). Die Anordnung der 
Entsendung von Landpolizei wird demgemäß dem Staats­
ministerium des Innern vorbehalten. Wegen der beson­
deren Erfordernisse dei· ständigen Gewährleistung einer 
wirksamen Polizeiexekutive ist hier jedoch eine gegen-

. über der allgemeinen Bestimmung des Art. 114 GemO. 
strengere Vorschrift erforderlich, die insbesondere die 
in Art. 114 Abs. 1 GemO. vorgesehene Ermächtigung des 
1. Bürgermeisters nicht vorsieht. Art. 22 cl. Entw. ist aber 
schon· deshalb mit den Grundsätzen des neuen Korilmu­
nalrechts nicht unvereinbar, weil er lediglich der Siche­
rung der Polizeiexekutive dient und nicht - wie Art. 114 
GemO. - in die Administrativbefugnisse der Gemeinde 
eingreift. 

Die Anordnung·sbefugnis wurde hier - anders als 
z. B. in Art. 44 und „58 Abs. 1 d. Entw. - dem Staats­
ministerium und nicht per.sönlich dem Staatsminister 
übertragen, weil diese Maßnahme unter Umständen 
umfangreichere organisatorische Vorarbeiten notwendig 
macht und die ergehende Entscheidung infolge ihrer 
andersartigen Voraussetzungen nicht in gleicher Weise 
die Betonung der persönlichen Verantwortung des Staats­
ministers erfordert wie etwa der Einsatz der Bereit­
schaftspolizei oder der gemeinsame Einsatz der gesamten 
Polizei in Fällen des öffentlichen Notstandes. Für 
die Abg:renzung· g·egenüber Art. 58 ist zu beachten, daß 
Art. 22 den Sonderfall behandelt, in dem die Unzuläng­
lichkeit der örtlichen Polizei auf das Gebiet einer ein­
zelnen Gemeinde mit eigener Polizei beschränkt bleibt. 

Die Maßnahme nach Art. 22 kann regelmäfüg nur 
dann getroffen werden, wenn eine Gemeinde den ihr 
nach Art. 9 Abs. 1 und Art. 20 des Entwurfs obliegenden 
Pflichten aus irgendeinem rechtlichen oder tatsächlichen 
Grunde nicht genügt. Daher ist die in Abs. 2 enthaltene 
Kostenregelung erforderlich und gerechtfertigt; sie ist im 
Hinblick auf die allgemeine Sicherungspflicht des Staates 
beschränkt auf Fälle, in denen die Gemeinde ein Ver­
schulden trifft. 

Zu Art. 23: 

Diese Vorschrift hat lediglich die Bedeutung eines 
Hinweises. 

'teil III: St a a tl i ehe Polizei 

1. Landpolizei 

Unmittelbar nach der Auflösung der gesamten deut­
schen Polizeiorganisationen im Jahre 1945 wurde die 
Landpolizei auf Grund der USFET.-Bestimmungen Nr. 
AG. 014.1--1 (Deutschland) GE„ betreffend die Verwal­
tung der Militärregierung in der US-Zone in Deutsch­
land, vom 7. Juli 1945, Abteilung VIII, Teil 2, Ziffer 2 
für die Regierungsbezirke als „unabhängige Formation" 
errichtet. Auf Grund des Schreibens von USFET. vom 
21. Januar 1946 - AG. 01.4.1. GEC. - AGO„ betreffend 
Landpolizei, das der genannten Ziffer 2 der Bestim­
mungen vom 7. Juli 1945 eine neue Fassung gab, ha:tte 
der Innenminister eine selbständige „Lan dpolizei auf der 
Basis des Landes" zu errichten. Der weisungsgemäß ein­
gereichte Organisationsvorschlag wurde durch die Mili­
tärregierung für Bayern mit Schreiben vom 26. März 
1946 Nr. AG. 014.12 - OMGB - 3/12 genehmigt. Danach 
wurde eine Landes.dienststelle der Landpolizei von 
Bayern mit der Bezeichnung „Präsidium der Landpolizei 
von Bayern" mit dem Sitz in München errichtet. Der 
Chef des Präsidiums der Landpolizei untersteht dem 

"Staatsministerium des Innern. Dem Präsidium der Land­
polizei untersteht die gesamte Landpolizei, die sich 
gegenwärtig in 5 Chefdienststellen entsprechend den 
früheren Regierungsbezirken, in Bezirksinspektionen 
entsprechend den Landkreisen und in Landpolizeiposten 
und -hauptposten gliedert. 

· :f'.ür die Landpolizei ist eine am 24. April 1946 in Kraft 
getretene, vom bayerischen Ministerpräsidenten und von 
der Militärregierung für· Bayern genehmigte Dienstvor­
schrift für die Landpolizei von Bayern erlassen. Die 
maßgeblichen Bestimmung·en des Besatzung·srechts ent­
hält Titel 9 (insbesondere Titel 9-212) der Vorschriften 
der Militärregierung über öffentliches Sicherheitswesen. 

: Bei der Ausarbeitung des Entwurfs war der durch 
Art. 83 Abs. 1 B. Verf. gescliaffenen Rechtslage sowie 
dem LandtagsbeschluR voni 2. Juli 1948 (vgl. oben A III 5) 
und. den praktischen Bedürfnissen Rechnung zu tragen. 
Die seit Bestehen der Landpolizei gesammelten Erfah-
rungen wurden berücksichtigt. · 



20 

Zu Art. 24: 

Art. 24 überträgt die Wahrnehmung des polizeilichen 
Einzeldienstes in Gemeinden ohne eigenei Polizei und in 
gemeindefreien Gebieten wie bisher der Landpolizei. 
Eine Sonderregelung für bestimmte gemeindefreie Ge­
biete enthält Art. 65. 

Gleichzeitig wird das Schubwesen, das bereits in Art. 2 
Abs. 1 als Aufgabe der staatlichen Polizei gekennzeich­
net ist, der Landpolizei ausschlieRlich übertragen und 
damit eine Zuständigkeitsfrage entschieden, die in der 
unmittelbaren Vergangenheit zu Schwierigkeiten geführt. 
hat. Das Schubwesen umfaHt auch die Durchführung von 
Ausweisungen und die Übergabe von Personen an aus­
ländische Dienststellen. Die örtliche Vorführung· von 
Gefangenen vor Strafgerichte, 'unter der im wesentlichen 
der VoPführdienst zwischen den Untersuchungsgefäng­
nissen und Strafanstalten und den Amtssitzen der Ge­
richte ·verstanden wird und die nicht zum Schubwesen 
gehört, wird ebenso wie die Unterstützung des Gerichts­
vorsitzenden bei Handhabung der sog. „Sitzungspolizei'' 
entsprechend der Bestimmung· in Art. 15 Abs. 4 des Ent- ' 
wurfes geregelt. 

Die bisher gebrauchte Bezeichnung „Landpolizei von 
Bayern" wird aus sprachlichen Gründen und in An­
lehnung an den bereits im Gesetz über die Bereitschafts­
polizei eingeführten Sprachgebrauch in „Bayerische 
Landpolizei" geändert. 

Zu Art. 2;: 

Hier wird für den Dienst der Landpolizei die be­
währte Regelung der örtlichen Zuständigkeit über­
nommen, die bereits in den früheren bayeris'ehen Organi­
sationsvorschriften für die Polizei enthalten war (z. B. 
§ 17 der Bek. vom 25. September 1919 - GVBl. S. 639 -, 
Einrichtung der Gendarmerie betreffend). Damit ist zu­
gleich g·egeuiiber dem von einer polizeilichen Maßnahme 
Betroffenen festg·estellt, dafl die Beamten und Bsamten­
anwärter der Landp@lizei grundsätzlich auch außerhalb 
ihres engeren Dienstbereichs zur Vornahme von Amts­
handlungen befugt sind. Diese Bestimmung ermöglicht 
die gegenseitige Unterstützung und Amtshilfe der 
Dienstkräfte der Landpolizei untereinander, insbeson­
dere den Einsatz von Kriminalfachleuten der Landpolizei 
in deren gesamtem Zuständigkeitsbereich, ohne Rücksicht 
auf den jeweiligen Dienstsitz dieser Kräfte. 

Zu Art. 26: 

Diese Vorschrift nennt zunächst die Fälle, in deneli 
die Landpolizei nach anderen Bestimmungen des vor­
liegenden Entwurfs zu Amtshandlungen in Gemeinden 
mit eigener Polizei befugt ist. Sie sieht ferner den Ein­
satz der Landpolizei in Gemeinden mit eigener Polizei 
für die in Abs. 1 Ziffer 1 und 2 genannten Fälle vor. 
Eine der Ziffer 1 entsprechende Regelung enthält bereits 
§ 30 der Dienstvorschrift für die Landpolizei von Bayern. 
Ziffer 2 entspricht Art. 17 des Entwurfs. 

Abs. 2 hat, ebenso wie Art. 23, lediglich die Be­
deutung eines Hinweises. 

Zu Art. 27: 

Hier wird der organisatorische Aufbau der Land­
polizei entsprechend der bestehenden Gliederung ge­
regelt. Lediglich die Bezeichmmgen sind im einzelnen 
geändert und es ist eine Richtlinie für die örtliche Ab­
grenzung der Dienstbereiche vorgesehen worden. 

Die Bezeichnung „Landpolizeistation" (bisher Land­
polizeiposten) entspricht der bayerischen Bezeichnung 
vor [945 und erscheint sachlich richtiger, da sich mit dem 
Ausdruck „Posten" die Vorstellung der nur mit einem 
Mann besetzten Dienststelle verbindet, die für die stets 
mit mehreren Beamten besetzten Sl;:itionen nicht zutrifft. 

Für die Landpolizeiinspektionen (bisher Bezirksinspek­
tionen der Landpolizei) ist die Bezeichnung unte.r sprach­
licher Zusammenzielntng beibehalten worden. An Stelle 
der Bezeichnung „Chefdienststelle der Landpolizei", die 
ein Fremdkörper in der herkömmlichen Dienststellen­
bezeichnung der Polizei ist, wurde die bewährte Be­
zeichnung „Landpolizeidirek tion" gewählt. Die Bezeich­
nung des Präsidiums wurde belassen. Es ist. wie bisher, 
eine dem Staatsministerium des Innern unmittelbar 
nachgeordnete Dienststelle. 

Die Gliederung der Dienststellen der Landpolizei 
entspricht im wesentlichen dem Aufbau der allgemeinen 
inneren Verwaltung. Dies ist schon im Hinblick auf die 
durch den Entwurf beabsichtigte enge Bindung der 
Polizei an die Behörden der allgemeinen inneren Ver­
waltung geboten und zweckmäfüg. 

Zu Art. 28: 

Es ist vorgesehen, den Landpolizeidirektionen moto­
risierte Verkehrstreifengrnppen und Wasserschutzpolizei­
grnppen enhveder als dienstführungsmäfüg selbständige 
oder dienstaufsichtlich unmittelbar dem Präsidium der 
Landpolizei u.hterstehende Einheiten anzugliedern oder 
sie den Direktionen zu unterstellen. Welche Organi­
sationsform im Einzelfall gewählt wird, bleibt nach dem 
Entwurf dem Staatsministerium des Innern überlassen, 
das von Fall zu Fall die zweckmäfligere Form zu wählen 
habeu wird. Die besonderen Aufgaben der Verkehrs­
streifengruppen werden in Abs. 2, die der Wasserschutz­
polizeigruppen in Abs. 5 - entsprechend der Aufgaben-, 
bezeichnung in Art. 2 Abs. 1 Ziffer 5 des Entwurfs - , 
umschrieben. 

Dem Leiter einer VerkehrsstreifengTuppe könneli 
zusätzlich zu seiner engeren Dienstaufgabe bestiii1mtc 
Aufgaben der Lanclpolizeiclirektion übertragen werden. 
G_cdacht ist vor allem an Inspektionsaufgaben, zu deren 
V\i ahrnchmung der Leiter der motorisierten Streifen­
gruppe besonders geeignet erscheint. Die Landpolizei­
direktion selbst kann dadurch mehr auf die inneren 
Verwaltungsaufgaben beschränkt bleiben. Die Ein-
1:~umung dieser Mög'lichkeit soll sowohl die ständige 1 

Uberwachung des Dienstbetriebs der unteren Dienst­
_stellen der Landpolizei als auch die Einsparung \'Oll 

Dienslaufwand, insbesondere an Kraftfahrzeugen, 
fördern. 

Zu Art. 29: 

Hier werden die Aufgaben der übergeordneten 
Dienststellen der Landpolizei festgelegt. Zugleich wird 
dnrch die Benennung der Aufgaben hervorgehoben, daß 
die eigene Or.ganisation der Landpolizei nur der ein­
heitlichen Handhabung des Dienstbetriebs einschliefüich 
der dazu not wendigen inneren Verwaltungsgeschi.ifte 
dient. Dagegen haben die Dienststellen der Landpolizei 
auch künftig keine Befugnis zum Erlall rechtsbegründen­
der oder rechtsve.ränclernder Verwaltungsakte (vgl. die 
BegTi.indung zu den Art. 13 und 15 Abs. 2). Die Polizei 
trägt damit, jedenfalls soweit sie als Hilfs- und Voll­
zugsorgan der Verwaltung tätig wird, reg·elmällig nur 
die Verantwortung für die Art und Weis,e der Aus­
führung ihrer Tätigkeit. Ihre Aufgaben und ihr Tätig­
werden im einzelnen bestimmen sich hinfort ausschliefl­
lich nach den dafür bestehenden Gesetzen (z.B. Art. 99 
B. V erf„ Strafprozeflorclnung und bayerisches A usfüh­
rungsgesetz zur StrafprozeHorclnung) und den Anord­
nungen und Weisungen der nach dem vorliegenden Ent­
wurf zuständigen Behörden. 

Diese Hegelung ist notwendig, weil sich die Polizei 
innerhalb des gesamtstaallichen Aufbaues org·anisatorisch 
als Teil der Verwaltung, nach ihren Aufgaben als aus­
führendes Organ der Verwaltung und als Hilfsorgan 
der Rechtspflege darstellt, nicht aber als ein selbstäncli-
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ger Zweig der öffentlichen Verwaltung· oder etwa als 
ein neben Justiz und Verwaltung· bestehender selbständi­
ger und unahhängig·er Org·anismus. Es ist eines de1· 
Hauptziele des vorlieg·enden Entwurfs (vgl. oben AUl 5). 
diese Eigenart der Polizei, die in den Jahren nach .1945 
verwischt worden war, klar zu umreißen.' 

Es lieg·t auf dieser Linie, dall die Polizei als sokhe 
auch künftig nicht mehr mit der selbständigen Wahr­
nehmung von Aufgaben betraut wird, die in der Haupt­
sache Aufg·ahen der administrativen Verwaltung und 
nicht des Exekutivorgans der Verwaltung· sind, wie 
z.B. das Meldewesen, die Kraftfahrzeugzulassung u.ä. 
Der Entwurf weill sich hier ein.ig mit den Zielen, die 
von deu maHgebenden konmrnnalen Spitzenverbänden 
angestrebt werden (vgl. Abs. 1 der BegTündung· zu 
Art. 13). 

Der Entwurf ist jedoch nicht so weit gegang·en, die 
Landpolizei wieder völlig den Behörden der allgemeinen 
inneren Verwaltung· zu unterstellen. Angesichts der all­
g·erneinen Entwicklung des Staatsaufbaues und der seit 
·1945 gewonnenen Erfahnrng·en scheint es zweckmäfüg, 
die Organisationsform, die der Entwurf vo1·sieht, zu 
wäh Jen, da sie sow.ohl den Erfordernissen von Justiz und 
Verwaltung als auch den Erfordernissen des inneren 
Aufbaues und des Dienstbetriebs der Landpolizei selbst 
am besten Rechnung· zu irag·en ve1·mag·. 

Zu Art. 30: 

Art. 30 enthält die Ermächtigung für das Staats­
ministerium des Innern. die Personalstärke sowie die 
Gliederung und örtliche. Verteilung· der Landpolizei im 
einzelnen zu regeln. Es ist unzweckmällig solche Einzel­
h~iten aufzunehmen, weil sich hier je nach den Bedürf­
nissen und den verfügbaren Mitteln häufig gering­
fi.igigere }i.nderungen ergehen können. Durch die Bin­
dung an die entsprechenden Ansätze des Staatshaushalts­
plans ist der bestimmende Einflull der gesetzgebenden 
Körperschaft auch auf diese Maßnahmen gewähl'leistei. 

Zu Art. 3!: 

Art. 31 bestimmt in ·seinen Absätzen 1 und 2 die 
generellen Aufgaben der Landpolizei und lehnt sich 
hierbei, soweit wie möglich, an die in Art. 15 des Ent­
wurfs für die Gemeindepolizei getroffene Regelung an: 
Auf die Begründung zu diesem Artikel wird insoweit 
Bezug genommen. 

Die Zustä11digkeitsbestimmung in Abs. 3 beschränkt 
die W eisung·sbefugnis der staatlichen Behörden auf die 
Landratsämter, die Regierung·en und das Staatsmini­
sterium des Innern, entsprechend der schon im his­
herig·en bayerischen Recht herrschenden Gepflog·enheit, 
die in der früher üblichen Bezeichnung dieser Behörden 
als „Kreis-" bzw. „Ortspolizeibehörden" zum Ausdruck 
kam. ·weitere allgemeine Weisungsrechte dieser staat­
lichen Behörden ergeben sich aus Art. 2 Abs. 3. Soweit 
es sich um die Ausführung von Verwaltung·sakten ande­
rer als der .in Art. 3.1 Abs. 3 genannten staatlichen Be­
hörden handelt, haben sich diese Behörden erforder­
lichenfalls an die hier genannten Behörden zu we11den. 

Abs. 4 ist eine Bestimmung ol'ganisationsrechtlichen 
Charakters, die nur für den inneren Dienstverkehr 
zwischen den YenvaHungsbehörclen und den Dienst­
stellen der Landpolizei Bedeutung haL 

Zu Art. 32: 

Art. 32 1·egelt ·die Befug·nisse der Gemeinden ohne 
eigene Polizei g·egeni.iber den Landpolizeiclienststellen, 
zu deren Dienstbereich das Gebiet der jeweiligen Ge­
meinde gehört. Systematisch entspricht diese V 01·schrift 
dem Art. 15 Abs. 2 des Entwurfs. Die Landpolizei wird, 
entsprechend der Gesamtanlage des Entwurfs, in Gemein­
den' ohne eigene Polizei auch zum Vollzug~or~an der 
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Gemeinden, denen hier die entsprechenden Befugnisse 
eingeräumt werden. 

Grundsätzlich kann eine Gemeinde jedes Ersuchen 
der hier bezeichneten Arl unmittelbar an die örtlich zu­
ständig·e Station mit der Folg·e des Abs. 3 richten. Leclig·­
lich für allgemeine Ersuchen um Überwachung des Voll­
zug·s von Verwaltnngsakten des Gemeinderats sowie um 
deren Vollstreckung und die Durchführung der Ersatz­
vornahme ist in Abs. 2 der Vorbehalt gemacht, daR sie 
i.iher die Rechtsaufsichtsbehörde an die örtlich zuständig·e 
Landpolizeiinspektion zu richten sind, die sie ihrei:seits 
an die örtlich zuständige Station weiterzugeben hat. 
Dies ist vorgesehen, weil in solchen Fällen häufiger 
schwierige Rechtsfragen inmi tte liegen und mög·licher­
weise auch starke clienstlicl1e Belastungen de!' örtlich 
zuständigen Station hervorgerufen werden können, die 
unter Umständen Personalvermehrungen bedingen. Die 
H.echtsaufsichtsbehörde und die zuständige Landpolizei­
inspektion sollen daher von derartig·en Ersuchen Kennt­
nis erhalten, um erforderlicheüfalls das Nötige ver­
anlassen zu können. 

Abs. 3 verpflichtet die Landpolizei im weitesten Um­
fang, die nach Art. 32 erg·ehenden Ersuchen auszuführen 
und betont dadurch den Grundsatz des Art. 83 Abs. 1 
B. Verf. auch für die Fälle, in denen die Gemeinde über 
keine eig·ene Polizei verfügt. 

Zu Art. 33: 

Diese Bestimmung hat lediglich Hinweisrcha1·akter. 
Die entsprechenden Regelungen sind durch den Staats­
vertrag· vom 12. Oktober 1950 bereits getroffen worden, 
der als selbständige Rechtsquelle neben dem Polizei­
organisationsgeseiz bestehen bleibt. 

2. Grenzpolizei 

Die Einrichtung der bayerischen Landesg-renzpolizei 
beruht bereits g·egenwärtig· auf Landesrecht, und zwar 
auf der Verordnung Nr. ?2 vom 15. November 1945 mit 
Ausführungsbestimmungen vom g·leichen Tage (GVBI. 
1946 S. 21?). Die bisherigen Einzelaufgaben der Landes­
grenzpolizei bleiben nach dem vorliegenden Entwurf in 
der Hauptsache unverändert, wenn sie auch im Gesetz 
selbst nur zusammenfassend genannt werden. 

Der Entwurf g·eht davon aus, daR die Aufgaben der 
bayerisclien Landesgrenzpolizei durch die Einrichtung 
des Bundesgrenzschutzes nicht gegenstandslos geworden 
sind. Die Rechtsgrundlagen für eine Verwendung des 
Bunclesgreiizschutzes zu Aufgaben, wie sie der baye­
.dschen Landesgrenzpolizei übertragen sind, müssen zu­
mindest zweifelhaft erscheinea. überdies ist der .Bundes­
grenzschutz na.ch Organisation und Ausbildung zur 
Wahrnehmung, des polizeilichen Einzeldienstes im Grenz­
bei;eich nicht geeignet und hat ihn auch bisher weder 
tatsächlich wahrg·enommen noch - mit Ausnahme der 
Pallnachschau - beansprucht. 

Die derzeitige Bezeichnung „Bayerische Landes­
grenzpolizei" wurde zur Vereinheitlichung der Bezeich­
nmi.g· aller staatlichen Polizeiverbände sowie aus Grün­
den der sprachlichen Vereinfachung g·eänclert in 
,.Bayerische Grenzpolizei" 

Zu Ad. 34: 

In dieser Vorschrift werden der Grenzpolizei be­
stimmte Aufgaben übertragen, die in Art. 2 Abs. 1 als 
staatliche Aufgaben gekennzeichnet sind. Die über· 
·waclrnng der Landesgrenzen umfafü auch die Pafürnch­
schau. Soweit andere Behörden und Dienststellen anf 
Grund besonderer Rechtsvorschriften für gleiche Auf­
gaben zuständig sind, wie dies m1f besiimmten Gebieten, 
7.. B. für den .Zollgrenzdienst, zutrifft (vgl. Gesetz über 
die Finanzverwaltung vom 6. September 1950 - BGB!. 
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S. 448; Interzonenüberwachungsverordnung vom 9. Juli 
1951 - BGBI. I S. 439), bleiben diese Zuständigkeiten 
unberührt. Soweit sie auf Bundesrecht beruhen, folgt 
dies bereits aus Art. 31 GG.; insoweit hat die Bestim­
mung des Entwurfs nur deklaratorische Bedeutung. 

Zu Art. 35': 

Art. 35 regelt die örtliche Zuständigkeit der Grenz­
polizei, wie dies für die Gemeindepolizei in Art. 9 Abs. 1, 
18 Abs. 3 und Art. 17 des Entwurfs, für die Landpolizei 
in Art. 24 und 26 geschehen ist. Im übrigen ist die 
Regelung der Zuständigkeit an die entsprechende Rege­
lung für die Landpolizei in Art. 25 angeglichen. 

Um den Zuständigkeitsbereich der Grenzpolizei so­
wohl für andere, im gleichen Raum tätig·e Polizeidienst­
kräfie, wie auch für die von Maßnahmen der Grenz­
polizei Betroffenen erkennbar zu machen, wurde in An­
lehnung an das Gesetz über den Bundesgrenzschutz und 
die Einrichtung von Bundesgrenzschutzbehörden vom 
16. März 1951 (BGBI. I S. 201) die Zuständigkeit generell 
auf einen Raum von 30 km Tiefe entlang der Landes­
grenze beschränkt. Um die Praxis dadurch nicht unnötig 
zu erschweren und um eine Abmarkung dieses „Grenz­
bereichs" zu vermeiden, bietet Abs. 2 Ziffer 1 den not-
wendigen gesetzlichen Ausg·leich. ,_ 

Die Grenzpolizei kann Amtshandlungen auch im 
Gebiet von Gemeinden mit eigener Polizei vornehmen, 
soweit ihre örtliche Zuständigkeit nach Art. 35 begründet 
ist. Dies widerspricht der Gesamtverteilung der Zu­
ständigkeiten zwischen den einzelnen Polizeiverbänden 
des Staates und der GemeiJ!den nicht, da die der Grenz­
polizei nach Art. 34 übertragenen Aufgaben nicht zu 
denen gehören, die durch Art. 2 Abs. 2 mit Art. 15 Abs. 1 
in Gemeinden mit eigener Polizei der Gemeindepolizei 
übertragen sind. 

Abs. 2 Ziffer ·2 und Abs. 3 entsprechen den Bestim­
mungen in Art. 17 und 23 sowie Art. 26 Abs. 1 Ziffer 2 
und Abs. 2. 

Zu Art. 36: 

Die Erfahrung der vergangenen Jahre hat gezeigt, 
daß es sowohl zur Einsparung von Dienstkräften wie 
auch im Hinblick auf die Vielseitigkeit der Ausbildung 
der Grenzpolizei zweckmäßig sein kann, bestehenden 
Grenzpolizeistationen auch die Wahrnehmung der Auf­
gaben der Landpolizei zu übertragen, wenn die örtlichen 
Gegebenheiten und der Grad der dienstlichen Belastung 
es zulassen. In diesem Fall g·ehen alle Aufgaben der 
Landpolizei und damit auch die Pflicht, nach Maßgabe 
von Art. 31 und 32 des Entwurfs ergehenden Aufträgen 
und Weisung·en zu entsprechen, auf die Grenzpolizei 
über. 

Um Zweifel zu vermeiden, sind die Bestimmungen 
über die Landpolizei, die im Rahmen des Art. 36 für 
eine entsprecliende Anwendung in Betracht kommen, 
aufgezählt worden. Dabei ist für den Fall des Art. 32 
Abs. 2 die entsprechende Dienststelle der Grenzpolizei 
ausdrücklich benannt worden, um für die Gemeinden 
von vornherein zu klären, wohin ihre allgemeinen Er­
suchen zu richten sincl. Dagegen wurde bewußt darauf 
verzichtet, nähere Bestimmung über die entsprechende 
Anwendung von Art. 31 Abs. 4 ·zu treffen. Hier kommen 
nur Weisungen von Staatsbehörden an Dienststellen der 
staatlichen Polizei in Betracht; etwa auftretende Zweifel 
können daher innerdienstlich bereinigt werden. 

Die Beauftragung der Grenzpolizei nach Art. 32 ist 
eine Verwaltungsmaßnahme, durch die Rechte Dritter 
nicht berührt werden; sie ist jederzeit widerruflich. 

Zu Art. 3?: 

Den Behörden der allg·emeinen inneren Verwaltung 
- mit Ausnahme des Staatsminisleriums des Innern, 

dessen Befugnisse sich aus Art. 38 Abs. 5 des Entwurfs 
ergeben - ist ein Weisungsrecht gegenüber der Grenz­
polizei nicht im gleichen Umfang wie gegenüber der 
Gemeinde- und Landpolizei eingeräumt. Dafür besteht 
im Hinblick auf die besonderen Aufgaben der Grenz­
polizei kein Bedürfnis. Gleicliwohl sollte die Verpflich­
tung zur Zusammenarbeit mindestens mit den Behörden 
der allgemeiilen inneren Verwaltung des Landes Bayern, 
unter denen die Gemeinden, die Landratsämter, die 
Regierungen und das Staatsministerium des Innern zu 
verstehen sind, hervorgehoben werden. 

Di.e Pflicht zur Zusamme!rnrbeit besteht notwendig 
auch gegenüber den anderen, im gleichen Raum tätigen 
Polizeidienstkräften sowie gegenüber der Bundeszoll~ 
verwaltung. Die Verpflichtung zur Zusammenarbeit mit 
den übrigen Behörden und Polizeidienststellen braucht 
nicht besonders hervorgehoben zu werden (vgl. auch 
Art. 1 Abs. 2 des Entwurfs). Mit bestimmten anderen 
Behörden, wie z. B. den Strafverfolgungsbehörden oder 
dem Landesamt für Verfassungsschutz, ist sie ander­
weitig gesetzlich festgelegt und wird durch Art. 37 nicht 
ausgeschlossen, ohne da1l es eines besonderen Vorbehalts 
bedarf. 

Zu Art. 38: 

Hier werden die :Qienststellen der Grenzpolizei in 
möglichst enger Anlehnung an die Regelung für die 
Landpolizei nach Aufbau und Bezeichnung festgelegt. 

Der örtliche Zuständigkeitsbereich der Grenzpolizei­
stationen. kann sowohl hinsichtlich des Dienstbezirks wie 
auch des Dienstsitzes nicht so weitgehend an die Ge­
biete der Gemeinden angeglichen werden; hierfür be­
steht innerhalb des Grenzbereiches keine hinreichend 
einheitliche Abgrenzungsmöglichkeit. Ebenso können ehe 
Dienstbereiche der Grenzpolizeiinspektionen und -kom­
missariate nicht so eng wie die entspreclienden Dienst­
stellen der Landpolizei den Bereichen der Gebiets­
körperschaften. angeglichen werden. 

Während die Stationen und Inspektionen der Grenz­
polizei in ihrer Größenordnung - wenn auch nicht in 
ihrer Zahl - etwa den gleichgeordneten Dienststellen 
der Landpolizei entspreclien., trifft dies für die Korn: 
missariate, von denen gegenwärtig 9 bestehen, nicht zu. 
Es wurde daher hier nicht die Bezeichnung „Grenz­
polizeidirektion" gewählt. 

Für die leitende Dienststelle der Grenzpolizei -
bisher die Landesgrenzpolizeidirektion. - wurde, wie 
bei der Landpolizei, die Bezeichnung „Präsidium" vor­
gesehen, da die Aufgaben dieser Dienststelle, die, wie 
das Präsidium der Landpolizei dem Staatsministerium 
des Innern unmittelbar nachgeordnet ist, stufenmäfüg 
nicht mit den Aufgaben der Landpolizeidirektionen, son­
dern nur mit denen des Präsidiums der Landpolizei 
verglichen werden können. Die Tatsaclie, daß dem Präsi­
dium der Grenzpolizei eine erheblich geringere Zahl 
von Polizeidienstkräften unterstellt ist als dem der 
Landpolizei, kann eine geringere Bewertung dieser Stelle 
hinsichtlich der Bezeichnung nicht rechtfertigen.; die Be­
zeichnung „Polizeipräsidium" wird auch in Großstädten 
g·ebraucht, in denen die Zahl der Polizeidienstkräfte 
teilweise noch erheblich geringer ist als bei der Grenz­
polizei. 

Zu Art. 39: 

Diese Bestimmung ist organisaiionsrechtlich der des 
Art. 28 angeglichen. Nach den bisherigen Erfahrungen 
erweist es sich als zweckmäßig, die auf einem Flughafen 
Dienst tuenden Kräfte der Grenzpolizei in einer beson­
deren Gruppe zusammenzufassen. Wegen der voraus­
sichtlich sehr geringen Zahl dieser Gruppen und der 
Eigenart ihrer Aufgabe, die von örtlichen Gegebenheiten 
weitgehend unbeeinflußt ist, erscheint es zweckmäfüg; 



sie nicht den s,chon nach ihrer ö.rilichen Lage hierfür 
weniger geeigneten Kommissariaten, sondern unmittel­
bar dem Präsidium der Grenzpolizei zu unterstellen. 

Zu Ar!'. 40: 

Die Aufgaben des Präsidiums der Grenzpolizei sind 
im wesentlichen die gleichen, wie die des Pr<isidiums 
der Landpolizei. Die Bestimmung 'il'm·de daher dem 
Art. 29 des Entwurfs ang·eg·lichen (vgl. die BegTündnng· 
zu den Art. 13 und 29). 

Zu Art. 41: 

Die Bestimmung entspricht dem Art. 30; auf die 
BegTündung zu diesem Artikel wird Bezug· g·enommen. 

'3. Bereitschaftspolizei 

Die Bildung einer bayerischen Bereitschaftspolizei 
wurde bereits mit Gesetz vom 31. Mai 1951 (GVBl. S. 85) 
beschlossen. Im Zuge der Neuorganisation der gesamten 
bayerischen Polizei ist es wünschenswet't und zweck­
mäßig, die Organisationsnormen für die Bereitschafts­
polizei als eines besonderen Verbandes der staatlichen 
Polizei in das allgemeine Organisationsgesetz einzu­
beziehen. Dies ist in den Artikeln 42 bis 47 des Entwurfs 
geschehen, wobei von den gleichen Grundsätzen aus­
gegangen wurde, wie dem Gesetz vom 31. Mai 1951. 

Zu Art. 42: 

In Abs. 1 wird die Stellung· der Bereitschaftspolizei 
als eines besonderen Verbandes der staatlichen Polizei 
gekennzeichnet. In den Abs. 2 und 3 werden die Auf­
gaben der Bereitschaftspolizei umrissen. Hierbei wurde 
eine ·von Art. 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 31. Mai 1951 
abweichende, geringfügig erweiterte Umschreibung der 
Aufgaben vorgesehen. 

Durch den vorliegenden Entwurf werden die Auf­
gaben aller in Bayern bestehenden Polizeiverbände des 
S~aates und der Gemeinden umschrieben und gegen­
emander abgegrenzt. Dadurch wird es möglich, den 
unterstützenden Einsatz der Bereiischaftspolizei haupt­
sächlich davon abhängig zu machen, daß die Erfüllnng· 
der Aufgaben, die den Polizeidienstkräften des Einzel­
dienstes obliegen, nur durch Entsendung zusätzlicher 
Polizeieinheiten g·ewährleistet werden kann. Der inhalt­
lich unbestimmte und auch durch die bayerische wie 
außerbayerische Rechtsprechung bis heute nicht hin­
reichend klar abgegrenzte Tatbestand der „Aufrecht­
erhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung" 
kann nunmehr entbehrt werden. Er wird im vorliegeii­
den Entwurf als Voraussetzung polizeilichen Eingreifens 
nicht mehr verwendet .. 

Nach Abs. 2 ist der unterstützende Einsatz dei· 
Bereitsch?-ftspolizei an zwei Voraussetzungen gebunden: 
Einmal an die Tatsache, daß die örtlich vorhandenen 
Polizeidienstkräfte des Einzeldienstes aus irgendeinem 
Grund nicht in der Lage sind, ihre gesetzlichen Aufgaben 
zu erfüllen; zum anderen daran, daß der Einsatz 
„g es c h 1 o s s e n e r" P o 1 i z e i ein h e i t e n notwendig 
ist, um die Erfüllung der polizeilichen Aufgaben am Ein­
satzort zu gewährleisten. Ob diese beiden Voraussetzun­
gen gegeben sind, bemifü sich nach den Umständen des 
Einzelfalles, insbesondere nach dem Umfang und der 
Eigenart einer vorhandenen Bedrohung oder Störung· 
des rechtlich geordneten Zusammenlebens. Vor einem 
Einsatz der Bereitschaftspolizei (Art. 44) prüft der 
Staatsminister des Innern nach pflichtg·emäßem Ermessen, 
ob die geforderten Voraussetzungen vorliegen. 
. Ist eine Gemeindepolizei allgemein für die Erfüllung 
ihrer Aufgaben nicht ausreichend, so ist die Gemeinde 
gemäß Art. 9 Abs .. 1 mit Art. 20 verpflichtet, die vor­
handenen Mängel abzustellen; sie kann hierzU' notfalls 
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durch Maßnahmen der Gemeindeaufsicht angehalten 
werden. Ist eine Gemeindep'olizei vorübergehend ihren 
Aufgaben nicht gewachsen, ohne daß zur Behebung des 
Mangels g·eschlossene Polizeieinheiten eingesetzt werden 
müßten, können gemäß den Art. 21 und 22 Dienstkräfte 
der staatlichen Polizei entsm1dt werden. Treten ähnliche 
Fälle im Zuständigkeitsbereich der Landpolizei oder der 
Landesgrenzpolizei auf, ist es Sache der zuständigen 
Dienststellen dieser Verbände, die örtlich vorhandenen 
Kräfte durch Beiziehung anderweitig verfügbarer 
Dienstkräfte und Sachmittel zu verstärken. 

Entspricht Abs. 1 inhaltlich dem bisherig·en Art. 2 
Abs. 1 des Gesetzes vom 31. Mai 1951, so bringt Art. 42 
Abs. 3 des Entwurfs eine Erweiterung der bisherigen 
Aufgaben der Bereitschaftspolizei. Im Rahmen des Abs. 3 
ist auch ein Ein z e 1 eins atz möglich. Die Aufnahme 
dieser Bestimmung hat sich im Hinblick auf den all­
gemeinen Sicherheitszustand als notwendig erwiesen. 
Darüber hinaus ist es am Platz, insbesondere den ober­
sten Organen des bayerischen Staates den gleichen 
Schutz durch die Bereitschaftspolizei angedeihen zu 
lassen, wie er nach Art. 6 Abs. 2 des Geseties vom 
31. Mai 1951 z.B. der Bundesregierung· gewährt werden 
kann. Die Notwendigkeit derartiger vorbeugender 
Schutzmaßnahmen wurde bereits anläßlich der Beratung· 
des Gesetzes vom 31. Mai 1951 zugunsten der ver­
fassungsmäßigen Ordnung des Bundes anerkannt. .Es 
ist gerechtfertigt, den obersten Organen des bayerischen 
Staates, deren ungehinderte Arbeit eine wesentliche Vor­
aussetzung der Aufrechterhaltung der verfassungsmäßigen 
Ordnung in Bayern ist, und den lebenswichtigen Ein­
richtungen, Anlagen und Betrieben in Bayern, beson­
deren polizeilichen Schutz zu gewähren, soweit dafür 
ein Bedürfnis besteht. Dabei war auch daran zu denken, 
daß vor allem für den Schutz lebenswichtiger Anlagen 
dieses Bedürfnis an Orten entstehen kann, in denen 
weder eine größere Gemeindepolizei noch stärkere 
Kräfte der Landpolizei vorhanden sind. über das Vor­
handensein der notwendigen Voraussetzungen für die 
Verwendung der Bereitschaftspolizei entscheidet gemäß 
Art. 44 des Entwurfs wiederum der Staatsminister des 
Innern nach pflichtgen1äßem Ermessen. 

Abs. 4 hat, wie schon Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 
31. Mai 1951, lediglich deklaratorische Bedeutung. Der 
nichtmilitärische Charakter der Bereitschaftspolizei er­
gibt sich sachlich bereits aus den ihr in Abs. 2 und 3 
zugewiesenen Aufgaben. 

Zu Art. 43: 

Diese Vorschrift entspricht inhaltlich im wesentlichen 
den Artikeln 30 und· 41; auf die Begründung zu Art. 30 
wird Bezug genommen. Ein Unterschied ergibt sich ledig­
lich insofern, als in Art. 43 dem Staatsministerium des 
Innern auch die Bestimmung über die Unterbring·ung 
der Bereitschaftspolizei eingeräumt ist. Dieser Zusatz ist 
erforderlich, weil die Bereitschaftspolizei als einziger 
Polizeiverband geschlossen unterzubringen ist. Eine ent­
sprechende Ermächtigung enthält bereits Art. 9 Abs. 2 
Ziffer 2 des Gesetzes vom 31. Mai 1951. 

Zu Art. 44: 

Art. 5 des Gesetzes vom 31. Mai 1951 wird hier durch 
die Worte „oder sonst verwendet" ergänzt. Dies erweist 
sich wegen Art. 42 Abs. 3 als notwendig·. Damit wird 
z1:1gleich der in Art. 42 Abs. 2 erwähnte geschlossene 
Ernsatz, entsprechend dem bestehenden Sprachg·ebrauch, 
als eine besondere Art der Polizeiverwendung bestimmt. 

Durch Art. 44 wird die Bereitschaftspolizei - wie 
bisher - eindeutig als Bestandteil und Vollzugsorgan 
der. Verwaltung· ohne Befugnis zu selbständigem Ein­
greifen gekennzeichnet. Wie nach dem Gesetz vom 
3.1. Mai 1951 ist ,_der Staatsminister des Innern - er-
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forderlichenfalls sein Vertreter im Amt - für jede Ver­
wendung der Bereitschaftspolizei persönlich verant­
wortlich. 

Zu Art. 45: 

Art. 45 übernimmt den Inhalt von Art. 4 des Ge­
setzes vom 31. Mai. 1951; er wurde ledig·lich aus gesetzes­
tcchnischen Gründen in 3 Absätze gegliedert. 

Aufgabe des Landesamts ist wie bisher vor allem 
die technische Leitung und personelle Betreuung· der 
Bereitschaftspolizei und die notwendige Vorarbeit für 
etwaig·e Einsätze. Der Leiter des Amtes bleibt in Per­
sonalunion „Kommandeur" der bayerischen Bereit­
schaftspolizei und hat in die.ser Eigenschaft die oberste 
Leitung der Bereitschaftspolizei im Falle eines Einsatzes. 
Das Landesamt und dessen Leiter, auch in seiner Eigen­
schaft als Kommandeur, sind dem Staatsministerium des 
Innern unmittelbar unterstellt und damit an dessen 
Weisungen gebunden. Lediglich fü!' den Einsatz ist 
gemäß Art. 44 die persönliche Weisung des Staatsmini­
sters des Innern ode!' seines Vel'ireters 'im Amt 
erforderlich. 

Zu Art. 46: 

Art. 46 entspricht wörtlich Al't. 6 des Gesetzes vom 
31. Mai 1951, nur wurde in Abs. 1 die Zitierung des 
Grundgesetzes vervollständigt. 

Zn Art. 4'?: 

Diese Bestimmung wurde· neu eingefügt. Die in 
Abs. 1 vorgesehene Regelung ist im Hinblick auf Art. 3 
Abs. 2 zweckmäfüg„ um die Dienstkräfte der Bereit­
schaftspolizei, besonders in den letzten Jahren ihrer 
Dienstzeit, rlir ihre späteren Aufgaben in der Gemeinde­
polizei oder den mit dem Einzeldienst beauftrag·ten 
staatlichen Polizeiverbänden vo!'zubereiten. Dje in Satz 1 
vorgesehene Zustimmung· der Gemeinden kann von 
diesen sowohl für den Einzelfall als au eh allgemein er­
teilt werden. 

Abs. 1 Satz 2 dient der Klärung sowohl der Zu­
stäncligkeit nach außen wie auch des dienstlichen Unter­
stellungsverhältnisses während der Abordnung. 

Abs. 2 soll angesichts des in der Rechtsprechung noch 
immer nicht eindeutig entschiedenen Streites zwischen 
Anstellungs- und Funktionstheorie im Amtshaftungsrecht 
mögliche Zweifel ausschließen. Die vorgesehene Rege­
lung entspricht der Billigkeit und berücksichtigt ins­
besondere die berechtigten Belange der Gemeinden mit 
eigener Polizei, zu denen Dienstkräfte der Bereitschafts­
polizei gemäß Abs. 1 abgeordnet werden. Sie ist auch 
nicht im Hinblick auf Art. 34 GG. unzulässig, da dort 
die Staats- und Körperschaftshaftung nur „grundsätzlich" 
geregelt ist, wodurch Sonderregelungen durch den Ge­
setzgeber für bestimmte Fälle nicht ausgeschlossen wer­
den. Der Bayerische Landtag hat sich bereits in Art. 35 
Abs. 3 der LKrO. 1952 für das umstrittene Gebiet der 
Haftung bei Amtspflichtverletzungen von Landräten zu 
einer ähnlichen Sonderregelung· entschlossen. 

4. Landeskriminalamt 

Die Entwicklung des Verkehrs- und Nachrichten­
wesens hat dazu geführt, daß der Typ des reisenden 
Verbrechers, der seinen Aufenthalt häufig wechselt und 
strafbare Handlungen an den verschiedensten Orten be­
g·eht, um sich der polizeilichen Nachforschung zu ent­
ziehen, immer stärker in Erscheinung getreten ist. Zu­
gleich begünstigt die Leichtigkeit des Verkehrs und der 
Nachrichtenübermittlung· die Bildung überörtlicher Zu­
sammenschlüsse von Rechtsbrechern. Reisende Ver­
brecher und überörtliche Verbrecherzusammenschlüsse 
können durch lediglich örtlich zusiündige Polizeidienst-

stellm1 nicht hinreichend schnell und wirksam bekämptt 
werden. Ferner bedient sich nicht nur das Berufsver­
brechertum, sondern auch der intellektuell und manuell 
begabte Gelegenheitsverbrecher oft neuzeitlicher Ar­
beitsweisen und Hilfsmittel, die die polizeilichen Er­
mittlungen erheblich erschweren und zu deren Auf­
klärung besondere Einrichtungen und Erfahrungen be­
nötigt werden, die nicht allen örtlichen Polizeidienst­
stellen zur Verfügung stehen können. 

Demgegenüber fehlt bis heute für das Gebiet des 
Staates Bayern eine kriminalpolizeiliche Dienststelle, 
die über die erforderliclien Fachleute und technischen 
Einrichtungen zur Aufklärung auch komplizierter Tat­
bestände verfügt und die zugleich die Möglichkeit hat, 
bei der überörtlichen Verbrechensbekämpfung in eigener 
Zuständigkeit rasch und wirkungsvoll tätig zu werden. 
Die örtlich begrenzte Zuständigkeit der Gemeindepoli­
zeien und die unerläßliche Zuständigkeitsabgrenzung 
zwischen G~meindepolizeien und Landpolizei schwächen 
die Zugriffsmöglichkeiten gerade gegenüber der schwe­
ren überörtlichen Kriminalität. Es kommt hinzu, dafl 
vor allem in den 148 Gemeinden mit eigener Polizei die · 
Kriminalabteilungen - soweit solche überhaupt be­
stehen - nach dem Stand der. Ausbildung und Erfah­
rung ihrer Dienstkräfte wie der verfügbaren technischen 
Hilfsmittel sehr unterschiedlich sind. 

Das unabweisbare Schutzbedürfnis des Staates und 
seiner Einwohner machen daher die Einrichtung einer 
kriminalpolizeilichen Dienststelle unerläRlich, die in 
schweren Kriminalfällen von überörtlicher Bedeutung 
in eigener Zuständigkeit im ganzen Land tätig werden 
kann und der, soweit erforderlich, für die Erfüllung 
ihrer besonderen Aufgabe auch die örtlichen Polizei­
dienstkräfte und -einrichtungen des Staates und der 
Ge:i;neinden zur Verfügung stehen. 

Ähnliche Erwägungen hatten in Bayern bereits 1927 
zu dem Erlaß der Bekanntmachung des Staatsmini­
steriums des Innern vom 24. Dezember 1927 Nr. 2010 [!,' 19 
(MA.BI. S. 73) über den Landeskriminalpolizeidienst ge­
führt. Dieser wurde mit Wirküng vöm 1. Januar 1928 
zur Unterstützung der örtlichen. Polizeibehörden und zur 
Ergänzung. ihrer Tätigkeit bei der Bekämpfung und 
Aufklärung bestimmter Straftaten von überörtlichem 
Charakter oder komplizierter Begehungsart eingerichtet 
und von den staatlichen Polizeidil'ektionen München und 
Nürnberg-Fürth als Landeskriminalpolizeibehörden aus­
geübt. Die Vollzugsbeamten der Landeskriminalpolizei­
behörden waren nach Maßgabe ihrer sachlichen Zustän­
dig·keit befug·t, im ganzen Land. polizeiliclie Amtshand­
lungen vorzunehmen. 

Nach dem Übergang der Hoheitsrechte der Länder 
auf das Reich (Gesetz über den Neuaufbau des Reichs 
vom 30. Januar 1934, RGBL I S. 75) wurde auch die staat­
liche Kriminalpolizei neu geordnet und einheitlich unter 
die Leitung des Preuflischen Landeskriminalpolizeiamtes 
gestellt, das später in „Reichskriminalpolizeiamt" um­
benannt wurde .. Diese Entwicklung wurde durch den 
grundlegenden Runder laR des Reichs- und Preußischen 
Ministers des Innern vom 20. September 1936 (RMBliV. 
S. 1339) eingeleitet und durch eine Reihe weiterer Er­
lasse, insbesondere den vom 16. Juli 1937 (RMBliV. 
S. 1152), fortgeführt. Die Vereinheitlichung erstreckte 
sich sowohl auf die Behördengliederung als auch auf 
die Aufg·aben der Kriminalpolizei. 

Nach Beendigung der Kampfhandlung·en 1945 und 
nacl1 Übernahme der staatlichen Hoheitsbefugnisse durch 
die Besatzungsmäcl1te wurde mit allen übrigen Polizei­
einrichtungen zunächst auch die Kriminalpolizei auf­
g·elöst (Erlafl des Hauptquartiers der US-Streitkriifte 
vom 7. Juli 1945 AG 014.1 -1 [Germany] GE). Ihre Auf­
gaben wurden auf die gemäH den Weisungen der Be­
sufaungsmacht neu und nacl1 dem Grundsatz weitest-



gehender Dezentralisation und eig·ener Veraniwortlich·­
keit errichieten Dienststellen: der staatlichen und ge­
meindlichen Polizei tihertragen. Seit dieser Zeit fehlt 
in Bayern eine Dienststelle, die solche kriminalpolizei. 
liehen Aufgaben, die ihrer Natur nach durch örtliche 
Polizeidienststellen nicht wirksam . behandelt werden 
J(önnen, einheitlich bearbeitet und mit den dazu unerläß­
lichen Vollmachten auch vollzugspolizeilicher Art aus­
gestattet ist. 

Durch die Yerordnung·en Nr. 59 und 76 vom 11. Ma.i 
1946 (GVBL S. 190 und 220) wurde zwar ein „Landes­
erkennungsamt Bayern" eingerichtet, das mit Bekannt­
machung des Staatsministeriums des Innern vom 30. De­
zember 1949 Nr. IC 2 - 2359/46 (StAnz. 1950 Nr. 1 MABL 
1950, S. 18) in „Zentralamt für Kriminalidentifizierung 
und Polizeistatistik des Landes Bayern" umbenannt 
wurde. Die Aufgabe dieses Amtes ist jedoch lediglich, 
die örtlieh zuständigen Polizeibehörden bei der Be­
kämpfung des Verbrechertums durch die Einrichtung des 
K1:iminalnachrich tendienstes, des Kriminal tech nisehen 
Labonltoriums und des Kriminalwissenschaftlichen Insti­
tuts zu unterstützen. Polizeiliche Vollzugsgewalt besitzen 
die Mitarbeiter dieses Amtes nicht; sie ist jedoch. für 
die wirksame Bekämpfung von V erbrechen und V er­
gehen, die aus sachlichen oder personellen Gründen die 
Bearbeitung durch eine andere als die örtliche Polizei­
dienststelle erfordern, unerläRlich. Die Verleihung sol­
cher Befugnisse an das Zentralamt bedingt organisato­
risch die Umwandlung in ein Landeskriminalmut. Es 
kommt hinzu, daß die Errichtung. einer solehen „zen­
tralen Dienststelle der Kriminalpolizei" den Bundes­
ländern in § 3 Abs. i des Gesetzes über die Einrichtung 
eines Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) 
vom 8. März 1951 (BGBL I S. 165) zur Pflicht gemacht 
ist. Der besondere Aufbau der Polizei in Bayern, als 
deren Träger Staat und Gemeinden grundsätzlich gleich­
bereehtigt nebeneinanderstehen, läRt es ferner angezeigt 
erscheinen, das Landeskriminalamt als eine selbständige 
Dienststelle einzuriChten. Das Landeskriminalamt hat 
als Exekutivdienststelle einen ganz bestimmten Teil der 
Aufg·aben wahrzunehmen, die ursprünglich den Polizei­
verbänden des Einzeldienstes obliegen, nämlich - nach 
n_äherer Bestimmung des Gesetzes - die Verfolgung von 
Verbrechen und Vergehen von überörtliCher Bedeutung" 
Auch mit seinen sonstigen Aufgaben hat es Voraus­
setzungen zu schaffen, die für die Tätigkeit der mit dem 
Einzeldienst betrauten Polizeiverbände des Staates wie 
der Gemeinden gleicliermaRen von Bedeutung· sind. 
Sämtliehe Aufgaben des Amtes können nur in engster 
und g·leichmäfüger Zusammenarbeit mit allen Polizei­
verh~nden d~s Einzeldienstes gelöst werden. Die organi­
satorisch von den übrigen Polizeiverbänden unabhäng·ige 
Stellung des Amtes schafft dafür eine notwendige und 
wichtige Voraussetzung. Das Bayerische Landeskriminal­
am~ w~rd ~a~ Zentralamt für Kriminalidentifizierung und 
Pohzeistaüsük des Landes Bayern in sich a.ufnehnien 
(s. Art. 73 des Entwurfs). 

Die dem Landeskriminalamt zu übertragenden Auf­
gaben und Befugnisse sind keine solchen der örtlichen 
Polizei, wie sich aus den Bestimmungen des Gesetz-· 
entwurfes im einzelnen ergibt. Art. 83 Abs. 1 der bave­
risehen Verfassung steht daher der beabsichtigten Rege­
lung nicl1t entg·egen. 

Zu Art. 48: 

Art. 48 Abs. 1 enthält den Besehluß des Gesetz­
gebers, ein Landeskriminalamt zu errichten. Dureh die 
Worte „für Bayern" wird zugleich bestimmt, daß die. 
örtliehe Zuständigkeit des Amtes sieh auf das ganze 
Land erstreckt, soweit die saehliehe Zuständigkeit o-e­
geben ist, deren Voraussetzungen in den Art. 50 bis"' 52 
näher geregelt werden. 
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Abs. 2 kennze.ichnet da8 Landeskriminalamt als eine 
eiern Siaats:ininistel'ium des Innern unmittelbar nach­
geordnete Dienststelle und unterstellt es damit zugleich 
dessen unmittelbarer Dienstaufsicht und allgemeiner 
W eisungshefugnis. 

Zu Art. 491: 
Art. 49 regelt die Grundzüg·e der Organisaiion des 

Amtes. Die Abteilung für Verhreclienskunde umfaßt -
wie aus Art. 50 hervorgeht - im wesentlichen die bis­
herigen Aufgaben und Einrichtung·en des Zentralamtes 
für Kriminalidentifizierung und Polizeistatistik, das in 
dieser Abteilung· aufgehen wird. Die Ermittlungs­
abteilung· dagegen wird - wie sich vor allem aus den 
Art. 51, 52 und 56 des Entwurfs ergibt - die im polizei­
liclien Außendienst zu verwendenden Kräfte und Mittel 
umfassen. 

Die organisaiorische Trennung in die genannten 
Abteilungen dient dazu, jene Tätigkeitsgebiete des 
Amtes, die polizeiliche Eingriffe in Recl1te von Personen 
erfordern, von seinem übrigen Aufgabenbei:eich abzu­
gTenzen. Durch den Wortlaut „beim Landeskriminalamt" 
wird zugleich zum Ausdruck gebracht, daß die beiden 
Abteilung·en ledig·lich Bestandteile eines einheitlicl1en 
Amtes sind. Ferner gestattet diese Fassung, dem Leiter 
.des Amts erforderlichenfalls die für die Gesamtleitung 
notwendigen Kräfte außerhalb beider Abteilung·en bei-
zugeben. · 

Z1j Art. 50: 

Hier werden in Abs. 1 die Aufgaben der Abtellung 
für Verbrechenskunde in einer dem § 2 des Bundes­
gesetzes vom 8. März 1951 angeglichenen Reihenfolge 
erschöpfend aufgezählt, wobei zu bemerken ist, daß der 
sog. „Fahndungsdieüsf' von der in Ziffer 1 genannten 
Aufgabe mit umfallt wird. Die Angehörigen der Ab­
teihmg· für Vel'brechenskunde besitzen nicht die Befug­
nisse von Polizeikräften des Einzeldienstes. In der Auf­
zählung des Abs. 1 sind zugleich die Aufg·aben ent­
halten, die das Amt gegenüber dem Bundeskriminalamt 
gemäß § 3 Abs. 1 mit § 2 Ziffer 1 des Bundesgesetzes 
vom 8. März 1951 zu erfüllen hat. Soweit andere Be­
hörden als die in Abs. 1 Ziffer 4 genannten cÜe Erstat­
tung· eines kriminaltechriischen Gutachtens oder die 
Vornahme einer erkennungsdienstlichen Untersueh1mg 
wünsehen, wenden sie sieh an eine der in Ziffer 4 auf­
gezählten Behörden oder Dienststellen. 

Im Rahmen von Abs. 1 Ziffer 2 und Abs. 3 dient das 
Amt auch der Beratung und Aufklärung der Bevölkel'ung. 
Im allgemeinen ist dies jedoch eine Aufg·abe der ört·· 
liehen Polizeidienststellen, die für die Bevölkerung ohne 
Schwierigkeiten eneichbar sind und denen das Landes­
kriminalamt gemäß Abs. 1 Ziffer 2 das entsprechende 
Material zur Verfügung stellt. 

Abs. 2 soll die Stellung des Landeskriminalamtes 
als der amtlichen zentralen kriminaltechnischen Gut­
achterstelle sichern und zwar sowohl für Fälle von 
überörtlicher Bedeutung, wie z. B. den SchuRwaffen­
erkennungsdienst, als auch für Fälle. in denen auf Grund 
anderer Rechtsvorschri.ften die Eit~richtung einer zen­
tralen kriminaltechnisehen Gutachterstelle vorgeschrieben 
ist, wie z. B. bisher im Glückspieh\Tesen. Die ergänzende 
Befugnis zur Sammlung der notwendigen Nachrichten 
und Unterlagen ergibt sich bereits aus Abs. 1 Ziffer 1. 
Die Verweisung auf die in Art. 52 genannten Merkmale 
der überörtlichkeit schließt die Erstattung von Gutachten 
in Fällen von nur örtlieher .Bedeutung aus, gestattet 
r:}:>er, wenn die Merkmale vorliegen, Gutachten auch in 
Ubertretungsfällen zu erteilen, wie auch Abs. 1 Ziffer 1 
auf strafbare Handlungen aller Art abstellt. Die ver­
brechenskundliche Behandlung aueh der Übertretungen 
durch· das Landeskriminalamt ist im Hinblick auf 
die Polizeistatistik sowie auf bestimmte für die All-
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gemeinheit gefährliche Tätertypen, wie z. B. Landfahrer, 
vagabundierende Bettler, reisende Dirnen u. ä„ notwendig. 
_.:i Art. 73 StPO. wird durch Art. 50 Abs. 2 d. Entw. nicht 
bcri.ihrt; die Bestimmung des Entwurfs hat daher in cler 
Hauptsache ihre bindende Wirkung nur gegeni.iber Ver­
waltungsbehörden, doch wird auch der Strafrichter in 
Fällen des Art. 50 Ahs. 2 d. Entw. § ?3 Abs. 2 StPO. zu 
beachten haben. , 

Abs. 3 soll die Erstattung! von Gutachten gegen 
Entgelt für juristische Personen aller Art und Privat­
personen ermöglichen, soweit die Arbeitsbelastlm$ de5 
Amtes dies zuläß.t. Es hat sich als wünschenswert er­
wiesen, die Erfuhrungen des Amtes auch Versicherungen, 
Lotterie- und Toto-Verwaltung·ei1 sowie sonstige für die 
Allgemeinheit bedeutsamen Unternehmen nutzbar zu 
machen. Gutachten dieser Art sollen jedoch nur erstattet 
werden, wenn an ihrem Erg·ehnis auch ein öffentliches 
Interesse besteht. Es v.-urde daher die Zustimmung des 
Staatsministeriums des Innern vorgesehen, die gegebe­
nenfalls auch für bestimmte Gruppen von Gutachten 
allgemein' erteilt werden kann. 

Zu Art. 5'1: 
Der Ermittlungsabteilung des Landeskriminalamtes 

wird die polizeiliche Verfolgung - nicht auch die Ver­
hütung - bestimmter DeliktsgTuppen i.ibertragen, wie 
es bereits in Titel 9 - 234 vorgesehen war. Hierbei han­
delt es sich um Straftaten, deren Täter in der Regel 
über weitreichende Beziehungen verfügen oder weit­
verzweigten Personenverbindungen angehören. Die Be­
arbeitung von Delikten der in Abs. 1 zuerst genannten 
drei Gruppen, i.iber deren Bekämpfung internationale 
Vereinbarungen bestehen, erfordert besonders erfahrene 
und ausgebildete Kräfte und besondere erkennungs­
dienslliche und technische Einrichtungen. Das gleiche 
g·ilt für die Verbrechen und Vergehen nach dem „Gesetz 
g;egen den verbrecherische11 und gemeingefährlichen 
Gebrauch von Sprengstoffen" vom 9. Juni 1884 (RGBI. 
S. 61) i. cl. F. der Änderungs-Verordnung vom 8. August 
1941 (RGBI. I S. 531). Hier lassen die Ereignisse und 
Erfahrungen der ji.ingsten Vergangenheit die zentrale 
Bearbeitung notwendig erscheinen. - Die Übertragung 
der allgemeinen Zuständigkeit für die Bearbeitung wei­
terer Deliktsgruppen auf das Landeskriminalamt bedarf 
in jedem Fall eines Gesetzes. 

Die Zuweisung bestimmter Aufgaben der Ver­
brechens- und Vergehensbekämpfung an das Landes­
kriminalamt bedeutet nicht, daR in diesen Fällen den 
örtlichen Polizeidienststellen das Recht und die Pflicht 
des ersten Zugriffs entzogen würde. Das Landeskriminal­
mnt kann allerdings selbständig und unabhängig von den 
iirilichen Polizeidienststellen handeln und gemäß Art. 53 
bindende Ersuchen an sie richten. Andererseits kann es 
ihnen im Rahmen des Art. 54 die Durchführung be­
stimmter Aufgaben übertragen, die an sich in die Zu­
ständigkeit des Amtes fallen. Hier, wie auch in Art. 52, 
wird daher nach außen eine konkurrierende Zuständig­
keit des Landeskriminalamtes neben der der örtlich 
zuständigen Polizeidienststellen geschaffen, die allerdings 
im Innenverhältnis durch das Ersuchensrecht nach Art. 53 
cl. Entw. modifiziert ist. 

Zu Ad. 52: 
Art. 52 sieht vor, daH die Ermittungsabteilung des 

Landeskriminalamtes neben ihren allgemeinen Aufgaben 
nach Art. 51 in bestimmten, an besondere Voraussetzun­
gen gehunclenen Einzelfällen tätig wird. Durch die Bin­
dung des Tätigwerdens def· Ermittlungsabteilung an das 
Ersuchen einer der in Art. 52 Ziffer 1 und 2 g·emmnten 
Behörden oder Polizeidienststellen wird ausgeschlossen, 
rlaR das Landeskriminalamt auf!er in den Fällen des 
Art. 51 nach eig·enem Ermessen die polizeiliche Bear­
beituug· von Straftaten mtl'nehmcn kunn. 

Auch nach Art. 52 - ebenso wie nach Art. 51 - darf 
dus Landeskriminalamt polizeiliche Maßnahmen in 
eigener Zuständigkeit nur zur polizeilichen Verfolgnng 
- nicht auch zur Verhi.itung -- treffen und dies auch 
nur bei Verbrechen und Vergehen; die Verfolgung von 
Übertretungen durch das Landeskriminalamt nach Art. 52 
ist unzulässig. 

Das Ersuchen der in Ziffer 1 und 2 genannten Behör­
den und Dienststellen ist von bestimmten Erfordernissen 
abhängig gemacht, deren Vorlieg·en von der ersuchenden 
Stelle nach pflichtgemäßem Ermessen zu prüfen ist, ehe 
clas Ersuchen ergeht. Daclurch soll in Verbindung mit 
Art. 54 d. Entw. gewährleistet werden, daß die Er­
mittlungsabteilung des Landeskriminalamtes nur in 
Fällen tätig wird, die die Bearbeitung durch eine Lan­
deszentralstelle rechtfertigen. 

Die drei Eigenschaften, die eine Straftat aufweisen 
muil, damit das Landeskriminalamt um Verfolgung er­
sucht werden kann, mi.issen nicht gleichzeitig vorhanden 
sein; das Vorliegen einer dieser Voraussetz\mgen genügt. 
Die letzte dieser Voraussetzungen, daß ein Verbreche11 
oder Vergehen „wegen der besonderen Umstände seiner 
Begehung" von den örtlichen Polizeidienststellen nicht 
wirksam bearbeitet werden kann, ist insofern von be­
sonderer Bedeutung, als hier auch an Fälle gedacht ist, 
die in der Regel örtlich bearbeitet• werden kö1111ten, 
jedoch etwa aus Gri.inden möglicher Befangenheit der ört­
lichen Ermittlungsbeamten der Bearbeitung durch die 
kriminalpolizeiliche Zentraldienststelle bedi.irfen. 

Grundsätzlich verbleibt also die Verantwortung für 
die Verbrechensbekämpfung bei den Polizeiverbänden 
des Einzeldienstes und damit bei den örtlichen Dienst­
stellen der staatlichen und gemeindlichen Polizei. 

Das Ersuchen oder die Anordnung g'emäß Art. 52 
kann jederzeit an das Landeskriminalamt ergehen, auch 
weuu in der gleichen Sache bereits ein Ermittlungsver­
fahren durch die örtlichen Polizeidienststellen ein­
g·eleitet ist, und begTi.indet dann die Zuständigkeit des 
Amtes. Erg·ibt sich im Zuge der Ermittlungen, daß die 
g·esetzlichen Voraussetzungen zum Einschteiten des 
Amtes nicht oder nicht mehr vorhanden sind, kann das 
Amt nach näherer Regelung des Art. 54 die Weiter­
bearbeitung des Falles abgeben. · 

Durch Art. 52 wird auch gewährleistet, daß das 
Landeskriminalamt die ihm nach § 4. Abs. 4 mit Abs. 2 
c)es Bundesgesetzes vom 8. März 1951 zufallenden Auf­
gaben erfüllen lrnnn. 

Die Fassung von Art. 52 Ziffer 2 schließt sich wört­
lich an § 4 Abs. 2 Buchst. b des Bundesgesetzes vom 
8. März 1951 an, wo die entsprechende Befug·1iis des 
Bundesministers des Innern gereg·elt ist. 

Zu Art. 5'3: 

Das Landeskriminalamt kann und soll personell 
nicht so ausgestattet ·werden, daf! es alle seine Auf­
gaben ausschließlich mit eigenen Dienstkräften wahrzu­
nehmen vermag. Art. 53 gewährt deshalb dem Landes­
kriminalamt das Recht, an die Polizeidienststellen des 

: Staates und der Gemeinden bindende Ersuchen zu rich­
ien. Dieses Ersuchensrecht ähnelt dem Weisungsrecht, 
clus die Staatsanwullschaften auf Grund des GVG. und 
der StPO. g·eg·enüber der Polizei haben. Es ist unerläß­
lich auch für die Fälle des § 4 Abs. 4 des Bundesgesetzes 
vom 8. März 1951, in denen das Landeskriminalamt 
selbst Einzelweisungen durch das Bundeskriminalamt 
erhalten kann; zu ihrer Ausführung müssen gegebenen­
falls auch die sonstigen Polizeidienstkräfte des Staates 
und der Gemeinden herangezogen werden können. 

Das Ersuchensrecht ist beschränkt auf die Fälle, 
in denen das Landeskriminalamt eig·ene Zuständigkeit 
besitzt. Eiue allgemeine Fachaufsicht des Landeskrimi-
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nalamtes über Kriminaldienststellen der Landpolizei und 
der gemeindlichen Polizei ergibt sich daraus nicht. 

Das Ersuchemrecht umfafH ein Informationsrecht. 
Dus Landeskriminalamt kann daher, soweit bindende 
Ersuchen ergehen kö11nen, auch die Aiden anderer 
Polizeidienststellen einsehen und Berichte anfordern. 

Zu Art. 5'4: 

Das Landeskriminalamt soll nur täiig werden, soweit 
die Eigenart der Fälle tatsächlich die Behandlung durch 
eiue überörtliche Dienststelle erfordert. Eine Belastung 
mit Bagatellangeleg·enheiten oder mit der Bearbeitung· 
von Fällen, die d nrch die örtlichen Polizeidienststellen 
wirksam erledigt werden können, ist schon aus Gründen 
der Personalersparnis und der Arbeitsintensilät zu ver­
meiden. Dem Landeskriminalamt wird clahe.r in Abs. t 
die. Befugnis eingeräumt, in den Fällen seiner allg·emei­
nen Zuständigkeit nach Art. 51 die Verfolg·ung einzelner 
Straftaten oder die Vornahme einzelner Maflnahmen, bei 
denen das Amt sein eigenes Erngreifen nach pflicht­
gemäLlE)m Ermessen nicht für erforderlich hält, an die 
örtlich zuständigen Polizeidienststellen abzugeben. 

Abs. 2 enthält eine entsprechende Befugnis für die 
Fälle des Art. 52. Da nach Art. 52 die Zuständigkeit des 
Amtes jedoch jeweils auf einem Einzelersuchen der dazu 
berechtigten Behörden und Dienststellen oder einer Ein­
zelanordnung des Staatsministeriums des Innern bernht, 
ist es erforderlich, die Abgabe der Bearbeitung an die · 
örtlichen Polizeidienststellen im Einvernehmen mit den 
:Behörden oder Dienststellen vorzunehmen, die das Tätig­
werden des Landeskriminalamtes veranlaflt haben oder 
gegebenenfalls die Zustimmung des Staatsministeriums 
des Innern einzuholen. 

Zu Art. 5'5': 

Diese Vorschrift soll die reibungslose und vertrauens- · 
volle Zusammenarbeit der Ermittlungsabteilung des Lan­
deskriminalamtes und der örtlichen Polizeidienststellen 
gewährleisten. Jede mögliche Zusammenarbeit soll in 
engstt::m gegenseitigem Einvernehmen geplant und vor­
bereitet werden. Darüber hinaus ist auch in Fällen, in 
denen das Landeskriminalamt selbst nicht zuständig ist, 
die Entsendung von Spezialisten zur Beratung und Vor­
bereitung des polizeilichen Zugriffs möglich. Der Zugriff 
selbst muLl jedoch stets der dafür im Einzelfall zustän­
digen Polizeidienststelle vorbehalten bleiben. 

Die in den Sätzen 2 und 5 des Art. 51 vorgesehene 
Unterrichtung der örtlichen Polizeidienststellen ist nicht 
in das Ermessen des Landeskriminalamtes gestellt, son­
dern diesem als Verpflichtung auferlegt, wie sich aus 
dem Zusammenhalt der genannten Sätze ergibt. 

Zu Art. 5'6: 

In Art. 56 Abs. 1 wird festgestellt, daLl auch für die 
Dienstkräfte Cier Ermittlungsabteilung· des Lm1des­
kriminalamtes, die im Einzeldienst verwendet werden, 
Art. 5 Abs. 1 des Entw. gilt und zwar nicht entsprechend, 
sondern unmittelbar. Darin kommt zugleich zum Aus­
druck, daR der AuRendienst dieser Kräfte „ständiger 
polizeilicher Vollzugsdienst" im Sinne der genannte1i 
Bestimmung des Enh\Turfs ist. Diese Dienstkräfte haben 
daher auch die Befugnisse, die in den bestehenden 
Gesetzen den Polizeikräften des Vollzugsdienstes vor­
behalten sind. Die Ausübung der Befugnisse ist an die 
gleichen gesetzlichen Voraussetzungen und Grenzen 
gebunden wie jedes andere polizeiliche Eingreifen. Ins­
besondere gelten für die im A uRendienst verwendeten 
Beamten der Ermittlungsabteilung auch die Vorschriften 
des Gesetzes über die Anwendung unmittelbaren Zwan­
ges vom 22. Aug·ust 1950 (GVBL S. 259). 

Abs. 2 regelt die .Amtshilfe. Er soll den Dienst­
kräften des Landeskriminalamtes die für ihr erfolg~ 
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reiches Arbeiten vielfach unerläRliche Unterstützung 
durch die örtlichen Polizeidienslslellen sichern und hat 
neben Art. 55 d. Enlw„ der sich auf eig·enes Handeln 
der örtlichen Polizeidienstsi.elleu bezieht, und wegen 
der Sonderregelung des Ersuchensrechtes auch neben 
Art. 1 Abs. 2 selbstänclig·e Bedeutung'. 

Zu Art. 5'?: 

s 5 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom S. März 1951 ver­
prlichlet die Länder, für ihren ßeJ"Cich zentrale Dienst­
stellen der Kriminalpolizei (Landeskriminalämter) zu 
unterhalten. In Art. 5? Abs. 1 wird festgestellt, daR für 
ßayeru das Landeskriminalamt die Dienststelle im Sinne 
von § 5 Abs. 1 des Bundesgesetzes ist. 

Nach § 4 Abs. 2 Buchsl. a des Bundesgesetzes vom 
8. März 1951 hat das Bundeskriminalamt eine strafbare 
.Handlung selbst zu verfolg·en, wenn „eine zuständige 
Landesbehörde" darum ersucht. Art. 55 Abs. 2 des vor­
liegenden Entwurfs bezeichnet als solche ausschlieRlich 
das Staatsministerium d'cs Innern. Dies erscheint zweck­
miifüg und geboten, weil das Staatsministerium des 
Innern das für die Aufrechterhaltung· der öffentlichen 
Sicherheit allgemein verantwortliche Ministerium ist, dem 
auch die oberste Dienstaufsicht über alle Dienststellen 
und Einrichtungen der staatlichen Polizei und die oberste 
Ret;Msaufsicht iiber die Gemeinden zusteht. 

Teil IV: E i n s a t z cl e r P o 1 i z e i i m F a 11 
eines öffentlichen Notstandes 

Die Art. 58 bis 60 d. Enlw. treten an die Stelle des 
Gesetzes über die Verwendung der Polizei im Falle eines 
öffentlichen Notstandes vom 24. November 1950 (GVBl 
S. 240), dessen Regelungen aus systematischen Gründen 
als notwendiger Bestandteil zum. vorliegenden Gesamt­
entwurf gehören. Die Grundsätze des Gesetzes vom 
24. November 1950 werden dabei in vollem Umfange 
übernommen, die Ausdrucksweise wird jedoch der des 
vorliegenden Gesamtentwurfs angepaRt. So wird in An­
lehnung an den Sprachgebrauch in der verwandten Be­
stimmung des Art. 42 Abs. 2 in der Überschrift zu 
Teil IV wie auch im Text der nachfolgenden Bestim­
mungen selbst einheitlich von „Einsatz" der Polizei statt 
YOn „Verwendung" gesprochen. 

Zu Art. 5'8: 

Art. 58 bestimmt in Abs. 1 die Voraussetzung, unter 
der dem Staatsminister des Innern das Recht zusteht, 
alle verfüg·baren Polizeidienstkräfte des Staates und der 
Gemeinden zur Hilfeleish1ng einzusetzen. Entsprechend 

· clel' Reg·elung in Art. 44 d. Entw. und aus den gleichen 
Gründen ist das Einsatzrecht dem Staatsminister des 
Innern oder seinem Vertreter im Amt persönlich vor­
behalten. 

Voraussetzung des Einsatzes ist das Vorliegen eines 
„öffentlichen Notstandes", der in Abs. 2 nicht mehr -
·wie in Art. 1 des Gesetzes vom 24. November 1950 -
unter Zuhilfenahme des unbestimmten Ausdrucks „Sicher­
heit und Ordnung" umschrieben wird. Ähnlich wie in 
den Art. 22 und 42 Abs. 2 cl. Entw. wird er durch die 
Tatsache gekennzeichnet, daH die örtlich zuständigen 
Polizeidienstkräfte aus irg·endeinem Grund nicht oder 
nicht mehr zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben 
in der Lage oder bereit sind. Dabei wird von der Ein­
satzmög·lichkeit des Art. 58 Abs. 2 in der Reg·el erst 
Gebrauch zu machen sein, wenn die eng·er umschriebenen 
Einsatzmög;lichkeiten nach Ad. 21, 22 und 42 Abs. 2 zur 
Behebung des Notstandes nicht ausreichen. 

DaR es sich bei Art. 58 stets um· einen Fall von 
überörtlicher Bedeutung handeln muLl, was in Art. 1 des 
Gesetzes vom 24. November 1950 ausdrücklich hervor-
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gehoben worden war, ergibt sich aus dem Wortlaut von 
Abs. 2. Fälle, in denen die örtlich zuständigen Polizei­
dienstkräfte ihre gesetzlichen Aufgaben nicht erfüllen 
können oder wollen, sind stets von überörtlicher Bedeu­
tung, denn es ist eine unabweisbare Pflicht des Staates, 
die Aufrechterhaltung eines rechtlich geordneten Zu­
standes in jedem Falle zu gewährleisten. 

Zu Art. 59: 

Abs. 1 enthält den gleichen Grundsatz wie Art. 2 
des Gesetzes vom 24. November J950, stellt aber ent­
sprechend der Systematik des Gesamtentwurfs nicht 
mehr auf das „Störungsgebiet" ab, sondern auf die regel­
mäßige örtliche Zuständigkeit. „Leitender örtlicher Poli­
zeibeamter" kann dabei sowohl der leitende Beamte 
einer Gemeindepolizei wie auch der jeweils höchste 
Polizeibeamte der staatlichen Polizei sein, wenn zum 
Notstandsgebiet ausschliefllich Dienstbereiche der Land­
oder Grenzpolizei gehören. 

Abs. 2 gibt - wie bisher Art. 3 Abs. 2 des Gesetzes 
vom 24. November 1950 - dem Staatsminister des In­
nern das Recht, einen Leiter des Notstandseinsatzes zu 
bestimmen, wenn der nach Abs. 1 hierfür vorgesehene 
leitende örtliche Polizeibeamte zur Leitung des Einsatzes 
nicht in der Lage oder nicht bereit ist. Die Worte „nicht 
in der Lage" umfassen Gründe jeder Art, also rechtliche 
wie tatsächliche, sachliche wie persönliche. 

An den rechtlichen Beziehungen zwischen den Ge­
meinden und den staatlichen Behörden der allgemeinen 
inneren Verwaltung· einerseits und der Polizei anderer­
seits (vgl. die Art. 12, 15, 31 und 32) wird durch Art. 59 
nichts geändert. 

Zu Art. 60: 

Die Vorschrift entspl'icht wortgetreu dem Art. 4 <1es 
Gesetzes vom 24. November 1950. 

Teil V: Beschaffungsamt für Polizei­
ausrüstung 

Die Art. 61 bis 63 enthalten, wiederum ohne grund­
sätzliche Änderungen, die Regelungen der Verordnung 
Nr. 89 über die Errichtung eines „Landesbeschaffungs­
amtes für Polizeiausrüstung" voni 1. Mai 1946 (GVBL 
S. 296). Auch die Übernahme dieser Bestimmungen in 
den voriiegenden Entwurf war aus systematischen Grün­
den notwendig. Die Gliederung und der sprachliche Aus­
druck der Bestimmungen vrnrden ebenfolls dem Ge~ 
samtentwurf angeglichen. 

Zu Art. 61: 

Art. 61 bringt die organisationsrechtliche Grund­
bestimmung· für den Fortbestand des auf Grund der 
Verordnung vom 1. Mai 1946 bereits errichteten Amtes 
bei dessen Bezeichnung künftig der Wortbestandteil 
„Landes-" fortfällt, wie es auch bei der Neubezeichnung 
der Grenzpolizei vorgesehen ist. 

Zu Art. 62: 

Art. 62 bestimmt entsprechend § 2 der Vero~dnung 
vom 1. Mai 1946 die Stellung und den Dienstsitz des 
Beschaffungsamtes. 

Zu Art 63: 

Hier wird die Aufgabe des Amtes in Anlehnung an 
§ 1 der Verordnung vom 1. Mai 1946 festgestellt. Sie 
wird gegenüber der bisherigen Fassung ausdrücklich 
auf die Beschaffung von Bewaffnung und Bekleidung 
ansg·edehnt, um mögliche Auslegungsschwierigkeiten zu 
vermeiden. 

Das Amt hat, wie sich aus dem Wortlaut der Ver­
ordnung vom 1. Mai 1946 erg'ibt, auch für die Ausstattung 

der Polizei der Gemeinden zu sorgen. Im Interesse der 
Einheitlichkeit der Ausrüstung und wegen der wirt­
schaftlichen Vorteile gemeinsamer Beschaffung ist es 
wünschenswert, daß auch die Gemeinden von der Ein­
richtung des Beschaffungsamtes Gebrauch machen. 

Hinsichtlich der Bekleidung wird das Amt in der 
Regel nur für die Beschaffung des Hohmaterials, nicht 
aber für die Fertigung zu sorgen haben; eine Ausnahme 
dürfte nur die Beschaffung der Uniformen für die Bereit­
schaftspolizei bilden. Art. 63 steht daher nicht in Wider­
spruch zu Art. 153 B. Verf. 

Zu Art. 64: 

Teil VI: Übergangs- und 
Schlußbestimmungen 

Diese Bestimmung· enthält die übergang·sreg·elung 
für die Gemeinden, die auf Grund der bisher geltenden 
Bestimmungen des Titel 9 keine eigene Gemeindepolizei 
zu errichten brauchten oder die Errichtung zurückgestellt 
haben. Da bereits auf Grund des Titel 9 alle Gemein­
den - nicht nur die über 5000 Einwohner - eine 
eig·ene Polizei errichten konnten, ist dies in aller Reg·el 
nur in Gemeinden unterblieben, die aus Griinclen man­
gelnder Leistungsfähigkeit eine eigne Polizei abgelehnt 
haben. Bei der verhältnismäßig groHen Zahl der hier 
in Betracht kommenden kleineren und kleinsten Gemein­
den kann unterstellt werden, daß die Voraussetzung· für 
die Errichtung einer eigenen Polizei in dem durch Art. 9 
Abs. 1 Satz 2 gebotenen Mindestumfang selbst bei Ge­
währung staatlicher Polizeikostenzuschüsse auf die 
Dauer nicht möglich ist. Art. 64 lä!H es daher bei dem 
bisherigen Zustand bewenden, es sei denn, ciaß eine 
Gemeinde selbst die Neuerrichtung einer eigenen Polizei 
beschließt und die Leistungsfähigkeit der Gemeinde 
dauernd g·esichert erscheint. 

Die Bestimmung erstreckt sich nur auf kreisange­
hörige Gemeinden, da alle kreisfreien Gemeinden, die 
nach Art. 9 Abs. 1 ausnahmslos zur Errichtung einer 
eigenen Polizei verpflichtet sind, diese 1 gegenwärtig· 
bereits haben. Im übrigen wird auf den letzten Absatz 
der Begründung zu Art. 9 Bezug genommen. 

Die Errichtung einer Gemeindepolizei richtet &ich 
auch im Fall des Art. 64 nach Art. 9 ff. 

Zu Art. 65': 

Gemäß Art. 24 hat in gemeindefreien Gebieten 
grundsätzlich die Landpolizei den ständigen polizeilichen 
Vollzugsdienst wahrzunehmen. Dies würde jedoch in 
den Fällen des Art. 65 zu bedeutenden Schwierigkeiten 
führen, weil die Grenzen des Gemeindegebiets hier 
schwer erkennbar sind und die Betreuung durch die in 
der Regel von Gebieten der genannten Art weiter ent­
fernt liegenden Landpolizeistationen unzweckmäßig und 
unwirtschaftlich wäre .. 

Art. 65 bezieht sich - wie ausdrücklich hervorzu­
heben ist - nur auf gemeindefreie Gebiete oder Teile 
von solchen, nicht aber auf Gebiete von Gemeinden ohne 
eigene Polizei, für die die Zuständigkeitsregelung· des 
Art. 24 Satz 1 ausnahmslos gilt. 

Die Sonderregelung des Art. 65 wurde in die Über­
gangsvorschriften eingeordnet, weil damit gerechnet 
werden kann, daß im Zuge der Verwirklichung der 
neuen Gemeindeordnung die Eingemeindung von Flächen 
der hier behandelten Art in wenigen Jahren vollzogen 
sein wird. 

Zu Art. 66: 

Diese Vorschrift soll die Möglichkeit bieten, die 
Verwaltungsorganisation der Polizei dadurch zu ver­
~infachen, daß die Wahrnehmung· einzelner Aufgaben 



:wnlrnler staatlicher Polizeidienststellen einer dieser 
Stellen allein zur Wahrnehmung zugleich für alle an­
deren übertragen werd!3n kann. Für eine solche Über­
tragung können beispielsweise Wütschaftsangelegen­
heiten, technisches Fernmeldewesen und Kraftfahrwesen 
in Betracl1t kommen. Nach Art. 66 wird es möglicl1 sein, 
derartige Tätigkeiten für mehrere Polizeiverbände oder 
-zweig·e organisatorisch bei einer Zentralstelle zusam­
menzufassen, ohne sie an das Ministerium heranziehen 
oder eine besondere Verwaltungsstelle dafür einrichten 
zu müssen. 

Zu Art. 6?: 

Art. 6? soll die durch Art. 6 den Polizeibeamten im 
Probedienst eing·eräumten Versorg·ungsansprüche auch 
solchen ehemaligen Probebeamten sichern, bei denen der 
Versorgungstatbestand vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
ein g·etreten ist. 

Zu Art. 68 bis ?1: 

Nach dem 8. Mai 1945 wurden bei der staatlidien 
Polizei in zahlreichen Fällen Beamtenernennung·en vor­
g·enommen, die den strengen Formvorsdiriften der §§ 2? 
und 28 DBG. und der Art. 9 und 11 BBG. niclit g·enügten, 
so dafl die Ernennungen nicht rechtswirksam waren. ln­
zwiscl1en wurden in den in Betracht kommenden Fällen 
formgültig·e Ernennung·si1rkunden ausgehändigt, durch 
die jedocl1 g·emäfl Art. 9 und 50 Abs. 2 BBG. das Be­
amtenverhältnis frühestens mit dem Tag der Aushäncli­
gung der Urkunde begründet werden konnte. Die Art. 68 
bis ?1 d. Entw. sollen den dort genannten Personen die 
beamtemechtliche Stellung sicl1en1, die sie bei orclnungs­
gemäfler Ernennung· erlangt haben würden und zwar 
von dem Zeitpunkt an, in dem das Beamtenverhältnis 
nach dem erkennbaren Willen der zuständigen Ernen­
nungsbehörde und dem jeweils geltenden Beamtenrecht 
begründet werden sollte und konnte. 

Zu Art. ?2: 

Art. ?2 bringt eine überleitungsvorschrift für die 
Veränderung der Bezeichnungen der Lanclesgrenzpofrwi 
und der Dienststellen der Land- und Grenzpolizei. 

Zu Art. ?3: 

Durch diese Vorschrift werden die Dienstkräfte und 
Einrichtungen des Zentralamts für Kriminaliclentifizie-
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rtmg uud Polizeislalislik de::; Landes Bayern auf du::; 
durch das Org·ani:;utionsgeseLz neu zu errichtende und 
mit erweiterten Befugnissen auszustattende Landes­
kriminalamt übergeleitet; damit wird auch die Frage 
der Reditsnachfolge geklärt. 

Zu A1·t. ?4: 

Hier wird dem Staatsministerium des Innern als 
dem für die öffentliche Sicherheit allgemein verantwort­
lichen und in allen die Polizei betreffenden Angeleg·en­
heiten federführenden Ministerium die Befugnis zum 
Erlafl der zur Ausführung des Gesetzes notwendigen 
Vorschriften übertragen, die in Art. ?4 nodi näher, wenn 
auch nicht erschöpfend, umschrieben werden. 

Das Einvernehmen mit dem Staatsministerium der 
Finanzen ist für alle Vorschriften vorgesehen, bei denen 
es der Natur der Sache nach erforderlich ist. 

Dafl die Durchführungsvorsdiriften auch mit bindeil­
der Wirkung für die Gemeinden zu erlassen sind, ist 
1vegen des Grundsatzes der Einheitlichkeit des polizei­
lichen Dienstes notwendig (vgl. o. A III 4). Aus dem 
g·leichen Grund ist in Abs. 3 die Zustimmung des Staats­
ministeriums des Innern für die Wirksamkeit gemeind­
licher Polizeidiei1stvorschriften vorgesehen. Das Staats­
ministerium des Innern ist .Teeloch durch Abs. 4 noch 
ausdrücklich verpflichtet, in allen Fällen auf die Belange 
der Gemeinden die im Hinblick auf ihre verfassungsrecht­
liche Sonderstellung gebotene Rücksidit zu nehmen. 

Zu Art. ?5': 

Durch Art. ?5 werden die Gesetze und sonstigen 
Rechtsvorschriften förmlich aufgehoben, die durch den 
Erlafl des Org·anisationsgesetzes gegenstandslos werden. 
Soweit polizeiliche Organisations- und Zuständigkeits­
bestimmungen bereits früher ausdrücklich oder still­
schweigend - z. B. auf Grund Besatzungsrechts - außer 
Kraft getreten sincl, hat es dabei sein Bewenden; dies 
gilt vor allem für die Bestimmungen über die Einrich­
tung und die Zuständigkeit staatlicher Polizeibehörden 
oder -verbände in München, Nürnherg-Flirth, Augsburg', 
Würzburg, Regensburg und Hof. 

Zu Art. ?6: 

Art. 76 sieht gemäfl Art. ?6 Ahs. 2 B. Verf. die Be­
stimmung des Tages vor, an dem das Gesetz in Kraft 
treten soll. 




